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Gesetz über die aufgrund der Einführung einer allgemeinen 
Informationsfreiheit erforderliche Anpassung der Tiroler 
Landesrechtsordnung (Tiroler Informationsfreiheits-
Anpassungsgesetz) 
 
 
 
 

Textgegenüberstellung/Begutachtung 
 
 
 

1. Abschnitt 

Organisationsrecht, Wahlrecht, Gemeinderecht 

Artikel 1 

Änderung des Landes-Verlautbarungsgesetzes 2021 

§ 3 

Kundmachung der Verlautbarungen im Landesgesetzblatt 

(1) Die Kundmachung der im Landesgesetzblatt enthaltenen 
Verlautbarungen hat elektronisch im Rahmen des Rechtsinformationssystems 
des Bundes (RIS) zu erfolgen. 

(2) Der Landeshauptmann hat dem für die Bereitstellung des RIS 
zuständigen Mitglied der Bundesregierung Dokumente, die im 
Landesgesetzblatt kundzumachende Verlautbarungen enthalten, in einer dem 
§ 11 Abs. 1 entsprechenden Weise zur Kundmachung elektronisch zu 
übermitteln. Nach der Freigabe zur Abfrage hat das angeführte Mitglied der 
Bundesregierung diese im Internet unter der Adresse „www.ris.bka.gv.at“ zur 
Abfrage bereit zu halten. 

(3) Die Kundmachung wird mit der Freigabe zur Abfrage bewirkt. Bei 
jeder Verlautbarung ist der Tag der Freigabe zur Abfrage als Tag der 
Kundmachung anzugeben und auf die Internetadresse nach Abs. 2 
hinzuweisen. 

(4) Die im Landesgesetzblatt enthaltenen Verlautbarungen können 
erforderlichenfalls auch noch in anderer geeigneter Weise zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht werden. 

(5) Wenn und solange die Bereitstellung der im Landesgesetzblatt 
kundzumachenden Verlautbarungen zur Abfrage im Internet nicht bloß 
vorübergehend unmöglich ist, hat deren Kundmachung in einer anderen, dem 
Art. 41a Abs. 2 der Tiroler Landesordnung 1989 entsprechenden Weise zu 
erfolgen. Die so kundgemachten Verlautbarungen sind ehestmöglich im 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) wiederzugeben. Die Wiedergabe 
hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

(6) Soweit Materialien (Erläuternde Bemerkungen und dergleichen) zu 
den kundgemachten Rechtsvorschriften vorhanden sind, sind diese tunlichst 
gemeinsam mit der Kundmachung unter der in Abs. 2 genannten 
Internetadresse dauerhaft zu veröffentlichen. 

§ 7 

Kundmachung der Verlautbarungen nach den §§ 5 und 6 

Die Kundmachung der im Verordnungsblatt für Tirol und im 
Verordnungsblatt für den Bezirk enthaltenen Verlautbarungen hat elektronisch 
im Rahmen des Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) zu erfolgen. § 3 
Abs. 2 bis 5 § 3 Abs. 2 bis 6 ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
die dort angeführten Verpflichtungen des Landeshauptmannes hinsichtlich des 
Verordnungsblatts für den Bezirk dem jeweiligen Bezirkshauptmann obliegen. 

§ 10 

Kundmachung der Verlautbarungen im Bote für Tirol 

(1) Die Kundmachung der im Bote für Tirol enthaltenen Verlautbarungen 
hat im Rahmen des Internetauftrittes des Landes Tirol unter der Adresse 
„www.tirol.gv.at/Bote“unter der Adresse ‚www.tirol.gv.at/bote zu erfolgen. 

(2) Die Kundmachung wird mit der Freigabe zur Abfrage bewirkt. Bei 
jedem Stück ist der Tag der Freigabe zur Abfrage als Tag der Kundmachung 
anzugeben und auf die Internetadresse nach Abs. 1 hinzuweisen. 
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(3) Die im Bote für Tirol enthaltenen Verlautbarungen können 
erforderlichenfalls auch noch in anderer geeigneter Weise zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht werden. 

(4) Wenn und solange die Bereitstellung der im Bote für Tirol 
kundzumachenden Verlautbarungen zur Abfrage im Internet nicht bloß 
vorübergehend unmöglich ist, hat deren Kundmachung in einer Weise zu 
erfolgen, durch die sichergestellt ist, dass die Verlautbarungen allgemein 
zugänglich sind und in ihrer kundgemachten Form vollständig und auf Dauer 
ermittelt werden können. Die so kundgemachten Verlautbarungen sind 
ehestmöglich unter der im Abs. 1 genannten Adresse wiederzugeben. Die 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art 
der Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. den Beginn eines 
Fristenlaufes zu enthalten. 

 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Untersuchungsausschüsse 

§ 8 

Beschränkungen für die Befragung von Auskunftspersonen 

(1) Als Auskunftsperson dürfen nicht befragt werden: 

 a) Personen, die zur Mitteilung ihrer Wahrnehmungen unfähig sind oder 
die zu der Zeit, auf die sich ihre Aussage beziehen soll, zur 
Wahrnehmung der zu beweisenden Tatsachen unfähig waren, 

 b) Geistliche darüber, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem 
Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde. 

(2) Öffentlich Bedienstete dürfen sich bei der Befragung nicht auf die 
Amtsverschwiegenheit berufen. Hält es die Dienstbehörde auf Grund der 
Verständigung nach § 7 Abs. 3 für erforderlich, dass ein öffentlich 
Bediensteter über bestimmte Tatsachen die Verschwiegenheit wahrt, so hat sie 
dies dem Untersuchungsausschuss mitzuteilen. In einem solchen Fall kann der 
Verfahrensleiter anordnen, dass der öffentlich Bedienstete wegen der 
Wichtigkeit seiner Aussage dennoch aussagen muss. 

(2) Öffentlich Bedienstete dürfen sich bei der Befragung nicht auf eine 
Geheimhaltungspflicht berufen. Hält es die Dienstbehörde auf Grund der 

Verständigung nach § 7 Abs. 3 für erforderlich, dass ein öffentlich 
Bediensteter über bestimmte Tatsachen die Geheimhaltung wahrt, so hat sie 
dies dem Untersuchungsausschuss mitzuteilen. In einem solchen Fall kann der 
Verfahrensleiter anordnen, dass der öffentlich Bedienstete wegen der 
Wichtigkeit seiner Aussage dennoch aussagen muss. 

§ 9 

Verweigerung der Aussage 

(1) Die Aussage darf von einer Auskunftsperson verweigert werden: 

 a) über Fragen, deren Beantwortung die Privatsphäre der 
Auskunftsperson oder eines Angehörigen nach § 72 des 
Strafgesetzbuches betreffen oder für sie oder für einen solchen 
Angehörigen die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung nach sich 
ziehen würde, 

 b) über Fragen, deren Beantwortung für die Auskunftsperson oder einen 
in der lit. a genannten Angehörigen einen unmittelbaren bedeutenden 
vermögensrechtlichen Nachteil nach sich ziehen würde, 

 c) über Fragen, die sie nicht beantworten könnte, ohne eine gesetzlich 
anerkannte Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht zu verletzen, sofern sie nicht von dieser 
Pflicht gültig entbunden wurde, soweit sich aus § 8 Abs. 2 nichts 
anderes ergibt, 

 d) in Ansehung desjenigen, was ihr in ihrer Eigenschaft als Verteidiger 
oder Rechtsanwalt bekannt geworden ist, 

 e) über Fragen, die sie nicht beantworten könnte, ohne ein Kunst- oder 
Geschäftsgeheimnis zu offenbaren, 

 f) über Fragen, wie sie ihr Wahlrecht oder Stimmrecht ausgeübt hat, 
wenn dessen Ausübung gesetzlich für geheim erklärt ist. 

(2) Die Aussage kann in den Fällen nach Abs. 1 lit. a und b mit Rücksicht 
auf die dort genannten Angehörigen auch dann verweigert werden, wenn das 
die Angehörigeneigenschaft begründende eheliche Verhältnis nicht mehr 
besteht. 

(3) Über die Errichtung und den Inhalt von Rechtsgeschäften, bei denen 
die Auskunftsperson als Urkundsperson beigezogen worden ist, darf die 
Aussage wegen eines zu besorgenden vermögensrechtlichen Nachteils nicht 
verweigert werden. 
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(4) Will eine Auskunftsperson die Aussage verweigern, so hat sie die 
Gründe der Weigerung bei der zu ihrer Befragung bestimmten Sitzung oder in 
ihrer schriftlichen Äußerung anzugeben und auf Verlangen des 
Verfahrensleiters glaubhaft zu machen. 

(5) Der Verfahrensleiter entscheidet über die Rechtmäßigkeit der 
Weigerung und hat dies der Auskunftsperson mitzuteilen. 

(6) Landes- und Gemeindebedienstete, die ungerechtfertigt die Aussage 
verweigern, begehen eine Dienstpflichtverletzung. 

 

Artikel 3 

Änderung des Tiroler Landesrechnungshofgesetzes 

§ 5 

Befugnisse des Landesrechnungshofes 

(1) Der Landesrechnungshof ist befugt, in Ausübung und zum Zweck der 
ihm obliegenden Prüfungstätigkeit mit allen seiner Prüfungszuständigkeit 
unterliegenden Dienststellen, Unternehmen und sonstigen Einrichtungen und 
Rechtsträgern unmittelbar zu verkehren. 

(2) Der Landesrechnungshof ist weiters befugt, 

 a) von den im Abs. 1 genannten Dienststellen, Unternehmen, 
sonstigen Einrichtungen und Rechtsträgern  

 1. jederzeit schriftlich oder im kurzen Weg alle ihm erforderlich 
scheinenden Auskünfte und 

 2. die Übermittlung von Akten, Rechnungsbüchern und Belegen sowie 
von sonstigen Aufzeichnungen und Unterlagen  

zu verlangen, 

 b) durch seine Organe an Ort und Stelle in die mit der Gebarung im 
Zusammenhang stehenden Bücher, Rechnungsbelege und sonstigen 
Behelfe einschließlich Datenverarbeitungsanlagen Einschau zu 
nehmen, 

 c) Lokalerhebungen selbst durchzuführen oder deren Durchführung 
bei einer Dienststelle durch die vorgesetzte Verwaltungsbehörde zu 
veranlassen und daran durch seine Organe teilzunehmen, wobei die 

Prüfung von Kassen nur unter Beiziehung eines leitenden 
Bediensteten der betreffenden Dienststelle zulässig ist, 

 d) Personen, die nicht bei der überprüften Stelle tätig sind, als 
Auskunftspersonen anzuhören, sofern dem nicht eine von der 
betreffenden Person wahrzunehmende gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht entgegensteht. 

(3) Die Anfragen und Auskunftsersuchen des Landesrechnungshofes sind 
vollinhaltlich und unmittelbar zu beantworten. Insbesondere sind dem 
Landesrechnungshof auf sein Verlangen von allen Dienststellen des Landes 
Tirol sowie von den Organen der seiner Prüfungszuständigkeit unterliegenden 
Unternehmen, sonstigen Einrichtungen und Rechtsträger 

 a) Auskünfte jederzeit vollständig und richtig zu erteilen sowie 
insbesondere der Zugriff zu und das Kopieren von 
automationsunterstützt gespeicherten Daten zu gewähren, 

 b) verlangte Akten, Rechnungsbücher, Belege, sonstige Aufzeichnungen 
und Unterlagen unverzüglich zur Verfügung zu stellen und 

 c) Haushaltsvoranschläge, Rechnungsabschlüsse, Bilanzen und 
Erfolgsrechnungen einschließlich der Geschäftsberichte und 
Wirtschaftspläne 

vorzulegen. 

(4) Der Landesrechnungshof kann sich zur Besorgung seiner Aufgaben 
geeigneter Sachverständiger bedienen. Die Sachverständigen sind, sofern sie 
nicht bereits allgemein gerichtlich beeidet sind, vom Direktor des 
Landesrechnungshofes zu beeiden. Sie sind zur Verschwiegenheit über alle 
ihnen aus ihrer Tätigkeit für den Landesrechnungshof bekannt gewordenen 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verpflichtet. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für den 
Landesrechnungshof bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG, insbesondere zur Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen, 
erforderlich ist. 
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§ 6a 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Der Landesrechnungshof ist im Rahmen der Erfüllung der ihm nach 
diesem Gesetz zukommenden Aufgaben Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, in Fällen des § 2 
Abs. 1 lit. b des Tiroler Datenverarbeitungsgesetzes, LGBl. Nr. 143/2018, in 
der jeweils geltenden Fassung, gemeinsam mit dem Amt der Tiroler 
Landesregierung. 

(2) Welche Daten die Verantwortlichen nach Abs. 1 verarbeiten dürfen, 
richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die für die der Prüfungszuständigkeit 
des Landesrechnungshofes unterliegenden Dienststellen, Unternehmen und 
sonstigen Einrichtungen und Rechtsträger gelten. 

(3) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen haben personenbezogene Daten 
nach Abs. 2 zu löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(4) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(5) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

§ 6a 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Der Landesrechnungshof ist im Rahmen der Erfüllung seiner 
gesetzlichen Aufgaben Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1. 

(2) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen sind berechtigt, personenbezogene 
Daten zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des Landesrechnungshofes zu 
verarbeiten. Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinn des Art. 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung ist 
zulässig, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landesrechnungshofes 
erforderlich ist und somit ein erhebliches öffentliches Interesse an der 
Verarbeitung besteht und wirksame Maßnahmen zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Personen bestehen. Die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten über gerichtlich oder verwaltungsbehördlich 
strafbare Handlungen oder Unterlassungen, insbesondere auch über den 
Verdacht der Begehung von Straftaten, sowie über strafrechtliche 
Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist zulässig, soweit und solange 
dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landesrechnungshofes erforderlich ist. 
Welche Daten die Verantwortlichen nach Abs. 1 verarbeiten dürfen, richtet 
sich nach den Rechtsvorschriften, die für die der Prüfungszuständigkeit des 
Landesrechnungshofes unterliegenden Dienststellen, Unternehmen und 
sonstigen Einrichtungen und Rechtsträger gelten. 

(3) In Bezug auf die von den der Prüfungszuständigkeit des 
Landesrechnungshofes unterliegenden Dienststellen, Unternehmen und 
sonstigen Einrichtungen und Rechtsträgern erlangten Informationen nach § 5 
Abs. 2 sind die Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 der 
Datenschutz-Grundverordnung und § 1 des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 
165/1999, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2024, bei der 
jeweiligen Stelle nach § 5 Abs. 1 geltend zu machen. Diese hat den 
Landesrechnungshof unverzüglich schriftlich über allenfalls getroffene 
Veranlassungen zu informieren und gegebenenfalls die datenschutzrechtlich 
angepasste Version der Information zu übermitteln. Diese ist der weiteren 
Behandlung im Landesrechnungshof zugrunde zu legen, sofern dem nicht 
überwiegende Gründe entgegenstehen. 
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(4) Bei Ausübung der dem Landesrechnungshof gesetzlich übertragenen 
Aufgaben gelten die Rechte der betroffenen Personen nach Art. 13 bis 19 und 
21 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 Abs. 3, § 43, § 44 und § 45 des 
Datenschutzgesetzes im Hinblick auf Art. 23 Abs. 1 lit. e und h der 
Datenschutz-Grundverordnung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

 a) Die nach Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung und § 43 
des Datenschutzgesetzes vorgeschriebenen Informationen sind in 
Form einer Erklärung auf elektronischem Weg zur Verfügung zu 
stellen (Datenschutzerklärung). Die Informationspflicht nach Art. 14 
Abs. 2 lit. f der Datenschutz-Grundverordnung findet keine 
Anwendung. 

 b) Das Recht auf Auskunft (Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung, § 
1 Abs. 3 Z 1 und § 44 des Datenschutzgesetzes) findet hinsichtlich der 
Datenverarbeitungen durch den Landesrechnungshof bei 
Wahrnehmung seiner gesetzlich übertragenen Prüf- und 
Kontrollaufgaben keine Anwendung. 

 c) Das Recht auf Berichtigung (Art. 16 der Datenschutz-
Grundverordnung, § 1 Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes) 
ist auf Schreibfehler und andere offensichtliche Unrichtigkeiten 
beschränkt. Zu darüber hinausgehenden unrichtigen oder 
unvollständigen personenbezogenen Daten kann die betroffene Person 
eine (ergänzende) Erklärung abgeben, die gemeinsam mit den als 
unrichtig oder unvollständig gerügten personenbezogenen Daten im 
jeweiligen Akt aufzunehmen ist.  

 d) Das Recht auf Löschung (Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung, 
§ 1 Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes) findet aufgrund von 
im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken keine Anwendung.  

 e) Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 der 
Datenschutz-Grundverordnung und § 45 des Datenschutzgesetzes) und 
die Mitteilungspflicht (Art. 19 der Datenschutz-Grundverordnung) 
kommen nicht zur Anwendung. 

 f) Das Widerspruchsrecht (Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung) 
ist auf die Veröffentlichung von Dokumenten des 
Landesrechnungshofes beschränkt. 

(5) Die in Abs. 4 lit. c bis f genannten Beschränkungen gelangen nur 
insoweit zur Anwendung, als die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der 

gesetzlichen Aufgaben des Landesrechnungshofes geeignet und erforderlich 
ist. 

(6) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(7) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über den Tiroler Landesvolksanwalt 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Der Landesvolksanwalt hat in Angelegenheiten der Landesverwaltung, 
der mittelbaren Bundesverwaltung und der dem Landeshauptmann 
übertragenen Verwaltung von Bundesvermögen jedermann auf Verlangen Rat 
zu erteilen und Beschwerden entgegenzunehmen. 

(2) Der Landesvolksanwalt hat Anregungen betreffend die Gesetzgebung 
und die Verwaltung des Landes entgegenzunehmen, zu prüfen und, sofern er 
diese unterstützt, an den Landtag bzw. die Landesregierung weiterzuleiten. 

(3) Dem Landesvolksanwalt obliegt in Angelegenheiten der 
Landesgesetzgebung die Besorgung der Aufgaben der externen Meldestelle 
nach dem Unionsrechtsverstöße-Hinweisgebergesetz, LGBl. Nr. 23/2022, in 
der jeweils geltenden Fassung. 
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 (4) Alle Organe des Landes und der Gemeinden haben den 
Landesvolksanwalt bei der Besorgung seiner Aufgaben zu unterstützen, ihm 
Akteneinsicht zu gewähren und ihm auf Verlangen die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Gegenüber dem Landesvolksanwalt besteht die 
Amtsverschwiegenheit nicht. Der Landesvolksanwalt unterliegt der 
Amtsverschwiegenheit im gleichen Umfang wie das Organ, an das er bei der 
Besorgung seiner Aufgaben herangetreten ist. 

(4) Alle Organe des Landes und der Gemeinden haben den 
Landesvolksanwalt bei der Besorgung seiner Aufgaben zu unterstützen, ihm 
Akteneinsicht zu gewähren und ihm auf Verlangen die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Gegenüber dem Landesvolksanwalt besteht keine 
Geheimhaltungspflicht. Der Landesvolksanwalt unterliegt einer 
Geheimhaltungspflicht im gleichen Umfang wie das Organ, an das er bei der 
Besorgung seiner Aufgaben herangetreten ist. 

§ 11 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Der Landesvolksanwalt ist hinsichtlich seiner Aufgaben und der 
Aufgaben des Behindertenanwaltes beim Landesvolksanwalt Verantwortlicher 
nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, 
S. 1, in Fällen des § 2 Abs. 1 lit. b des Tiroler Datenverarbeitungsgesetzes, 
LGBl. Nr. 143/2018, in der jeweils geltenden Fassung, gemeinsam mit dem 
Amt der Tiroler Landesregierung. 

(2) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen folgende Daten verarbeiten, 
sofern diese im Zusammenhang mit den Aufgaben des Landesvolksanwaltes 
und des Behindertenanwaltes beim Landesvolksanwalt, insbesondere der 
Beratungstätigkeit, der Entgegennahme und Behandlung von Beschwerden, der 
Information über das Ergebnis der Prüfung von Beschwerden, dem Aufzeigen 
von Missständen und der Abgabe von Empfehlungen zu deren Beseitigung, 
erforderlich sind: 

 a) von Personen, die eine Beratung durch den Landesvolksanwalt in 
Anspruch nehmen sowie von Beschwerdeführern und ihren Vertretern: 
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Daten über das 
Vertretungsverhältnis, gegebenenfalls Daten zur Ausbildung, Daten 

zum Beruf, Sozialversicherungsnummer, Daten über den 
Gesundheitszustand, Daten über die Staatsbürgerschaft, die ZMR-
Zahl, das Geburtsland, den Geburtsort, den Familienstand, den 
Geburtsnamen, Religionsbekenntnis, Daten über Bankverbindungen, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse, 

 b) von den Ansprechpersonen bei den zuständigen Stellen des Landes 
und der Gemeinden bzw. von sonstigen Einrichtungen, die 
Verwaltungsaufgaben im Sinn des § 2 Abs. 1 besorgen: 
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 

 c) von Sachverständigen und Systempartnern: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Daten zur Ausbildung, 

 d) von Mitarbeitern von Systempartnern im Rahmen der allgemeinen und 
individuellen Interessensvertretung: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten. 

(3) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen die Daten nach Abs. 2, 
soweit dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, an 

 a) die von einer Beschwerde bzw. einer Empfehlung betroffene Stelle, 

 b) zuständige gleichartige Einrichtungen des Bundes oder eines anderen 
Landes, 

 c) Schieds- und Schlichtungsstellen, andere Beratungs- und 
Ombudsstellen sowie karitative Einrichtungen, 

 d) zuständige Behörden, 

 e) die Landesregierung 

übermitteln. 

(4) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen haben personenbezogene Daten 
nach Abs. 2 zu löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(5) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
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Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(6) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

§ 11 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Der Landesvolksanwalt ist hinsichtlich seiner Aufgaben und der 
Aufgaben des Behindertenanwaltes beim Landesvolksanwalt Verantwortlicher 
nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 
1. 

(2) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen folgende Daten verarbeiten, 
sofern diese im Zusammenhang mit den Aufgaben des Landesvolksanwaltes 
und des Behindertenanwaltes beim Landesvolksanwalt, insbesondere der 
Beratungstätigkeit, der Entgegennahme und Behandlung von Beschwerden, der 
Information über das Ergebnis der Prüfung von Beschwerden, dem Aufzeigen 
von Missständen und der Abgabe von Empfehlungen zu deren Beseitigung, 
erforderlich sind: 

 a) von Personen, die eine Beratung durch den Landesvolksanwalt in 
Anspruch nehmen sowie von Beschwerdeführern und ihren Vertretern: 
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Daten über das 
Vertretungsverhältnis, gegebenenfalls Daten zur Ausbildung, Daten 
zum Beruf, Sozialversicherungsnummer, Daten über den 
Gesundheitszustand sowie gegebenenfalls weiterer besondere 
Kategorien personenbezogener Daten nach Art. 9 Abs. 1 der 
Datenschutz-Grundverordnung, Daten über die Staatsbürgerschaft, die 
ZMR-Zahl, das Geburtsland, den Geburtsort, den Familienstand, den 
Geburtsnamen, Religionsbekenntnis, Daten über Bankverbindungen, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse,  

 b) von den Ansprechpersonen bei den zuständigen Stellen des Landes 
und der Gemeinden bzw. von sonstigen Einrichtungen, die 

Verwaltungsaufgaben im Sinn des § 2 Abs. 1 besorgen: 
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 

 c) von Sachverständigen und Systempartnern: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Daten zur Ausbildung, 

 d) von Mitarbeitern von Systempartnern im Rahmen der allgemeinen und 
individuellen Interessensvertretung: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten. 

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten über gerichtlich oder 
verwaltungsbehördlich strafbare Handlungen oder Unterlassungen, 
insbesondere auch über den Verdacht der Begehung von Straftaten, sowie über 
strafrechtliche Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist zulässig, 
soweit und solange dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landesvolksanwaltes 
und des Behindertenanwaltes beim Landesvolksanwalt erforderlich ist. 

(3) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen die Daten nach Abs. 2, 
soweit dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, an 

 a) die von einer Beschwerde bzw. einer Empfehlung betroffene Stelle, 

 b) zuständige gleichartige Einrichtungen des Bundes oder eines anderen 
Landes, 

 c) Schieds- und Schlichtungsstellen, andere Beratungs- und 
Ombudsstellen sowie karitative Einrichtungen, 

 d) zuständige Behörden und Systempartner, 

 e) die Landesregierung 

übermitteln. 

(4) In Bezug auf dem Landesvolksanwalt zugeleitete personenbezogene 
Daten, insbesondere solche in Auskünften, Stellungnahmen oder Unterlagen 
von Organen nach § 2 Abs. 2, sind die Rechte der betroffenen Personen nach 
Art. 12 bis 22 der Datenschutz-Grundverordnung und § 1 des 
Datenschutzgesetzes bei der jeweiligen zuleitenden Stelle oder Person geltend 
zu machen. Die zuleitende Stelle oder Person hat dem Landesvolksanwalt 
unverzüglich schriftlich über allenfalls getroffene Veranlassungen zu 
informieren und gegebenenfalls eine datenschutzrechtlich angepasste Version 
zu übermitteln. Diese ist der weiteren Behandlung durch den 
Landesvolksanwalt zugrunde zu legen, sofern dem nicht überwiegende Gründe 
entgegenstehen. 
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(5) Für Akten in Verfahren vor dem Landesvolksanwalt nach Art. 59 Abs. 
2 der Tiroler Landesordnung 1989 sowie für sonstige Dokumente im Prüf- und 
Kontrollbereich des Landesvolksanwaltes gelten die Rechte der betroffenen 
Personen nach Art. 13 bis 19 und 21 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 
Abs. 3, § 43, § 44 und § 45 des Datenschutzgesetzes im Hinblick auf Art. 23 
Abs. 1 lit. e und h der Datenschutz-Grundverordnung nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen: 

 a) Die nach Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung und § 43 
des Datenschutzgesetzes vorgeschriebenen Informationen sind in 
Form einer Erklärung auf elektronischem Weg zur Verfügung zu 
stellen (Datenschutzerklärung). Die Informationspflichten nach Art. 
13 Abs. 1 lit. e sowie Art. 14 Abs. 1 lit. d und e und Abs. 2 lit. f der 
Datenschutz-Grundverordnung finden keine Anwendung. 

 b) Das Recht auf Auskunft (Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung, § 
1 Abs. 3 Z 1 und § 44 des Datenschutzgesetzes) findet in Bezug auf 
Verfahren nach § 2 auf die vom Beschwerdeführer übermittelten, ihn 
selbst betreffenden personenbezogenen Daten Anwendung; keine 
Anwendung findet das Recht auf Auskunft in Bezug auf 
Datenverarbeitungen durch den Landesvolksanwalt im Rahmen der 
Zuständigkeit nach Art. 59 Abs. 10 der Tiroler Landesordnung 1989 
und hinsichtlich der Rechte nach Art. 15 Abs. 1 lit. c und g sowie Abs. 
3 der Datenschutz-Grundverordnung. 

 c) Das Recht auf Berichtigung (Art. 16 der Datenschutz-
Grundverordnung, § 1 Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes) 
ist auf Schreibfehler und andere offensichtliche Unrichtigkeiten 
beschränkt. Zu darüber hinausgehenden unrichtigen oder 
unvollständigen personenbezogenen Daten kann die betroffene Person 
eine (ergänzende) Erklärung abgeben, die gemeinsam mit den als 
unrichtig oder unvollständig gerügten personenbezogenen Daten im 
jeweiligen Akt aufzunehmen ist.  

 d) Das Recht auf Löschung (Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung, 
§ 1 Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes) findet aufgrund von 
im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken keine Anwendung. 

 e) Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 der 
Datenschutz-Grundverordnung und § 45 des Datenschutzgesetzes) und 
die Mitteilungspflicht (Art. 19 der Datenschutz-Grundverordnung) 
kommen nicht zur Anwendung. 

 f) Das Widerspruchsrecht (Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung) 
ist auf die Veröffentlichung von Dokumenten des 
Landesvolksanwaltes beschränkt. Anstelle eines Nachweises 
überwiegender schutzwürdiger Gründe für die Verarbeitung durch die 
Verantwortliche genügt die Glaubhaftmachung solcher Gründe. 

(6) Die in Abs. 5 lit. c bis f genannten Beschränkungen gelangen nur 
insoweit zur Anwendung, als die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben des Landesvolksanwaltes geeignet und erforderlich ist. 

(7) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(8) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

 

Artikel 5 

Änderung des Tiroler Landesverwaltungsgerichtsgesetzes 

2. Unterabschnitt 

Organe 

§ 8 

Präsident, Leitung 

(1) Der Präsident leitet das Landesverwaltungsgericht und vertritt es nach 
außen. Er wird im Fall seiner Verhinderung oder Befangenheit durch den 
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Vizepräsidenten vertreten. Ist auch dieser verhindert oder befangen, so wird er 
durch jenen Landesverwaltungsrichter vertreten, der dem 
Landesverwaltungsgericht unter Berücksichtigung auch allfälliger bereits als 
Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates in Tirol zurückgelegter 
Dienstzeiten am längsten angehört. Kommen danach mehrere 
Landesverwaltungsrichter in Betracht, so gibt das Lebensalter den Ausschlag. 

(2) Zu den Leitungsgeschäften des Präsidenten gehören neben den ihm 
nach diesem Gesetz sonst ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben insbesondere 

 a) die nähere Regelung des Dienstbetriebs; dazu zählen insbesondere 

 1. die Regelung des Postlaufs und der Aktenverwaltung, 

 2. die Regelung der Dienstzeiten der Landesverwaltungsrichter und 
des sonstigen Personals und 

 3. unter Bedachtnahme auf einen ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
die Bestimmung jener Wochentage, an denen die Senate zur 
Beratung und Verhandlung über die ihnen zugewiesenen 
Geschäftsfälle zusammenzutreten haben, 

 b) die Einrichtung und nach Maßgabe des § 21 Abs. 2 weiters die 
Leitung der Geschäftsstelle und der Evidenzstelle, 

 c) die Dienstaufsicht über die übrigen Landesverwaltungsrichter und das 
sonstige Personal. 

(3) Dem Präsidenten obliegen hinsichtlich der übrigen 
Landesverwaltungsrichter und des sonstigen Personals 

 a) die Untersagung und Genehmigung von Nebenbeschäftigungen, 

 b) die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit dienstrechtlichen 
Geheimhaltungspflicht, 

 c) die Anordnung von Überstunden, 

 d) die Gewährung von Dienstfreistellungen, 

 e) die Gestattung von Vorgriffen auf Erholungsurlaube und die 
Erstreckung des Verfalls von Erholungsurlauben, 

 f) die Gewährung von Karenzurlauben und Sonderurlauben, 

 g) die Vollziehung der Beschäftigungsverbote nach dem Tiroler 
Mutterschutzgesetz 2005, 

 h) die Änderung des Beschäftigungsausmaßes bzw. die Herabsetzung 
und die vorzeitige Beendigung der Herabsetzung der regelmäßigen 
Wochendienstzeit, 

 i) die Gewährung von Familienhospizfreistellungen,  

 j) die Gewährung von Sabbaticals und 

 k) die Erlassung von Bescheiden, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Leitungsbefugnis stehen. 

Hinsichtlich des Präsidenten obliegen diese Aufgaben dem 
Vizepräsidenten. 

(4) Für die Öffentlichkeit bestimmte Mitteilungen, Berichte und 
Stellungnahmen des Landesverwaltungsgerichts sowie Presseaussendungen 
sind dem Präsidenten vorbehalten. 

(5) Der Präsident kann einzelne der Aufgaben nach den Abs. 2, 3 und 4 
dem Vizepräsidenten übertragen, der dabei seiner Leitung untersteht. 

(6) Dem Präsidenten obliegt bei der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen, 
die als Regierungsvorlagen in den Landtag gelangen sollen, die Beratung der 
Landesregierung hinsichtlich der im Zug der einschlägigen Rechtsprechung 
des Landesverwaltungsgerichts gewonnenen Erfahrungen sowie die Abgabe 
von Stellungnahmen im Rahmen des Begutachtungsverfahrens. Der Präsident 
kann diese Aufgaben im Einzelfall dem Vizepräsidenten und unter 
Bedachtnahme auf die Geschäftsverteilung auch anderen 
Landesverwaltungsrichtern übertragen. Der Präsident kann weiters die 
Vollversammlung befassen, wenn er dies aufgrund der allgemeinen Bedeutung 
des betreffenden Gesetzentwurfes oder seiner Auswirkungen auf die Tätigkeit 
des Landesverwaltungsgerichts für zweckmäßig erachtet. 

(7) Der Präsident hat unter voller Wahrung der Unabhängigkeit der 
Landesverwaltungsrichter auf eine möglichst einheitliche Rechtsprechung 
Bedacht zu nehmen. 

(8) Abs. 1 gilt sinngemäß für den Fall, dass das Amt des Präsidenten oder 
des Vizepräsidenten unbesetzt ist. 

§ 34 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bestimmungen des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 und des Gehaltsgesetzes 1956 verwiesen ist, gelten 
diese in der Fassung, die nach § 2 des Landesbeamtengesetzes 1998 in der 
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jeweils geltenden Fassung auf Landesbeamte bzw. nach § 79e des 
Landesbedienstetengesetzes in der jeweils geltenden Fassung auf öffentlich-
rechtlich Bedienstete Anwendung findet. 

(3) Im Übrigen beziehen sich Verweisungen auf Bundesgesetze und 
Verordnungen des Bundes auf die im Folgenden jeweils angeführte Fassung: 

 1. Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 33/2013, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 88/2023, 

 2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 88/2023, 

 3. Gerichtsorganisationsgesetz, RGBl. Nr. 217/1896, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/2023, 

 4. VwG-Aufwandersatzverordnung, BGBl. II Nr. 517/2013. 

(3) Im Übrigen beziehen sich Verweisungen auf Bundesgesetze und 
Verordnungen des Bundes auf die im Folgenden jeweils angeführte Fassung: 

 1. Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 33/2013, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 88/2023 und die 
Kundmachung BGBl. I Nr. 147/2024, 

 2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 157/2024, 

 3. Gerichtsorganisationsgesetz, RGBl. Nr. 217/1896, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, 

 4. VwG-Aufwandersatzverordnung, BGBl. II Nr. 517/2013. 

 

Artikel 6 

Änderung der Tiroler Landtagswahlordnung 2017 

2. Abschnitt 

Wahlbehörden 

§ 8 

Gemeinsame Bestimmungen 

(1) Zur Durchführung der Wahl sind Wahlbehörden zu bilden. Sie 
bleiben, allenfalls in einer nach § 15 Abs. 10 geänderten Zusammensetzung, 
bis zu ihrer Neubildung anlässlich der nächsten Landtagswahl im Amt. Die 
Vertrauenspersonen jener Wählergruppen, welche bei der Landtagswahl kein 
Mandat erreicht haben, verlieren jedoch mit dem Zeitpunkt, in dem das 
Wahlergebnis unanfechtbar feststeht, ihr Amt. 

(2) Den Wahlbehörden obliegt neben der Besorgung der ihnen durch 
dieses Gesetz ausdrücklich übertragenen Aufgaben die Entscheidung über alle 
Fragen und Streitfälle, die sich in ihrem Bereich über das Wahlrecht und 
dessen Ausübung oder sonst bei der Durchführung der Wahl ergeben. Die 
Wahlbehörden sind bei der Besorgung dieser Aufgaben nicht an Weisungen 
gebunden, unterliegen jedoch nach Maßgabe der Abs. 4 und 9 der Aufsicht 
durch die Landesregierung. 

(3) Die Wahlleiter, die Beisitzer, die Vertrauenspersonen und ihre 
jeweiligen Hilfskräfte sowie die Wahlzeugen haben über alle ihnen 
ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen 
Verschwiegenheit zu bewahren. Die Wahlleiter, die Beisitzer, die 
Vertrauenspersonen und ihre jeweiligen Hilfskräfte sowie die Wahlzeugen 
haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund 
eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist. Insbesondere ist die Weitergabe von Wahlergebnissen, und 
zwar auch von Teilergebnissen, vor der Schließung des letzten Wahllokals im 
Land (Wahlschluss) unzulässig. 

(4) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten des 
Aufgabenbereiches der Wahlbehörden zu unterrichten. Der jeweilige 
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Wahlleiter ist verpflichtet, der Landesregierung die verlangten Auskünfte zu 
erteilen. 

(5) Den Wahlbehörden sind die notwendigen Hilfskräfte und Hilfsmittel 
von jenem Amt zur Verfügung zu stellen, dem der Wahlleiter vorsteht oder 
von dessen Vorstand er bestellt wird. Sofern hierfür geeignete Personen zur 
Verfügung stehen, kann der Gemeindewahlleiter darüber hinaus auch 
Personen, welche nicht dem Stand des Gemeindeamtes angehören, zur 
Unterstützung der örtlichen Wahlbehörden für den Wahltag als Hilfskräfte 
bestellen; diesfalls sind Abs. 8 und für den Fall, dass die 
Gemeindewahlbehörde die Gewährung einer Vergütung an diese Hilfskräfte 
beschließt, welche sich an jener des § 7 Abs. 2 zu orientieren hat, § 7 Abs. 2 
und 3 sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die Wahlbehörden bestehen aus dem Vorsitzenden als Wahlleiter und 
Beisitzern. Für den Fall ihrer Verhinderung ist für den Vorsitzenden, sofern 
nicht die Bestellung mehrerer Stellvertreter vorgesehen ist, ein Stellvertreter 
und für jeden Beisitzer ein Ersatzbeisitzer zu bestellen. 

(7) Das Amt des Mitgliedes einer Wahlbehörde ist ein öffentliches 
Ehrenamt und kann von jeder zum Landtag wahlberechtigten Person ausgeübt 
werden. Zur Annahme dieses Amtes ist jeder zum Landtag Wahlberechtigte 
verpflichtet, der in der Gemeinde, in der die betreffende Wahlbehörde ihren 
Sitz hat, seinen Hauptwohnsitz hat. 

(8) Die Beisitzer und die Ersatzbeisitzer haben vor dem Antritt ihres 
Amtes gegenüber dem Vorsitzenden strenge Unparteilichkeit und die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten zu geloben. Das Gelöbnis ist 
durch ein allgemein gebräuchliches Zeichen, etwa durch das Heben der rechten 
Hand, zu bekräftigen. 

(9) Die Landesregierung hat ein Mitglied einer Wahlbehörde abzuberufen, 

 a) wenn ein Umstand eintritt oder bekannt wird, der seine Bestellung 
ausgeschlossen hätte, 

 b) wenn es aufgrund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner 
Funktion verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr erfüllen kann 
oder 

 c) wenn es die mit seiner Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt 
hat. 

(10) Im Fall einer Abberufung nach Abs. 9 hat jenes Organ, das den 
betroffenen Wahlleiter, ständigen Vertreter oder für den Fall der Verhinderung 
bestimmten Stellvertreter bestellt hat, den Abberufenen umgehend durch ein 
neues Mitglied zu ersetzen. Die Wählergruppe, aufgrund deren Vorschlages 
ein abberufener Beisitzer oder Ersatzbeisitzer bestellt worden ist, ist 
aufzufordern, innerhalb angemessener Frist ein neues Mitglied vorzuschlagen; 
§ 15 Abs. 4 vierter Satz und gegebenenfalls § 15 Abs. 5 sind anzuwenden. 
Wird ein Richter als Mitglied der Landeswahlbehörde abberufen, so ist der 
Präsident des Oberlandesgerichtes Innsbruck im Hinblick auf die Bestellung 
eines neuen Mitgliedes anzuhören. Werden aus einer Wahlbehörde Personen 
abberufen, die nach § 15 Abs. 4 vierter Satz gegebenenfalls in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 5 zweiter Satz, bestellt wurden, so haben die Landesregierung, der 
Landeswahlleiter bzw. der Kreiswahlleiter wiederum ohne Bindung an einen 
Vorschlag anstelle der betroffenen andere zum Landtag wahlberechtigte 
Personen aus dem Kreis der Bediensteten des Amtes im Sinn des § 8 Abs. 5 zu 
Beisitzern bzw. Ersatzbeisitzern zu bestellen. 

(11) Während der zur Verhinderung der Verbreitung einer Epidemie oder 
Pandemie bestehenden behördlichen Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 
und der zwischenmenschlichen Kontakte können die Wahlbehörden Sitzungen 
unter Verwendung vorhandener technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung in Form einer Videokonferenz durchführen, sofern diese 
Sitzungen nicht der Prüfung bzw. Zulassung von Wahlvorschlägen, der 
Abwicklung der Urnenwahl, der Ermittlung des Wahlergebnisses oder in 
sonstiger Weise unmittelbar der Sicherung der Wahlgrundsätze dienen. Im Fall 
der Durchführung einer Sitzung in Form einer Videokonferenz 

 a) gelten die per Video zugeschalteten Mitglieder als anwesend und 
nehmen an der Abstimmung in der Weise teil, dass sie ihre Stimme 
nach persönlichem Aufruf durch den Vorsitzenden mündlich abgeben, 

 b) ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass den per Video 
zugeschalteten Mitgliedern die Tagesordnung und die für die Beratung 
und Beschlussfassung erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen, 

 c) sind in der Niederschrift die Namen der persönlich anwesenden und 
der per Video zugeschalteten Mitglieder entsprechend festzuhalten, 

 d) können auch sonstige Personen, die der Sitzung beigezogen 
werden, per Video zugeschaltet werden. 
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§ 74 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

 a) bei der Auflegung der Wählerverzeichnisse offensichtlich mutwillig 
Berichtigungsanträge stellt, 

 b) die Ruhe und Ordnung bei der Wahlhandlung stört oder den 
Anordnungen des Wahlleiters nicht Folge leistet, 

 c) bei Wegfall des Hinderungsgrundes, bei Unmöglichkeit der Ausübung 
des Wahlrechts aus wichtigem Grund oder bei Verzicht auf die 
Möglichkeit der Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehörde den 
Bürgermeister hiervon nicht unverzüglich, jedenfalls aber rechtzeitig 
vor dem Wahltag verständigt (§ 28 Abs. 6 zweiter und dritter Satz), 

 d) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
oder als Wahlzeuge entgegen § 8 Abs. 3 über die ihm ausschließlich in 
Ausübung seiner Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen die 
Verschwiegenheit nicht bewahrt, insbesondere Wahlergebnisse 
weitergibt, 

 d) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
oder als Wahlzeuge die Verschwiegenheit nach § 8 Abs. 3 nicht 
bewahrt, insbesondere Wahlergebnisse weitergibt, 

 e) dem am Wahltag in der Verbotszone geltenden Verbot der 
Wahlwerbung, der Ansammlung von Menschen und des 
Waffentragens nach § 38 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

 f) dem Verbot der Kennzeichnung von Wahlkuverts (§ 49 zweiter Satz) 
zuwiderhandelt, 

 g) unbefugt amtliche Stimmzettel, die zur Ausgabe für die Wahl 
bestimmt sind, auf irgendeine Weise kennzeichnet, 

 h) unbefugt amtliche Stimmzettel oder dem amtlichen Stimmzettel 
gleiche oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt 
oder verteilt, 

 i) ohne stichhaltigen Entschuldigungsgrund der Bestellung als Beisitzer 
oder Ersatzbeisitzer einer Wahlbehörde nicht Folge leistet oder als 
Beisitzer oder Ersatzbeisitzer zu den Sitzungen der Wahlbehörde nicht 
erscheint oder sonst seine Mitarbeit in der Wahlbehörde verweigert, 

 j) es als Zustellungsbevollmächtigter (§ 29 Abs. 2 lit. c oder Abs. 3 
vierter Satz) einer im Landtag vertretenen Wählergruppe im 
erheblichen Ausmaß unterlässt, im Sinn des § 15 Abs. 4 geeignete 
Personen für die auf diese Wählergruppe entfallenden Beisitzer und 
Ersatzbeisitzer der Landeswahlbehörde und der Kreiswahlbehörden 
fristgerecht vorzuschlagen, 

begeht eine Verwaltungsübertretung. 

(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 lit. a, b und c sind von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 500,- Euro, jene nach 
Abs. 1 lit. d bis i von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis 
zu 2.500,- Euro und jene nach Abs. 1 lit. j von der Landesregierung mit einer 
Geldstrafe bis zu 2.500,- Euro zu ahnden. 

(3) Unbefugt hergestellte amtliche Stimmzettel oder Stimmzettel, die dem 
amtlichen Stimmzettel gleich oder ähnlich sind, können für verfallen erklärt 
werden, ohne Rücksicht darauf, wem sie gehören. 

 

Artikel 7 

Änderung der Tiroler Gemeindewahlordnung 1994 

2. Abschnitt 

Wahlbehörden 

§ 11 

Gemeinsame Bestimmungen 

(1) Zur Leitung und Durchführung der Wahl des Gemeinderates und des 
Bürgermeisters sind örtliche und überörtliche Wahlbehörden zu bilden. Die 
örtlichen Wahlbehörden bleiben bis zum Abschluß des Wahlverfahrens, die 
Bezirkswahlbehörden bis zu den nächsten allgemeinen Wahlen des 
Gemeinderates und des Bürgermeisters im Amt. 

(2) Den Wahlbehörden obliegen: 

 a) die Besorgung der ihnen durch dieses Gesetz ausdrücklich 
übertragenen Aufgaben und 
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 b) die Entscheidung über alle Fragen und Streitfälle, die sich in ihrem 
Bereich über das Wahlrecht und dessen Ausübung oder sonst bei der 
Durchführung der Wahl ergeben. 

Die Wahlbehörden sind bei der Besorgung dieser Aufgaben nicht an 
Weisungen gebunden, unterliegen jedoch mit Ausnahme der 
Bezirkswahlbehörde nach Maßgabe der Abs. 5 und 6 des § 12 der Aufsicht 
durch den Gemeinderat. 

(3) Die Wahlhandlungen sind von den Wahlleitern nach Maßgabe des 
§ 18 zu leiten. 

(4) Über die Sitzungen der Wahlbehörden ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. 

(5) Örtliche Wahlbehörden sind 

 a) die Gemeindewahlbehörden, 

 b) die Sprengelwahlbehörden und 

 c) die Sonderwahlbehörden. 

(6) Überörtliche Wahlbehörden sind die Bezirkshauptmannschaften (§ 80) 
und die Bezirkswahlbehörden. 

(7) Die Gemeinde hat den örtlichen Wahlbehörden und der 
Bezirkshauptmann hat der Bezirkswahlbehörde die erforderlichen Hilfsorgane 
und Hilfsmittel aus dem Stand des jeweiligen Amtes zur Verfügung zu stellen. 

(8) Die Wahlleiter, die Beisitzer, die Vertrauenspersonen und ihre 
jeweiligen Hilfskräfte haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren. Die 
Wahlleiter, die Beisitzer, die Vertrauenspersonen und ihre jeweiligen 
Hilfskräfte haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG erforderlich ist. Insbesondere ist die Weitergabe von Wahlergebnissen, und 
zwar auch von Teilergebnissen, vor der Schließung des letzten Wahllokals in 
der Gemeinde (Wahlschluss) unzulässig. 

(9) Während der zur Verhinderung der Verbreitung einer Epidemie oder 
Pandemie bestehenden behördlichen Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 
und der zwischenmenschlichen Kontakte können die Wahlbehörden Sitzungen 
unter Verwendung vorhandener technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung in Form einer Videokonferenz durchführen, sofern diese 

Sitzungen nicht der Prüfung bzw. Zulassung von Wahlvorschlägen, der 
Abwicklung der Urnenwahl, der Ermittlung des Wahlergebnisses oder in 
sonstiger Weise unmittelbar der Sicherung der Wahlgrundsätze dienen. Im Fall 
der Durchführung einer Sitzung in Form einer Videokonferenz 

 a) gelten die per Video zugeschalteten Mitglieder als anwesend und 
nehmen an der Abstimmung in der Weise teil, dass sie ihre Stimme 
nach persönlichem Aufruf durch den Vorsitzenden mündlich abgeben, 

 b) ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass den per Video 
zugeschalteten Mitgliedern die Tagesordnung und die für die Beratung 
und Beschlussfassung erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen, 

 c) sind in der Niederschrift die Namen der persönlich anwesenden und 
der per Video zugeschalteten Mitglieder entsprechend festzuhalten, 

 d) können auch sonstige Personen, die der Sitzung beigezogen werden, 
per Video zugeschaltet werden, 

 e) ist das Gelöbnis strenger Unparteilichkeit und gewissenhafter 
Erfüllung der Amtspflicht nicht in die Hand des Vorsitzenden abzulegen, 
sondern durch das Heben der rechten Hand zu bekräftigen. 

8. Abschnitt 

Schluß-, Straf- und Übergangsbestimmungen 

§ 86 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

 a) die Ruhe und Ordnung bei der Wahlhandlung stört oder entgegen dem 
§ 48 Abs. 3 den Anordnungen des Wahlleiters nicht Folge leistet, 

 b) entgegen dem § 12 Abs. 3 das Amt des Mitgliedes einer Wahlbehörde 
nicht annimmt oder nicht ausübt, ohne dass ein gerechtfertigter 
Entschuldigungsgrund vorliegt, 

 c) in einer Erklärung nach § 35 Abs. 6 wahrheitswidrige Angaben macht, 

 d) dem Verbot nach § 46 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

 e) fälschlich vorgibt, durch eine Mobilitätseinschränkung aufgrund einer 
Behinderung oder eine Sinnesbehinderung gehindert zu sein, den 
Stimmzettel ohne fremde Hilfe auszufüllen, und hierzu eine 
Begleitperson in Anspruch nimmt, 
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 f) unbefugt amtliche Stimmzettel oder dem amtlichen Stimmzettel 
gleiche oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt 
oder verteilt, 

 g) dem Verbot der Kennzeichnung von Wahlkuverts nach § 50 Abs. 3 
zuwiderhandelt oder amtliche Stimmzettel, die für die Ausgabe bei der 
Wahl bestimmt sind, kennzeichnet, 

 h) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
entgegen § 11 Abs. 8 über die ihm ausschließlich in Ausübung seiner 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen die Verschwiegenheit nicht 
bewahrt, insbesondere Wahlergebnisse weitergibt, 

 h) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
die Verschwiegenheit nach § 11 Abs. 8 nicht bewahrt, insbesondere 
Wahlergebnisse weitergibt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 lit. a ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 500,- Euro, jene nach 
Abs. 1 lit. b bis h sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe 
bis zu 2.500,- Euro zu bestrafen. 

(3) Unbefugt hergestellte amtliche Stimmzettel oder Stimmzettel, die dem 
amtlichen gleich oder ähnlich sind, können für verfallen erklärt werden, ohne 
Rücksicht darauf, wem sie gehören. 

 

Artikel 8 

Änderung der Innsbrucker Wahlordnung 2011 

2. Abschnitt 

Wahlbehörden 

§ 8 

Gemeinsame Bestimmungen 

(1) Zur Leitung und Durchführung der Wahl des Gemeinderates und des 
Bürgermeisters sind Wahlbehörden zu bilden. Die Wahlbehörden bleiben bis 

zu ihrer Neubildung anlässlich der nächsten Wahlen des Gemeinderates und 
des Bürgermeisters im Amt. 

(2) Den Wahlbehörden obliegen: 

 a) die Besorgung der ihnen durch dieses Gesetz ausdrücklich 
übertragenen Aufgaben und 

 b) die Entscheidung über alle Fragen und Streitfälle, die sich in ihrem 
Bereich über das Wahlrecht und dessen Ausübung oder sonst bei der 
Durchführung der Wahl ergeben. 

Die Wahlbehörden sind bei der Besorgung dieser Aufgaben nicht an 
Weisungen gebunden, sie unterliegen jedoch mit Ausnahme der 
Landeswahlbehörde nach Maßgabe der Abs. 6 und 7 des § 9 der Aufsicht 
durch den Gemeinderat. 

(3) Die Wahlhandlungen sind von den Wahlleitern nach Maßgabe des 
§ 16 zu leiten. 

(4) Über die Sitzungen der Wahlbehörden ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. 

(5) Örtliche Wahlbehörden sind 

 a) die Hauptwahlbehörde, 

 b) die Gemeindewahlbehörde, 

 c) die Sprengelwahlbehörden und 

 d) die Sonderwahlbehörden. 

(6) Überörtliche Wahlbehörde ist die Landesregierung (§ 87 Abs. 5). 

(7) Die Stadt hat den örtlichen Wahlbehörden die erforderlichen 
Hilfskräfte und Hilfsmittel aus dem Stand des jeweiligen Amtes zur Verfügung 
zu stellen. Sofern hierfür geeignete Personen zur Verfügung stehen, kann der 
Vorsitzende der Hauptwahlbehörde darüber hinaus auch Personen, welche 
nicht dem Stadtmagistrat Innsbruck angehören, als Hilfskräfte zur 
Unterstützung der örtlichen Wahlbehörden am Wahltag bestellen; diesfalls 
sind § 18 Abs. 2 und für den Fall, dass die Hauptwahlbehörde die Gewährung 
einer Vergütung an diese Hilfskräfte beschließt, § 9 Abs. 8 sinngemäß 
anzuwenden. 

(8) Die Wahlleiter, die Beisitzer, die Vertrauenspersonen und ihre 
jeweiligen Hilfsorgane haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren. Die 
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Wahlleiter, die Beisitzer, die Vertrauenspersonen und ihre jeweiligen 
Hilfsorgane haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG erforderlich ist. Insbesondere ist die Weitergabe von Wahlergebnissen, und 
zwar auch von Teilergebnissen, vor der Schließung des letzten Wahllokals in 
der Stadt (Wahlschluss) unzulässig. 

(9) Während der zur Verhinderung der Verbreitung einer Epidemie oder 
Pandemie bestehenden behördlichen Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 
und der zwischenmenschlichen Kontakte können die Wahlbehörden Sitzungen 
unter Verwendung vorhandener technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung in Form einer Videokonferenz durchführen, sofern diese 
Sitzungen nicht der Prüfung bzw. Zulassung von Wahlvorschlägen, der 
Abwicklung der Urnenwahl, der Ermittlung des Wahlergebnisses oder in 
sonstiger Weise unmittelbar der Sicherung der Wahlgrundsätze dienen. Im Fall 
der Durchführung einer Sitzung in Form einer Videokonferenz 

 a) gelten die per Video zugeschalteten Mitglieder als anwesend und 
nehmen an der Abstimmung in der Weise teil, dass sie ihre Stimme 
nach persönlichem Aufruf durch den Vorsitzenden mündlich abgeben, 

 b) ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass den per Video 
zugeschalteten Mitgliedern die Tagesordnung und die für die Beratung 
und Beschlussfassung erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen, 

 c) sind in der Niederschrift die Namen der persönlich anwesenden und 
der per Video zugeschalteten Mitglieder entsprechend festzuhalten, 

 d) können auch sonstige Personen, die der Sitzung beigezogen werden, 
per Video zugeschaltet werden. 

8. Abschnitt 

Schluss-, Straf- und Übergangsbestimmungen 

§ 93 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

 a) die Ruhe und Ordnung bei der Wahlhandlung stört oder entgegen dem 
§ 49 Abs. 3 den Anordnungen des Wahlleiters nicht Folge leistet, 

 b) entgegen dem § 9 Abs. 3 das Amt des Mitgliedes einer Wahlbehörde 
nicht annimmt oder nicht ausübt, ohne dass ein gerechtfertigter 
Entschuldigungsgrund vorliegt, 

 c) in einer Erklärung nach § 36 Abs. 8 wahrheitswidrige Angaben macht, 

 d) dem Verbot nach § 47 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

 e) fälschlich vorgibt, durch eine Mobilitätseinschränkung aufgrund einer 
Behinderung oder eine Sinnesbehinderung gehindert zu sein, den 
Stimmzettel ohne fremde Hilfe auszufüllen, und hierzu eine 
Begleitperson in Anspruch nimmt, 

 f) unbefugt amtliche Stimmzettel oder dem amtlichen Stimmzettel 
gleiche oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt 
oder verteilt, 

 g) dem Verbot der Kennzeichnung von Wahlkuverts nach § 51 Abs. 3 
zuwiderhandelt oder amtliche Stimmzettel, die für die Ausgabe bei der 
Wahl bestimmt sind, kennzeichnet, 

 h) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
entgegen § 8 Abs. 8 über die ihm ausschließlich in Ausübung seiner 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen die Verschwiegenheit nicht 
bewahrt, insbesondere Wahlergebnisse weitergibt, 

 h) als Wahlleiter, Beisitzer, Vertrauensperson bzw. als deren Hilfskraft 
die Verschwiegenheit nach § 8 Abs. 8 nicht bewahrt, insbesondere 
Wahlergebnisse weitergibt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 lit. a ist vom Bürgermeister 
mit einer Geldstrafe bis zu 500,- Euro, jene nach Abs. 1 lit. b bis h sind vom 
Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu 2.500,- Euro zu ahnden. 

(3) Unbefugt hergestellte amtliche Stimmzettel oder Stimmzettel, die dem 
amtlichen gleich oder ähnlich sind, können für verfallen erklärt werden, ohne 
Rücksicht darauf, wem sie gehören. 
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Artikel 9 

Änderung der Tiroler Gemeindeordnung 2001 

2. Abschnitt 

Gemeindeorgane 

§ 21a 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Die Organe der Gemeinde haben alle ihnen ausschließlich aus dieser 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG erforderlich ist. 

(2) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches können die 
im § 21 genannten Kollegialorgane ihre Mitglieder von einer 
Geheimhaltungspflicht nach Abs. 1 entbinden. Hinsichtlich des Bürgermeisters 
obliegt diese Zuständigkeit dem Gemeindevorstand. In den Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungsbereiches ist die Bezirkshauptmannschaft zur 
Entbindung von einer Geheimhaltungspflicht zuständig. 

§ 42 

Anfragen einzelner Mitglieder des Gemeinderates 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates kann an den Bürgermeister und an 
die Mitglieder des Gemeindevorstandes oder Gemeinderates, denen der 
Bürgermeister einen Geschäftsbereich nach § 50 Abs. 2 zugewiesen hat, 
Anfragen in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde stellen. Der Befragte hat die Anfragen zu beantworten oder die 
Beantwortung abzulehnen, wenn und insoweit gesetzliche 
Verschwiegenheitspflichten dem entgegenstehen. Der Befragte hat die 
Anfragen zu beantworten oder die Beantwortung abzulehnen, wenn und 
insoweit eine gesetzliche Geheimhaltungs- oder Verschwiegenheitspflicht dem 
entgegensteht. 

(2) Schriftliche Anfragen sind beim Gemeindeamt einzubringen und in 
der nächsten Sitzung des Gemeinderates unter dem Tagesordnungspunkt 
„Anträge, Anfragen und Allfälliges“ zu verlesen. Ihr wesentlicher Inhalt ist in 
der Niederschrift festzuhalten. Kann die Anfrage nicht in der selben Sitzung 
beantwortet werden, so ist sie längstens innerhalb von sechs Wochen nach der 

Sitzung schriftlich zu beantworten. Findet innerhalb dieser Frist eine weitere 
Sitzung des Gemeinderates statt, so kann die Anfrage unter dem 
Tagesordnungspunkt „Anträge, Anfragen und Allfälliges“ auch mündlich 
beantwortet werden. 

(3) Mündliche Anfragen sind in der Sitzung des Gemeinderates unter dem 
Tagesordnungspunkt „Anträge, Anfragen und Allfälliges“ zu stellen. Abs. 2 
zweiter bis vierter Satz ist anzuwenden. 

§ 46 

Niederschrift über die Sitzungen des Gemeinderates 

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Die Niederschrift hat zu enthalten: 

 a) den Tag, den Beginn und das Ende der Sitzung, 

 b) die Namen des Vorsitzenden, der übrigen anwesenden und der 
entschuldigt und unentschuldigt ferngebliebenen Mitglieder des 
Gemeinderates, 

 c) die Tagesordnung und 

 d) den wesentlichen Verlauf der Beratungen, insbesondere alle in der 
Sitzung gestellten Anträge und die darüber gefassten Beschlüsse unter 
Anführung des Abstimmungsergebnisses. 

(2) Mitglieder des Gemeinderates, die einem Beschluss nicht zugestimmt 
haben, können verlangen, dass dies in der Niederschrift festgehalten wird. 

(3) Wurde die Öffentlichkeit von einer Sitzung des Gemeinderates oder 
von einzelnen Teilen ausgeschlossen, so darf die Niederschrift von den 
Angaben nach Abs. 1 lit. d nur den Wortlaut der gefassten Beschlüsse 
enthalten. Das Weitere ist in einer gesonderten Niederschrift festzuhalten. 

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, von zwei weiteren 
Mitgliedern des Gemeinderates und vom Schriftführer zu unterfertigen und bei 
den Gemeindeakten zu verwahren. Den Mitgliedern des Gemeinderates ist eine 
Ausfertigung der Niederschrift zu übermitteln. 

(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Gemeindeamtes in die 
Niederschrift Einsicht nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte 
Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates beschränkt. Die 
Gemeinde hat die Niederschrift bis zum Ablauf der nächsten Funktionsperiode 
des Gemeinderates auf der Internetseite der Gemeinde, sofern eine solche 
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vorhanden ist, zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung der gesonderten 
Niederschrift ist nicht zulässig. 

(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Gemeindeamtes in die 
Niederschrift Einsicht nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte 
Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates zu beschränken, soweit 
und solange es nach Art. 22a Abs. 2 B-VG erforderlich ist. Die Gemeinde hat 
die Niederschrift jedenfalls bis zum Ablauf der nächsten Funktionsperiode des 
Gemeinderates im Internet zu veröffentlichen. 

§ 48 

Arbeitsweise des Gemeindevorstandes und der Ausschüsse 

(1) Der Gemeindevorstand und die Ausschüsse beraten und beschließen in 
Sitzungen. 

(2) Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften über die Arbeitsweise des Gemeinderates für die Arbeitsweise des 
Gemeindevorstandes und der Ausschüsse sinngemäß. 

(3) Der Bürgermeister ist berechtigt, Ausschüsse zu Sitzungen 
einzuberufen und zu verlangen, dass ein Verhandlungsgegenstand auf die 
Tagesordnung gesetzt wird. Er ist weiters berechtigt, an den Sitzungen von 
Ausschüssen, denen er nicht angehört, mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Zur Vorberatung über Anträge von Mitgliedern des Gemeinderates an 
den Gemeinderat ist der Antragsteller auf sein Verlangen mit beratender 
Stimme beizuziehen. 

(5) Die Sitzungen des Gemeindevorstandes und der Ausschüsse sind nicht 
öffentlich. 

(6) Im Fall außergewöhnlicher Verhältnisse, insbesondere wenn ein 
persönliches Zusammentreten der Mitglieder des Gemeindevorstandes und der 
Ausschüsse nicht möglich ist, wie etwa im Fall einer Katastrophe, Epidemie 
oder Pandemie, oder, wenn die Teilnahme nicht am Sitzungsort anwesender 
Mitglieder des Gemeindevorstandes und der Ausschüsse besonders dringlich 
ist, kann anlässlich der Einberufung der Sitzung des Gemeindevorstandes bzw. 
Ausschusses festgelegt werden, dass diese unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung in Form einer Videokonferenz 
abgehalten wird. In diesem Fall 

 a) gelten die per Video zugeschalteten Mitglieder als anwesend und 
nehmen an der Abstimmung in der Weise teil, dass sie ihre Stimme 
nach persönlichem Aufruf durch den Vorsitzenden mündlich abgeben, 

 b) ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass den per Video 
zugeschalteten Mitgliedern die Tagesordnung und die für die Beratung 
und Beschlussfassung erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen, 

 c) sind in der Niederschrift die Namen der persönlich anwesenden und 
der per Video zugeschalteten Mitglieder entsprechend festzuhalten, 

 d) können auch sonstige Personen, die der Sitzung beigezogen werden, 
per Video zugeschaltet werden. 

(7) Der Gemeindevorstand und die Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. In dringenden Fällen können 
der Gemeindevorstand und die Ausschüsse Beschlüsse auch im Umlaufweg 
herbeiführen. Dies hat in der Weise zu geschehen, dass der Antrag vom 
Bürgermeister bzw. Obmann des Ausschusses unter Setzung einer Frist für die 
Stimmabgabe allen übrigen Mitgliedern zugeleitet wird. Diese haben ihre 
Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und 
an den Bürgermeister bzw. Obmann des Ausschusses innerhalb der von ihm 
gesetzten Frist zu übermitteln. Erfolgt keine Stimmabgabe binnen offener Frist, 
so gilt dies als Ablehnung. Das Ergebnis der Beschlussfassung ist bei der 
nächsten Sitzung des Gemeindevorstandes bzw. Ausschusses mitzuteilen und 
in die Niederschrift über diese Sitzung aufzunehmen. 

(8) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu 
unterfertigen. Die Einsichtnahme in die Niederschrift ist auf die Mitglieder des 
Gemeinderates beschränkt. Die Einsichtnahme in die Niederschrift ist auf die 
Mitglieder des Gemeinderates zu beschränken, soweit und solange es nach 
Art. 22a Abs. 2 B-VG erforderlich ist. Diesen ist eine Ausfertigung der 
Niederschrift zu übermitteln. 

Artikel 10 

Änderung des Innsbrucker Stadtrechts 1975 

§ 9a 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Die Organe der Stadt haben alle ihnen ausschließlich aus dieser 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies 
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aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG erforderlich ist. 

(2) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches können die 
im § 9 genannten Kollegialorgane ihre Mitglieder von einer 
Geheimhaltungspflicht nach Abs. 1 entbinden. Hinsichtlich des Bürgermeisters 
obliegt diese Zuständigkeit dem Stadtsenat. In den Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung ist 
die Landesregierung zur Entbindung von einer Geheimhaltungspflicht 
zuständig, in den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereiches aus 
dem Bereich der Bundesvollziehung ist hierfür der Landeshauptmann 
zuständig. 

§ 13 

Pflichten und Rechte der Mitglieder des Gemeinderates 

(1) Die allgemeinen Pflichten der Mitglieder des Gemeinderates ergeben 
sich aus dem Gelöbnis. 

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates haben an den Sitzungen des 
Gemeinderates und an jenen der gemeinderätlichen Ausschüsse, welchen sie 
angehören, teilzunehmen.  

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind zur Verschwiegenheit über alle 
ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen 
Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im 
wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes, zur 
Vorbereitung einer Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der 
Parteien geboten ist. Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht gegenüber 
dem Gemeinderat, wenn dieser eine Auskunft ausdrücklich verlangt. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht nach dem Enden der Mitgliedschaft zum 
Gemeinderat fort. Zur Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht ist in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinderat und in den 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der 
Landesvollziehung die Landesregierung zuständig. 

(4) (3) In den Sitzungen des Gemeinderates haben die Mitglieder das 
Recht, schriftliche Anträge einzubringen sowie an den Bürgermeister in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt Anfragen zu 
stellen. Diese Anfragen sind vom Bürgermeister zu beantworten. Er kann die 

Beantwortung unter Angabe der Gründe ablehnen. Überdies kann jedoch der 
Bürgermeister die amtsführenden Stadträte mit der Anfragebeantwortung 
beauftragen,  

 a) soweit die Anfrage Angelegenheiten seines Wirkungskreises 
betrifft, die er diesen nach § 35a übertragen hat, und  

 b) sofern der Fragesteller nicht ausdrücklich eine 
Anfragebeantwortung durch den Bürgermeister selbst begehrt.In den Sitzungen 
des Gemeinderates haben die Mitglieder das Recht, schriftliche Anträge 
einzubringen sowie an den Bürgermeister in den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches der Stadt Anfragen zu stellen. Der Bürgermeister hat die 
Anfragen zu beantworten oder die Beantwortung abzulehnen, wenn und 
insoweit der Beantwortung eine Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht entgegensteht. Überdies kann der Bürgermeister die 
amtsführenden Stadträte mit der Anfragebeantwortung beauftragen,  

 a) soweit die Anfrage Angelegenheiten seines Wirkungskreises betrifft, 
die er diesen nach § 35a übertragen hat, und  

 b) sofern der Fragesteller nicht ausdrücklich eine Anfragebeantwortung 
durch den Bürgermeister selbst begehrt. 

(5) (4) Anträge nach Abs. 4 Abs. 3, die bis zum Ablauf der 
Funktionsperiode des Gemeinderates nicht abschließend erledigt worden sind, 
hat der Bürgermeister in der nächsten Funktionsperiode dem Gemeinderat zur 
Entscheidung, ob sie weiterverfolgt werden sollen, vorzulegen. Die Vorlage 
hat in der ersten Sitzung des Gemeinderates zu erfolgen, bei der es sich nicht 
um eine Sitzung im Sinn des § 21a Abs. 4 handelt. 

(6) (5) Die Mitglieder des Gemeinderates haben in den Angelegenheiten 
des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt das Recht der Einsicht in die Akten 
von Verhandlungsgegenständen des Gemeinderates, des Stadtsenates und der 
Ausschüsse des Gemeinderates. Das Recht der Einsicht besteht hinsichtlich der 
Akten von Verhandlungsgegenständen, die eine individuelle behördliche 
Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene Maßnahme 
erfordern, nur für diejenigen Mitglieder des Gemeinderates, die an der 
Beratung und Beschlussfassung über den betreffenden 
Verhandlungsgegenstand mitzuwirken haben. 
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§ 26 

Niederschrift über die Sitzungen des Gemeinderates 

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Die Niederschrift hat zu enthalten: 

 a) den Tag, den Beginn und das Ende der Sitzung, 

 b) die Namen des Vorsitzenden, der übrigen anwesenden und der 
entschuldigt und unentschuldigt ferngebliebenen Mitglieder des 
Gemeinderates, 

 c) die Tagesordnung und 

 d) den wesentlichen Verlauf der Beratungen, insbesondere alle in der 
Sitzung gestellten Anträge und die darüber gefassten Beschlüsse unter 
Anführung des Abstimmungsergebnisses. 

(2) Mitglieder des Gemeinderates, die einem Beschluss nicht zugestimmt 
haben, können verlangen, dass dies in der Niederschrift festgehalten wird. 

(3) Wurde die Öffentlichkeit von einer Sitzung des Gemeinderates oder 
von einzelnen Teilen ausgeschlossen, so darf die Niederschrift von den 
Angaben nach Abs. 1 lit. d nur den Wortlaut der gefassten Beschlüsse 
enthalten. Das Weitere ist in einer gesonderten Niederschrift festzuhalten. 

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu 
unterfertigen. 

(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Stadtmagistrats in die 
Niederschrift Einsicht nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte 
Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates beschränkt. Mit 
Ausnahme der gesonderten Niederschrift ist die Veröffentlichung der 
Niederschrift im Internet zulässig. 

(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Stadtmagistrats in die 
Niederschrift Einsicht nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte 
Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates zu beschränken, soweit 
und solange es nach Art. 22a Abs. 2 B-VG erforderlich ist. 

§ 29 

Geschäftsgang 

(1) Der Stadtsenat tritt auf Einberufung des Bürgermeisters nach Bedarf 
zusammen. Die Einladung ist allen Mitgliedern zeitgerecht unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung zuzustellen. Der Gemeinderat hat zu bestimmen, ob die 

Mitglieder des Stadtsenates im Fall ihrer Verhinderung in den Sitzungen durch 
Ersatzmitglieder zu vertreten sind. Dem Ersatzmitglied für den Bürgermeister 
oder für die Bürgermeister-Stellvertreter bzw. die amtsführenden Stadträte 
kommen jedoch nur die Befugnisse eines weiteren stimmberechtigten 
Mitgliedes des Stadtsenates zu. Ist ein Mitglied des Stadtsenates aus einem 
wichtigen Grund verhindert, so hat es dies schriftlich unter Angabe des 
Grundes unverzüglich dem Bürgermeister bekannt zu geben. Die Vertretung 
durch das jeweilige Ersatzmitglied ist vom verhinderten Mitglied des 
Stadtsenates zu veranlassen. 

(2) Der Stadtsenat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder, darunter der Bürgermeister oder einer der Bürgermeister-
Stellvertreter, anwesend sind. Ist der Stadtsenat bei einem Tagesordnungspunkt 
nicht beschlussfähig, so ist dieser Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung 
der nächsten Stadtsenatssitzung zu setzen. Ist der Stadtsenat auch bei der 
neuerlichen Behandlung des betreffenden Verhandlungsgegenstandes nicht 
beschlussfähig, so gilt der Verhandlungsgegenstand als erledigt. Der 
Bürgermeister führt den Vorsitz. Die Abstimmungen erfolgen mündlich. Der 
Stadtsenat beschließt mit Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. 
Mitglieder, die sich der Stimmabgabe zu einem Antrag enthalten wollen, haben 
dies vor Beginn der Abstimmung dem Vorsitzenden anzuzeigen; bei der 
Abstimmung zählen sie als nicht anwesend. Der Vorsitzende gibt seine Stimme 
zuletzt ab. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Ist die Mehrheit der Mitglieder des Stadtsenates in einer 
Angelegenheit befangen (§ 23 Abs. 1), so geht die Zuständigkeit auf den 
Gemeinderat über. 

(4) Der Magistratsdirektor ist den Sitzungen mit beratender Stimme 
beizuziehen, wenn der Stadtsenat im Einzelfall nichts anderes beschließt. Die 
Beiziehung anderer sachkundiger Personen steht dem Vorsitzenden zu. Wird 
dem Bürgermeister von mindestens einem Drittel der Mitglieder des 
Stadtsenates spätestens 24 Stunden vor der Sitzung schriftlich die Beiziehung 
von leitenden städtischen Bediensteten oder von vertretungsbefugten Organen 
von Unternehmungen, an denen die Stadt mit mindestens 25 v.H. des Stamm-, 
Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist, vorgeschlagen, so hat der 
Bürgermeister diese Personen zur betreffenden Sitzung einzuladen. 
Abordnungen dürfen zu den Sitzungen nicht zugelassen werden. 

(5) Die Sitzungen des Stadtsenates sind nicht öffentlich. Die Beschlüsse 
sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschrift ist vom 



20 

Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterfertigen. Das Recht der 
Einsichtnahme in die Niederschriften ist auf die Mitglieder des Gemeinderates 
beschränkt. Die Einsichtnahme in die Niederschrift ist auf die Mitglieder des 
Gemeinderates zu beschränken, soweit und solange es nach Art. 22a Abs. 2 B-
VG erforderlich ist. 

(6) Die Mitglieder des Stadtsenates und die einer Stadtsenatssitzung 
beigezogenenen Personen sind zum Stillschweigen über die Einzelheiten der 
Beratung und der Abstimmung verpflichtet. 

(6) Die einer Stadtsenatssitzung beigezogenenen Personen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen im Rahmen der Beratung und Abstimmung 
bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund eines 
schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist und sie nicht ohnehin der dienstrechtlichen 
Geheimhaltungspflicht unterliegen. 

(7) Mindestens zwei Mitglieder des Stadtsenates können begehren, dass 
ein Beschluss des Stadtsenates – außer in Personalangelegenheiten und in 
Angelegenheiten, die dem Stadtsenat vom Gemeinderat nach § 18 Abs. 2 erster 
Satz übertragen worden sind – dem Gemeinderat zur Entscheidung vorgelegt 
wird. Ein solches Begehren, das spätestens bis zum Schluß der Sitzung gestellt 
werden kann und in die Niederschrift aufzunehmen ist, hemmt den Vollzug des 
Beschlusses. Erfolgt kein Widerruf, so ist der Beschluß als Antrag des 
Stadtsenates ohne Verzug dem Gemeinderat vorzulegen. 

§ 30 

Ausschüsse des Gemeinderates 

(1) Der Gemeinderat hat einen Kontrollausschuss (§ 74f), einen 
Unvereinbarkeitsausschuss (§ 5 des Gesetzes über das Verfahren in Fällen der 
Unvereinbarkeit, LGBl. Nr. 44/1999, in der jeweils geltenden Fassung) und 
einen Ausschuss für Finanzen und Subventionen einzurichten. Für einzelne 
Zweige der Verwaltung kann der Gemeinderat darüber hinaus ständige oder 
nichtständige Ausschüsse zur Vorberatung der Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Gemeinderates oder des Stadtsenates unterliegen, 
einrichten. Der Gemeinderat bestimmt die Anzahl der Mitglieder der 
Ausschüsse. 

(2) Der Vorsitzende eines Ausschusses kann sachkundige Personen, die 
nicht dem Gemeinderat angehören, mit beratender Stimme zu den Sitzungen 
beiziehen. Zur Berichterstattung über Anträge im Sinn des § 13 Abs. 4 § 13 

Abs. 3 kann er auch den Antragsteller einladen. Wird dem Vorsitzenden von 
mindestens einem Drittel der Mitglieder eines Ausschusses spätestens drei 
Werktage vor der Sitzung schriftlich die Beiziehung von leitenden städtischen 
Bediensteten oder von vertretungsbefugten Organen von Unternehmungen, an 
denen die Stadt mit mindestens 25 v.H. des Stamm-, Grund- oder 
Eigenkapitals beteiligt ist, vorgeschlagen, so hat der Vorsitzende diese 
Personen zur betreffenden Sitzung einzuladen. 

(3) Die nicht in den Ausschüssen vertretenen Gemeinderatsparteien haben 
das Recht, aus ihrer Mitte je ein Mitglied namhaft zu machen, das berechtigt 
ist, an den Sitzungen der Ausschüsse als Zuhörer teilzunehmen. Ein Frage- 
oder Rederecht kommt diesen Personen nur zu, wenn dies der jeweilige 
Ausschuss beschließt. 

(4) Der Gemeinderat kann die Ausschüsse nach Abs. 1 zweiter Satz 
jederzeit auflösen. 

(5) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. Diese können vom jeweiligen Ausschuss jederzeit wieder 
abgewählt werden. 

(6) Die Ausschüsse treten nach Bedarf zusammen. Ihre Einberufung 
obliegt dem Vorsitzenden; zur Einberufung ist aber auch der Bürgermeister 
berechtigt. An den Sitzungen von Ausschüssen, denen er nicht angehört, kann 
der Bürgermeister mit beratender Stimme teilnehmen. Ist ein 
Ausschussmitglied verhindert, so hat es dies unter Angabe des Grundes 
unverzüglich dem Vorsitzenden bekannt zu geben und, falls von der jeweiligen 
anspruchsberechtigten Gemeinderatspartei ein Ersatzmitglied namhaft gemacht 
wurde, seine Vertretung durch dieses zu veranlassen. Die Leitung der 
Sitzungen obliegt dem Vorsitzenden. Für Beschlüsse im Umlaufweg und die 
Durchführung von Sitzungen unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung in Form einer Videokonferenz gilt § 29a 
sinngemäß. Wird die Beratung des Ausschusses von Zuhörern im Sinn des 
Abs. 3 gestört, so kann der Vorsitzende den (die) Ruhestörer nach vorheriger 
erfolgloser Ermahnung aus dem Sitzungssaal verweisen oder entfernen lassen. 
Falls andauernde Störungen eine geordnete Beratung unmöglich machen, kann 
der Vorsitzende die Sitzung auf bestimmte Zeit unterbrechen oder schließen. 

(7) Der Geschäftsgang der Ausschüsse ist in der Geschäftsordnung (§ 27) 
näher zu regeln. 
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§ 40a 

Verordnungsblatt für die Landeshauptstadt Innsbruck – 
Bezirksverwaltung 

(1) Der Bürgermeister hat zum Zweck der elektronischen Kundmachung 
von Rechtsvorschriften der mit Aufgaben der Bezirksverwaltung betrauten 
Behörden im Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) ein 
Verordnungsblatt für die Landeshauptstadt Innsbruck – Bezirksverwaltung 
herauszugeben. Darin sind zu verlautbaren: 

 a) die Verordnungen des Bürgermeisters als Bezirksverwaltungsbehörde, 
sofern nicht durch Gesetz eine andere Art der Verlautbarung 
vorgeschrieben ist, 

 b) die Verordnungen von Landesbehörden, deren örtliche Zuständigkeit 
nicht über das Gebiet der Landeshauptstadt Innsbruck hinausreicht, 
sofern nicht durch Gesetz eine andere Art der Verlautbarung 
vorgeschrieben ist, 

 c) sonstige in Rechtsvorschriften zur Verlautbarung im Verordnungsblatt 
für die Landeshauptstadt Innsbruck – Bezirksverwaltung vorgesehene 
Kundmachungen. 

Die einzelnen Verlautbarungen sind nach Jahrgängen zu gliedern und 
innerhalb eines Jahrganges fortlaufend zu nummerieren. 

(2) Die Verlautbarung der Verordnungen und Kundmachungen bedarf der 
Unterschrift des Bürgermeisters bzw., sofern es sich um Verordnungen und 
Kundmachungen einer anderen Behörde handelt, des Leiters der betreffenden 
Behörde. Der Bürgermeister kann die Berechtigung zur Unterfertigung in 
seinem Namen Bediensteten des Stadtmagistrates übertragen. Anstelle durch 
Unterschrift kann die Beurkundung auch durch ein Verfahren zum Nachweis 
der Identität (§ 2 Z 1 des E-Government-Gesetzes – E-GovG, BGBl. I Nr. 
10/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 119/2022) und der 
Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) erfolgen. 

(3) Die Kundmachung der im Verordnungsblatt für die Landeshauptstadt 
Innsbruck – Bezirksverwaltung enthaltenen Verlautbarungen hat elektronisch 
im Rahmen des Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) zu erfolgen. § 3 
Abs. 2 bis 5 § 3 Abs. 2 bis 6 des Landesverlautbarungsgesetzes 2021, LGBl. 
Nr. 160/2021, ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass die dort 
angeführten Verpflichtungen dem Bürgermeister obliegen. 

(4) Im Übrigen sind § 11 Abs. 1, 2 und 4, § 12, § 14 Abs. 2 lit. b und 
Abs. 3, § 15, § 16 Abs. 2, § 17 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2 sowie § 18 des 
Landes-Verlautbarungsgesetzes 2021 sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die dort jeweils angeführten Verpflichtungen dem 
Bürgermeister obliegen. 

 

§ 74d 

Befugnisse des Stadtrechnungshofs 

(1) Der Stadtrechnungshof ist befugt, in Ausübung und zum Zweck ihrer 
Prüftätigkeit 

 a) mit allen Rechtsträgern und sonstigen Einrichtungen, die ihrer Prüfung 
unterliegen, unmittelbar zu verkehren, 

 b) von diesen Einrichtungen und Rechtsträgern jederzeit schriftlich, 
mündlich oder telefonisch die ihr erforderlich scheinenden Auskünfte 
zu verlangen, 

 c) die Übersendung oder Überlassung von Geschäftsstücken, 
Rechnungsbüchern oder Rechnungsbelegen zu verlangen, 

 d) an Ort und Stelle in Geschäftsstücke, Rechnungsbücher und 
Rechnungsbelege Einsicht zu nehmen, 

 e) an Ort und Stelle alle erforderlichen Überprüfungen, insbesondere 
Kassenprüfungen, durchzuführen und 

 f) erforderlichenfalls geeignete Sachverständige beizuziehen. Die 
Sachverständigen sind, sofern sie nicht bereits allgemein gerichtlich 
beeidet sind, vom Bürgermeister zu beeiden. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für den 
Stadtrechnungshof bekannt gewordenen Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse verpflichtet, sofern sie nicht vom Bürgermeister 
auf Ersuchen eines Gerichtes von der Verschwiegenheitspflicht 
entbunden wurden. 

(1) Der Stadtrechnungshof ist befugt, in Ausübung und zum Zweck seiner 
Prüftätigkeit 

 a) mit allen Rechtsträgern und sonstigen Einrichtungen, die seiner 
Prüfung unterliegen, unmittelbar zu verkehren, 
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 b) von diesen Einrichtungen und Rechtsträgern jederzeit schriftlich, 
mündlich oder telefonisch die ihr erforderlich scheinenden Auskünfte 
zu verlangen, 

 c) die Übersendung oder Überlassung von Geschäftsstücken, 
Rechnungsbüchern oder Rechnungsbelegen zu verlangen, 

 d) an Ort und Stelle in Geschäftsstücke, Rechnungsbücher und 
Rechnungsbelege Einsicht zu nehmen, 

 e) an Ort und Stelle alle erforderlichen Überprüfungen, insbesondere 
Kassenprüfungen, durchzuführen und 

 f) erforderlichenfalls geeignete Sachverständige beizuziehen. Die 
Sachverständigen sind, sofern sie nicht bereits allgemein gerichtlich 
beeidet sind, vom Bürgermeister zu beeiden. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für den 
Stadtrechnungshof bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit 
dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 
zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist und sofern sie nicht vom 
Bürgermeister auf Ersuchen eines Gerichtes von der 
Verschwiegenheitspflicht entbunden wurden. 

(2) Die der Prüfung durch den Stadtrechnungshof unterliegenden 
Einrichtungen und Rechtsträger haben einem Verlangen des 
Stadtrechnungshofes nach Abs. 1 lit. b oder c unverzüglich zu entsprechen. 

§ 74e 

Prüfberichte 

(1) Der Stadtrechnungshof hat das Ergebnis jeder Prüfung in einem 
Bericht zusammenzufassen und diesen dem Kontrollausschuss, dem 
Bürgermeister, dem zuständigen Mitglied des Stadtsenates, dem 
Magistratsdirektor und der geprüften Stelle (dem Rechtsträger oder der 
Unternehmung) zuzuleiten. In diesem Bericht kann der Stadtrechnungshof 
auch Vorschläge für die Verminderung oder Vermeidung von 
Mittelverwendungen und für die Erhöhung oder Erzielung von 
Mittelaufbringungen sowie für die Beseitigung von Mängeln und für eine 
zweckmäßigere Gestaltung von Verwaltungsabläufen erstatten. 

(2) Werden durch einen Bericht oder durch einen Teil eines Berichtes 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse oder Angelegenheiten, die einer 
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder 

Verschwiegenheitspflicht unterliegen, berührt, so ist bei der Behandlung des 
Berichtes bzw. des entsprechenden Teiles im Gemeinderat die Öffentlichkeit 
auszuschließen (§ 25 Abs. 2). 

Artikel 11 

Änderung des Tiroler EVTZ-Gesetzes 

§ 3 

Anzeige und Registrierung eines EVTZ 

(1) Die Gründung eines EVTZ mit Sitz in Tirol ist der Landesregierung 
unter Anschluss folgender Unterlagen anzuzeigen: 

 a) die Übereinkunft nach Art. 8 und die Satzung nach Art. 9 der EVTZ-
Verordnung sowie 

 b) die Teilnahmegenehmigungen nach Art. 4 Abs. 3 oder 3a der EVTZ-
Verordnung, der Nachweis des Ablaufs der in Art. 4 Abs. 3 der 
EVTZ-Verordnung genannten Frist oder der Beitrittsgenehmigung 
nach Art. 4 Abs. 6a der EVTZ-Verordnung. 

(2) Aufgrund der Anzeige nach Abs. 1 hat die Landesregierung die 
Übereinkunft und die Satzung in ein dafür einzurichtendes EVTZ-Register 
einzutragen. Das Register ist öffentlich und kann während der Amtsstunden 
beim Amt der Landesregierung eingesehen werden. 

(2) Aufgrund der Anzeige nach Abs. 1 hat die Landesregierung die 
Übereinkunft und die Satzung in ein dafür einzurichtendes öffentliches EVTZ-
Register einzutragen. 

(3) Die Landesregierung hat die Registrierung nach Abs. 2 durch Hinweis 
im Bote für Tirol bekannt zu machen und unverzüglich dem Bundeskanzler 
mitzuteilen. 

(4) Über die Nichtregistrierung ist mit Bescheid abzusprechen.  

(5) Für Änderungen der Übereinkunft oder der Satzung eines EVTZ mit 
Sitz in Tirol gelten die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sinngemäß. 
Änderungen der Übereinkunft oder der Satzung eines EVTZ mit Sitz in Tirol 
aufgrund des Beitritts eines neuen Mitgliedes aus einem Mitgliedstaat, der die 
Übereinkunft bereits genehmigt hat, sind der Landesregierung mitzuteilen. 
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Artikel 12 

Änderung des Tiroler 
Informationsweiterverwendungsgesetzes 2021 

§ 2 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt den rechtlichen Rahmen für die Bereitstellung 
sowie die kommerzielle und nicht kommerzielle Weiterverwendung von 
Dokumenten, die sich im Besitz öffentlicher Stellen befinden und in ihrem 
öffentlichen Auftrag erstellt worden sind. 

(2) Rechtsvorschriften, die den Zugang zu Dokumenten öffentlicher 
Stellen regeln, insbesondere das Tiroler Umweltinformationsgesetz 2005, 
LGBl. Nr. 89, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(3) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten, insbesondere 
jene der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, 
S. 1 und des Datenschutzgesetzes sowie gesetzliche 
Verschwiegenheitspflichten Geheimhaltungs- oder Verschwiegenheitspflichten 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(4) Öffentliche Stellen dürfen das Recht von Herstellern von Datenbanken 
nach § 76d des Urheberrechtsgesetzes nicht in Anspruch nehmen, um dadurch 
die Weiterverwendung von Dokumenten zu verhindern oder die 
Weiterverwendung über die in diesem Gesetz festgelegten Bedingungen hinaus 
einzuschränken. 

Artikel 13 

Änderung des Tiroler Notifikationsgesetzes 

§ 3 

Notifikationsverfahren 

(1) Die Landesregierung hat Entwürfe von technischen Vorschriften oder 
von wesentlichen Änderungen solcher Vorschriften dem Bund zur Notifikation 
an die Europäische Kommission zu übermitteln. Sofern eine vollständige 

Umsetzung einer internationalen oder europäischen Norm erfolgen soll, reicht 
die Mitteilung aus, um welche Norm es sich handelt. 

(2) Das Ersuchen um Notifikation hat jedenfalls zu enthalten: 

 a) den vollständigen Titel des Entwurfes, 

 b) eine Zusammenfassung des wesentlichen Inhaltes des Entwurfes, 

 c) die Gründe, die die Erlassung der betreffenden technischen Vorschrift 
oder deren wesentliche Änderung entsprechend dem Entwurf 
erforderlich machen. 

Sofern dies noch nicht bei einer früheren Mitteilung geschehen ist, sind 
gleichzeitig die hauptsächlich und unmittelbar betroffenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften anzuschließen, wenn diese für die Beurteilung der 
Tragweite des Entwurfes notwendig sind. Sofern die vertrauliche Behandlung 
ausdrücklich verlangt wird, ist dies zu begründen. 

(3) Zielt der Entwurf einer technischen Vorschrift oder einer wesentlichen 
Änderung einer solchen Vorschrift insbesondere darauf ab, das 
Inverkehrbringen oder die Verwendung eines Stoffes, einer Zubereitung oder 
eines chemischen Erzeugnisses aus Gründen des Gesundheits-, Verbraucher- 
oder Umweltschutzes einzuschränken, so sind eine Zusammenfassung aller 
zweckdienlichen Angaben über die betroffenen Stoffe, Zubereitungen oder 
Erzeugnisse sowie über bekannte und erhältliche Substitutionsprodukte und, 
sofern verfügbar, die Fundstellen dieser Angaben sowie Angaben über die zu 
erwartenden Auswirkungen dieser Maßnahme auf Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz, sofern zweckmäßig mit einer Risikoanalyse, zu 
übermitteln. 

(4) Die Notifikationspflicht besteht nicht für Entwürfe von technischen 
Vorschriften oder von wesentlichen Änderungen solcher Vorschriften, sofern 
diese 

 a) verbindliche Unionsrechtsakte umsetzen, mit denen technische 
Spezifikationen oder Vorschriften betreffend Dienste in Kraft gesetzt 
werden; 

 b) Verpflichtungen aus einem internationalen Übereinkommen erfüllen, 
wodurch gemeinsame technische Spezifikationen oder Vorschriften 
betreffend Dienste in der Europäischen Union in Kraft gesetzt werden; 

 c) Schutzklauseln in Anspruch nehmen, die in verbindlichen 
Unionsrechtsakten enthalten sind; 
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 d) Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die allgemeine Produktsicherheit 
anwenden; 

 d) Art. 26 der Verordnung (EU) 2023/988 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die allgemeine Produktsicherheit, ABl. 2023 Nr. L 
135, S. 1, anwenden; 

 e) lediglich einem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union 
nachkommen; 

 f) lediglich eine technische Vorschrift nach § 2 Abs. 6 und 7 zum Zweck 
der Beseitigung eines Handelshemmnisses oder in Bezug auf 
Vorschriften betreffend Dienste eines Hemmnisses für den freien 
Dienstleistungsverkehr oder die Niederlassungsfreiheit von 
Betreibern, entsprechend einem Antrag der Europäischen Kommission 
ändern; 

 g) Maßnahmen betreffen, die im Rahmen des AEUV zum Schutz von 
Personen, insbesondere von Dienstnehmern bei der Verwendung von 
Erzeugnissen für erforderlich gehalten werden, sofern diese 
Maßnahmen keine Auswirkungen auf die Erzeugnisse haben. 

§ 4 

Stillhaltefristen 

(1) Die jeweils zuständigen Landesbehörden haben dafür zu sorgen, dass 
vor dem Ablauf einer dreimonatigen Frist nach dem Eingang der Notifikation 
bei der Europäischen Kommission die technische Vorschrift nicht erlassen 
oder angewendet wird. Diese Frist verlängert sich auf: 

 a) vier Monate im Fall einer beabsichtigten Vorschrift betreffend 
Dienste, sofern innerhalb der Dreimonatsfrist eine ausführliche 
Stellungnahme abgegeben wird, der zufolge die geplante Maßnahme 
Elemente enthält, die den freien Verkehr von Dienstleistungen oder 
die Niederlassungsfreiheit der Betreiber im Rahmen des 
Binnenmarktes beeinträchtigen könnten; 

 b) vier Monate im Fall einer beabsichtigten freiwilligen Vereinbarung 
nach § 2 Abs. 7 lit. b, sofern innerhalb der Dreimonatsfrist eine 
ausführliche Stellungnahme abgegeben wird; 

 c) sechs Monate in allen nicht von lit. a und b erfassten Fällen, wenn 
innerhalb der Dreimonatsfrist eine ausführliche Stellungnahme 
abgegeben wird; 

 d) zwölf Monate, wenn die Europäische Kommission innerhalb der 
Dreimonatsfrist 

 1. im Fall des Entwurfs einer technischen Vorschrift mit Ausnahme 
der Vorschriften betreffend Dienste die Absicht bekanntgibt, für 
den gleichen Gegenstand eine Richtlinie, eine Verordnung oder 
einen Beschluss im Sinn des Art. 288 AEUV vorzuschlagen oder zu 
erlassen, oder 

 2. bekannt gibt, dass der Entwurf einer technischen Vorschrift einen 
Gegenstand betrifft, für den dem Europäischen Parlament und dem 
Rat der Europäischen Union ein Vorschlag für eine Richtlinie, eine 
Verordnung oder einen Beschluss im Sinn des Art. 288 AEUV 
vorgelegt worden ist; 

 e) 18 Monate, wenn der Rat der Europäischen Union innerhalb der 
Stillhaltefrist nach lit. d einen Standpunkt festlegt. 

(2) Die Fristen nach Abs. 1 lit. d und e enden vorzeitig, 

 a) wenn die Europäische Kommission mitteilt, dass sie auf ihre Absicht 
verzichtet, einen verbindlichen Unionsrechtsakt vorzuschlagen oder zu 
erlassen, 

 b) wenn die Europäische Kommission die Rücknahme ihres Entwurfes 
oder Vorschlages mitteilt, oder 

 c) sobald ein verbindlicher Unionsrechtsakt vom Europäischen 
Parlament und vom Rat der Europäischen Union oder von der 
Europäischen Kommission erlassen worden ist. 

(3) Die Stillhaltefristen nach Abs. 1 gelten nicht 

 a) wenn es notwendig ist, eine technische Vorschrift aus dringenden 
Gründen, die durch eine ernste und unvorhersehbare Situation 
entstanden sind und die sich auf den Schutz der Gesundheit von 
Menschen und Tieren, auf die Erhaltung von Pflanzen oder auf die 
Sicherheit und im Fall von Vorschriften betreffend Dienste auch auf 
die öffentliche Ordnung, insbesondere auf den Jugendschutz beziehen, 
ohne die Möglichkeit einer vorherigen Konsultation in kürzester Frist 
auszuarbeiten, um sie unverzüglich zu erlassen und in Kraft zu setzen. 
Die Dringlichkeit dieser Maßnahme ist im Ersuchen um Notifikation 
nach § 3 Abs. 1 zu begründen; 
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 b) für Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in Bezug auf ein 
Herstellungsverbot erlassen werden, sofern diese Bestimmungen den 
freien Warenverkehr nicht behindern, und 

 c) für technische Spezifikationen, sonstige Vorschriften bzw. 
Vorschriften betreffend Dienste nach § 2 Abs. 7 lit. c. 

(4) Abs. 1 lit. d und e sowie Abs. 2 gelten nicht für freiwillige 
Vereinbarungen nach § 2 Abs. 7 lit. b. 

(5) Während der Stillhaltefristen eingelangte Bemerkungen und 
Stellungnahmen der Europäischen Kommission oder eines Mitgliedstaates sind 
bei der weiteren Ausarbeitung der technischen Vorschrift soweit wie möglich 
zu berücksichtigen. Sind Berichte oder Stellungnahmen an die Europäische 
Kommission erforderlich, so hat die Übermittlung nach § 3 Abs. 1 zu erfolgen. 

(6) Die endgültig erlassene technische Vorschrift ist unverzüglich nach 
§ 3 Abs. 1 an die Europäische Kommission zu übermitteln. 

(6) Die Landesregierung hat den endgültigen Wortlaut einer technischen 
Vorschrift unverzüglich nach deren Kundmachung nach § 3 Abs. 1 dem Bund 
zur Weiterleitung an die Europäische Kommission zu übermitteln. 

§ 5 

Übermittlungs- und Evidenzstelle 

(1) Entwürfe von technischen Vorschriften oder von wesentlichen 
Änderungen solcher Vorschriften, die von Landesbehörden zu erlassen oder 
anzuwenden sind, wie Verordnungen, Richtlinien, freiwillige Vereinbarungen 
und dergleichen, sind von den zur Erlassung oder Anwendung solcher 
technischer Vorschriften zuständigen anderen Landesbehörden der 
Landesregierung zur Durchführung des Notifikationsverfahrens nach § 3 zu 
übermitteln. Dies gilt für endgültig erlassene technische Vorschriften den 
endgültigen Wortlaut einer technischen Vorschrift sinngemäß. 

(2) Die Landesregierung hat das vom Bund bestätigte Eingangsdatum der 
internationalen Notifikation sowie Bemerkungen und Stellungnahmen der 
Europäischen Kommission oder eines Mitgliedstaates zu notifizierten 
Entwürfen anderer Landesbehörden diesen unverzüglich mitzuteilen. 

Artikel 14 

Änderung des Unionsrechtsverstöße-Hinweisgebergesetzes 

§ 20 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die juristischen Personen nach § 7 Abs. 1 und der Landesvolksanwalt 
als externe Meldestelle sind im Rahmen der ihnen nach diesem Gesetz 
zukommenden Aufgaben und Verpflichtungen Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, in Fällen des § 2 
Abs. 1 lit. c Z 1 und 4 des Tiroler Datenverarbeitungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 143/2018, in der jeweils geltenden Fassung, gemeinsam mit dem Amt der 
Tiroler Landesregierung. 

(2) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen folgende 
personenbezogenen Daten zum Zweck der Besorgung der Aufgaben der 
internen bzw. externen Meldestelle nach diesem Gesetz verarbeiten: 

 a) von Hinweisgebern: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
berufs- und tätigkeitsbezogene Daten, 

 b) von betroffenen Personen: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
berufs- und tätigkeitsbezogene Daten, 

 c) von Personen, die in einer Meldung erwähnt werden: 
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, berufs- und 
tätigkeitsbezogene Daten, 

 d) von Personen, die von Folgemaßnahmen betroffen sind oder berührt 
werden: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, berufs- und 
tätigkeitsbezogene Daten, 

 e) von Ansprechpersonen bei den zuständigen Stellen nach § 15 Abs. 3 
und 7: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten. 

(3) Der Landesvolksanwalt als externe Meldestelle darf Daten nach 
Abs. 2 an die zuständigen Stellen nach § 15 Abs. 3 und 7 zum Zweck der 
Besorgung ihrer gesetzlich übertragenen Aufgaben übermitteln. 



26 

(4) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen haben personenbezogene Daten 
nach Abs. 2 zu löschen, sobald diese für die Besorgung der ihnen obliegenden 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(4) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen haben personenbezogene Daten 
nach Abs. 2 unverzüglich zu löschen, wenn sie für die Besorgung der ihnen 
obliegenden Aufgaben offensichtlich nicht relevant sind oder nicht mehr 
benötigt werden. 

(5) Solange und soweit es zum Schutz der Identität des Hinweisgebers im 
Zusammenhang mit der Verhinderung, der Beendigung oder der Ahndung von 
Verstößen erforderlich ist, finden folgende Rechte der Personen nach Abs. 2 
lit. b, c und d keine Anwendung:  

 a) Recht auf Information (Art. 13 und 14 der Datenschutz-
Grundverordnung, § 43 des Datenschutzgesetzes), 

 b) Recht auf Auskunft (Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 
Abs. 3 Z 1 und § 44 des Datenschutzgesetzes), 

 c) Recht auf Berichtigung (Art. 16 der Datenschutz-Grundverordnung, § 
1 Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes), 

 d) Recht auf Löschung (Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 
Abs. 3 Z 2 und § 45 des Datenschutzgesetzes), 

e) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 der Datenschutz-
Grundverordnung, § 45 des Datenschutzgesetzes), 

f) Widerspruchsrecht (Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung), 

g) Recht auf Benachrichtigung von einer Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten (Art. 34 der Datenschutz-Grundverordnung, § 56 
des Datenschutzgesetzes).  

(6) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(7) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

§ 22 

Umsetzungshinweis 

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie (EU) 2019/1937 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz von Personen, die 
Verstöße gegen das Unionsrecht melden, ABl. 2019 Nr. L 305, S. 17, zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EU) 2024/3015 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf 
dem Unionsmarkt sowie zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937, ABl. L, 
2024/3015, 12.12.2024, umgesetzt. 

 

2. Abschnitt 

Dienstrecht 

Artikel 15 

Änderung des Landes-Personalvertretungsgesetzes 1994 

§ 17 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die Personalvertreter haben über alle ihnen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse 
Verschwiegenheit zu bewahren. Die Personalvertreter haben über alle ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu 
bewahren, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a 
Abs. 2 zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung von Dienst- oder 
Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist. Sie sind ferner zur Verschwiegenheit 
über alle Mitteilungen von Bediensteten verpflichtet, deren vertrauliche 
Behandlung von diesen Bediensteten gewünscht wird. Die Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit als 
Personalvertreter fort. 
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(2) Ein Personalvertreter, der die ihm obliegende 
Verschwiegenheitspflicht gröblich verletzt, ist von der Zentralwahlkommission 
(§ 23) seines Amtes für verlustig zu erklären. 

§ 23 

Wahlkommissionen 

(1) Vor jeder Wahl einer Dienststellenpersonalvertretung ist bei der 
Dienststelle eine Dienststellenwahlkommission zu bilden. Die Dienststelle hat 
der Dienststellenwahlkommission die erforderlichen Hilfskräfte und 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die Dienstellenwahlkommissionen bestehen für Dienststellen, denen 
am Tag der Wahlausschreibung mehr als 1.000 Bedienstete angehören, aus 
fünf, für die übrigen Dienststellen aus je drei Mitgliedern. Bei der Bemessung 
der Anzahl der Bediensteten ist die Zusammenfassung oder Trennung von 
Dienststellen zu berücksichtigen, wenn diese spätestens gleichzeitig mit der 
Wahlausschreibung kundgemacht wird. 

(3) Die Mitglieder der Dienststellenwahlkommission sind von der 
Dienststellenpersonalvertretung spätestens zwei Wochen nach der 
Wahlausschreibung (§ 24) zu bestellen; sie haben gegenüber dem 
Dienststellenleiter, bei zusammengefassten Dienststellen gegenüber einem 
Dienststellenleiter, das Gelöbnis der Unparteilichkeit und der gewissenhaften 
Erfüllung ihrer Amtspflichten abzulegen. Das Gelöbnis ist durch ein allgemein 
gebräuchliches Zeichen zu bekräftigen. Bei der Bestellung der Mitglieder der 
Dienststellenwahlkommission ist das nach dem d`Hondtschen 
Höchstzahlenverfahren zu bestimmende Stärkeverhältnis der in der 
Dienststellenpersonalvertretung vertretenen Wählergruppen zu 
berücksichtigen. Die Auswahl der zu bestellenden Bediensteten obliegt jeweils 
jenen Mitgliedern der Dienststellenpersonalvertretung, deren Wählergruppe zu 
berücksichtigen ist. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied 
zu bestellen. Die Dienststellenpersonalvertretung hat den Beschluss über die 
Bestellung eines Bediensteten zum Mitglied oder Ersatzmitglied der 
Dienststellenwahlkommission dem Bediensteten schriftlich mitzuteilen. 

(4) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Dienststellenwahlkommission 
müssen zur Dienststellenpersonalvertretung wahlberechtigt sein. Ein 
Bediensteter darf nur einer Wahlkommission angehören. 

(5) Wählergruppen, die in der Dienststellenwahlkommission nicht 
vertreten sind (Abs. 3), haben das Recht, in die Dienststellenwahlkommission 

einen Wahlzeugen zu entsenden. Die Wahlzeugen sind spätestens am zehnten 
Tag vor dem ersten Wahltag der Dienststellenwahlkommission namhaft zu 
machen. Die Wahlzeugen müssen zur Dienststellenpersonalvertretung 
wahlberechtigt sein. Sie sind berechtigt, an den Sitzungen der 
Dienststellenwahlkommission ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(6) Die Namen der Mitglieder und der Ersatzmitglieder der 
Dienststellenwahlkommission sind von der Dienststellenpersonalvertretung bis 
zur Kundmachung der Wahlergebnisse (§ 31) auf der Internetseite des Landes 
kundzumachen. 

(7) Die Dienststellenwahlkommission ist zu ihrer ersten Sitzung von der 
Dienststellenpersonalvertretung unverzüglich nach der Bestellung 
einzuberufen. In dieser Sitzung sind der Vorsitzende (Dienststellenwahlleiter) 
und höchstens zwei Stellvertreter in getrennten Wahlgängen mit einfacher 
Stimmenmehrheit zu wählen. Bis zur Wahl des Dienststellenwahlleiters hat das 
an Lebensjahren älteste anwesende Mitglied der Dienststellenwahlkommission 
die Sitzung zu leiten, anschließend der Dienststellenwahlleiter. 

(8) Die Funktionsdauer der Dienststellenwahlkommission endet mit der 
Bestellung der Dienststellenwahlkommission für die nächste Wahl. 

(9) Vor jeder Wahl der Zentralpersonalvertretung ist beim Amt der 
Landesregierung eine Zentralwahlkommission zu bilden. Sie besteht aus sieben 
Mitgliedern. Das Amt der Landesregierung hat der Zentralwahlkommission die 
erforderlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. 

(10) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Zentralwahlkommission 
sind von der Zentralpersonalvertretung spätestens zwei Wochen nach der 
Wahlausschreibung zu bestellen. Im Übrigen gelten die Abs. 3 bis 8 
sinngemäß. Der Vorsitzende der Zentralwahlkommission trägt die 
Bezeichnung „Zentralwahlleiter“. 

(11) Für das Ruhen und das Erlöschen der Mitgliedschaft zur 
Dienststellen- und zur Zentralwahlkommission gilt § 12 sinngemäß. 

(12) Den Wahlkommissionen obliegt die Durchführung der Wahlen. Sie 
haben neben den ihnen durch dieses Gesetz ausdrücklich übertragenen 
Aufgaben über alle Fragen zu entscheiden, die sich in ihrem Bereich über das 
Wahlrecht und dessen Ausübung oder sonst bei der Durchführung der Wahl 
ergeben. Die Wahlleiter (Zentralwahlleiter und Dienststellenwahlleiter) haben 
die Wahlhandlungen zu leiten. Sie haben die Sitzungen der 
Wahlkommissionen vorzubereiten und die Mitglieder zu den Sitzungen 
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einzuberufen. Die Wahlleiter haben weiters alle ihnen gesetzlich oder durch 
Beschluss der Wahlkommission ausdrücklich übertragenen Aufgaben 
selbstständig zu besorgen; die Wahlkommission darf alle Aufgaben an ihren 
Wahlleiter übertragen, die nicht unmittelbar der Sicherung der Wahlgrundsätze 
dienen. Wenn die Wahlbehörde trotz ordnungsgemäßer Einberufung, 
insbesondere am Wahltag bzw. an den Wahltagen, nicht in beschlussfähiger 
Stärke zusammentritt oder wenn sie während einer Amtshandlung 
beschlussunfähig wird und deren Dringlichkeit einen Aufschub nicht zulässt, 
haben die Wahlleiter die Amtshandlung selbstständig durchzuführen. Die 
Wahlleiter haben schließlich die Beschlüsse der Wahlkommission 
durchzuführen. Sie dürfen zur Besorgung ihrer Aufgaben die der jeweiligen 
Wahlbehörde zur Verfügung gestellten Hilfskräfte heranziehen. Im Übrigen 
gilt § 10 Abs. 2, 4 und 7 sinngemäß. 

(13) Die Mitglieder der Wahlkommissionen, die Wahlzeugen und die 
Hilfskräfte haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren.Die Mitglieder 
der Wahlkommissionen, die Wahlzeugen und die Hilfskräfte haben über alle 
ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund eines 
schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist. Insbesondere ist die Weitergabe von Wahlergebnissen vor 
Wahlschluss unzulässig. 

Artikel 16 

Änderung des Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes 

§ 16 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die Personalvertreter haben über alle ihnen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekanntgewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse 
Verschwiegenheit zu bewahren. Die Personalvertreter haben über alle ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu 
bewahren, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a 
Abs. 2 zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung von Dienst- oder 
Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist. Sie sind ferner zur Verschwiegenheit 
über alle Mitteilungen von Bediensteten verpflichtet, wenn die vertrauliche 

Behandlung von diesen gewünscht wird. Die Verschwiegenheitspflicht besteht 
auch nach der Beendigung der Tätigkeit als Personalvertreter weiter. 

(2) Ein Personalvertreter, der die Verschwiegenheitspflicht gröblich 
verletzt, ist von der Dienststellenpersonalvertretung bzw. von der 
Zentralpersonalvertretung seines Amtes für verlustig zu erklären.  

§ 24 

Wahlkommission 

(1) Vor jeder Wahl einer Dienststellenpersonalvertretung oder der 
Zentralpersonalvertretung ist eine Wahlkommission zu bilden. Sie hat ihren 
Sitz an jenem der Dienststellenpersonalvertretung, wenn jedoch eine 
Zentralpersonalvertretung besteht, an deren Sitz. Auch bei gleichzeitiger 
Durchführung der Wahl der Dienststellenpersonalvertretungen und der Wahl 
der Zentralpersonalvertretung ist nur eine Wahlkommission zu bilden. Die 
Gemeinde hat der Wahlkommission die erforderlichen Hilfskräfte und 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die Wahlkommission besteht aus drei Mitgliedern. Sie müssen nach 
§ 23 Abs. 1 wahlberechtigt sein. 

(3) Die Mitglieder der Wahlkommission sind von der 
Dienststellenpersonalvertretung, wenn jedoch eine Zentralpersonalvertretung 
besteht, von dieser, auf Vorschlag der in der Dienststellenpersonalvertretung 
bzw. in der Zentralpersonalvertretung vertretenen Wählergruppen spätestens 
zwei Wochen nach der Wahlausschreibung zu bestellen. Das Vorschlagsrecht 
der Wählergruppen richtet sich nach ihrer verhältnismäßigen Stärke. Für die 
Stärke der Wählergruppen ist die Anzahl der Mandate in der 
Dienststellenpersonalvertretung bzw. in der Zentralpersonalvertretung, bei 
gleicher Anzahl von Mandaten die bei der Wahl der 
Dienststellenpersonalvertretung bzw. der Zentralpersonalvertretung erreichte 
Anzahl der Stimmen maßgebend. Sind Wählergruppen gleich stark, so 
entscheidet über das Vorschlagsrecht das Los. Für jedes Mitglied ist in gleicher 
Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen. Die Dienststellenpersonalvertretung 
bzw. die Zentralpersonalvertretung hat den Beschluss über die Bestellung eines 
Bediensteten zum Mitglied oder Ersatzmitglied der Wahlkommission dem 
Bediensteten schriftlich mitzuteilen. 

(4) Die Mitglieder der Wahlkommission haben vor dem Antritt ihres 
Amtes gegenüber dem Amtsleiter, in der Landeshauptstadt Innsbruck 
gegenüber dem Magistratsdirektor, das Gelöbnis der Unparteilichkeit und der 
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gewissenhaften Erfüllung ihrer Amtspflichten abzulegen. Das Gelöbnis ist 
durch ein allgemein gebräuchliches Zeichen zu bekräftigen. 

(5) Wählergruppen, die in der Wahlkommission nicht vertreten sind, 
haben das Recht, in die Wahlkommission einen Wahlzeugen zu entsenden. Die 
Wahlzeugen sind spätestens am zehnten Tag vor dem ersten Wahltag der 
Wahlkommission namhaft zu machen. Die Wahlzeugen müssen nach § 23 
Abs. 1 wahlberechtigt sein. Die Wahlzeugen sind berechtigt, an den Sitzungen 
der Wahlkommission ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(6) Die Namen der Mitglieder und Ersatzmitglieder der Wahlkommission 
sind vom Organ, das sie bestellt hat, bei allen Dienststellen der Gemeinde bis 
zur Kundmachung des Wahlergebnisses (§ 32) kundzumachen. 

(7) Die Wahlkommission ist zu ihrer ersten Sitzung vom Obmann der 
Dienststellenpersonalvertretung, wenn jedoch eine Zentralpersonalvertretung 
besteht, von deren Obmann, unverzüglich nach der Bestellung der Mitglieder 
einzuberufen. In dieser Sitzung sind der Vorsitzende (Wahlleiter) und dessen 
Stellvertreter in getrennten Wahlgängen mit einfacher Stimmenmehrheit zu 
wählen. Bis zur Wahl des Wahlleiters hat das an Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied der Wahlkommission die Sitzung zu leiten, anschließend 
der Wahlleiter. 

(8) Die stärkste Wählergruppe hat das Recht, den Wahlleiter und seinen 
Stellvertreter vorzuschlagen. Hat die zweitstärkste Wählergruppe mehr als halb 
so viele Mandate wie die stärkste Wählergruppe, so hat sie das Recht, den 
Stellvertreter vorzuschlagen. Kommt im ersten Wahlgang die 
Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer von der 
vorschlagsberechtigten Wählergruppe vorgeschlagen wurde. Die Stärke der 
Wählergruppe richtet sich nach Abs. 3 dritter und vierter Satz. 

(9) Die Funktionsdauer der Wahlkommission endet mit der Bestellung der 
Mitglieder der Wahlkommission für die nächste Wahl. 

(10) Der Wahlkommission obliegt die Durchführung der Wahl. Sie hat 
neben den ihr durch dieses Gesetz ausdrücklich übertragenen Aufgaben über 
alle Fragen zu entscheiden, die sich in ihrem Wirkungsbereich über das 
Wahlrecht und dessen Ausübung oder sonst bei der Durchführung der Wahl 
ergeben. Der Wahlleiter hat die Wahlhandlungen zu leiten. Er hat die 
Sitzungen der Wahlkommission vorzubereiten und nach Bedarf die Mitglieder 
zu den Sitzungen einzuberufen. Der Wahlleiter hat weiters alle ihm gesetzlich 
oder durch Beschluss der Wahlkommission ausdrücklich übertragenen 

Aufgaben selbstständig zu besorgen. Die Wahlkommission darf alle Aufgaben 
an ihren Wahlleiter übertragen, die nicht unmittelbar der Sicherung der 
Wahlgrundsätze dienen. Wenn die Wahlbehörde trotz ordnungsgemäßer 
Einberufung, insbesondere am Wahltag bzw. an den Wahltagen, nicht in 
beschlussfähiger Stärke zusammentritt oder wenn sie während einer 
Amtshandlung beschlussunfähig wird und deren Dringlichkeit einen Aufschub 
nicht zulässt, hat der Wahlleiter die Amtshandlung selbstständig 
durchzuführen. Der Wahlleiter hat schließlich die Beschlüsse der 
Wahlkommission durchzuführen. Er darf zur Besorgung seiner Aufgaben die 
der Wahlkommission zur Verfügung gestellten Hilfskräfte heranziehen. Im 
Übrigen gilt § 8 Abs. 4 und 7 sinngemäß. 

(11) Die Mitglieder Wahlkommission, die Wahlzeugen und die 
Hilfskräfte haben über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren. Die 
Mitglieder der Wahlkommission, die Wahlzeugen und die Hilfskräfte haben 
über alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund eines 
schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist. Insbesondere ist die Weitergabe von Wahlergebnissen vor 
Wahlschluss unzulässig. 

(12) § 14 gilt für die Mitglieder der Wahlkommission sinngemäß. 

 

Artikel 17 

Änderung des Tiroler Mutterschutzgesetzes 2005 

§ 17 

Entlassungsschutz 

(1) Dienstnehmerinnen können während der Schwangerschaft und bis 
zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung rechtswirksam nur nach 
vorheriger Zustimmung des Gerichtes entlassen werden. 

(2) Das Gericht darf die Zustimmung zur Entlassung nur erteilen, wenn 
die Dienstnehmerin 

 a) die ihr aufgrund des Dienstverhältnisses obliegenden Pflichten 
schuldhaft gröblich verletzt, insbesondere wenn sie ohne einen 
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rechtmäßigen Hinderungsgrund während einer den Umständen nach 
erheblichen Zeit die Dienstleistung unterlässt; 

 b) im Dienst untreu ist oder sich in ihrer Tätigkeit ohne Wissen des 
Dienstgebers von dritten Personen unberechtigt Vorteile zuwenden 
lässt; 

 c) gegen die Amtsverschwiegenheit dienstrechtliche 
Geheimhaltungspflicht verstößt oder ohne Einwilligung des 
Dienstgebers eine die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben 
behindernde Nebenbeschäftigung ausübt; 

 d) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen Vorgesetzte 
oder Mitbedienstete zuschulden kommen lässt; 

 e) sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich 
begangen werden kann und mit einer mehr als einjährigen 
Freiheitsstrafe bedroht ist, oder einer mit Bereicherungsvorsatz 
begangenen gerichtlich strafbaren Handlung schuldig macht; 

 f) die Aufnahme in das Dienstverhältnis durch unwahre Angaben, 
ungültige Urkunden oder durch Verschweigen von Umständen 
erschlichen hat, die ihre Aufnahme nach dienstrechtlichen 
Vorschriften ausgeschlossen hätten. 

(3) In den Fällen des Abs. 2 lit. a und d ist der durch die Schwangerschaft 
oder die Entbindung der Dienstnehmerin bedingte außerordentliche 
Gemütszustand zu berücksichtigen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 lit. d und e kann die Entlassung der 
Dienstnehmerin gegen nachträgliche Einholung der Zustimmung des Gerichtes 
ausgesprochen werden. Weist das Gericht die Klage auf Zustimmung zur 
Entlassung ab, so ist die Entlassung rechtsunwirksam. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn die Entlassung der 
Dienstnehmerin durch ein rechtskräftiges Disziplinarerkenntnis verfügt wird 
oder das Dienstverhältnis kraft Gesetzes erlischt. 

 

Artikel 18 

Änderung des Landes-Gleichbehandlungsgesetzes 2005 

§ 43 

Verfahren 

(1) Auf das Verfahren vor der Gleichbehandlungskommission sind die 
§§ 6 Abs. 1, 7, 13, 14 bis 16, 18 bis 22, 32, 33, 45 und 46 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG anzuwenden. 

(2) Die §§ 45 und 46 AVG sind jedoch mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass eine Person, die in ihrem Antrag eine ihr zugefügte Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes nach den §§ 4 bis 7, 29, 31 oder 32, eine 
Belästigung nach den §§ 9, 10 oder 34, eine Verletzung des 
Frauenförderungsgebotes nach § 27 oder eine Verletzung des 
Behindertenförderungsgebotes nach § 37 behauptet, diesen Umstand lediglich 
glaubhaft zu machen hat. Die Vertreterin bzw. der Vertreter des Dienstgebers 
hat zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umständen wahrscheinlicher ist, 

 a) dass keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechtes oder eines der im § 29 genannten 
Diskriminierungsgründe vorliegt, insbesondere dass 

 1. andere glaubhaft gemachte Motive für die unterschiedliche 
Behandlung maßgebend waren oder 

 2. die Ungleichbehandlung gerechtfertigt ist, insbesondere weil das 
betreffende Merkmal eine wesentliche und entscheidende 
Voraussetzung für die Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit ist, 
oder 

 3. im Fall einer behaupteten mittelbaren Diskriminierung ein 
Rechtfertigungsgrund im Sinne des § 4 Abs. 4 oder des § 29 Abs. 3 
vorliegt, oder 

 b) dass im Fall einer behaupteten Belästigung 

 1. die von der Antragstellerin oder dem Antragsteller glaubhaft 
gemachten Tatsachen nicht der Wahrheit entsprechen oder 

 2. eine Abhilfe gegen die Belästigung durch die Vertreterin oder den 
Vertreter des Dienstgebers nicht schuldhaft unterlassen wurde. 

(3) Die oder der von einer Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes oder 
einer Belästigung Betroffene kann sich vor der Gleichbehandlungskommission 
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durch eine Person ihres oder seines Vertrauens, insbesondere durch eine 
Vertreterin oder einen Vertreter eines Verbandes, einer Organisation oder einer 
anderen juristischen Person im Sinne des § 26 bzw. des § 35 Abs. 2 lit. d, 
vertreten oder unterstützen lassen. Auf Antrag der oder des Betroffenen hat die 
Gleichbehandlungskommission dem Verfahren eine Vertreterin oder einen 
Vertreter einer solchen Einrichtung als Auskunftsperson beizuziehen; die 
Namhaftmachung der Einrichtung obliegt der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller. 

(4) Die Vertreterin oder der Vertreter des Dienstgebers hat der 
Gleichbehandlungskommission die für die Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit keine Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit Geheimhaltung entgegensteht. 

(5) Der Gleichbehandlungskommission ist die Einsicht in jene 
Bewerbungsunterlagen, Akten oder Aktenteile, deren Kenntnis für die 
Entscheidung des konkreten Falles erforderlich ist, und deren Abschriftnahme 
(Ablichtung) zu gestatten, soweit keine Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit Geheimhaltung entgegensteht. 

(6) Von der Akteneinsicht ausgenommen sind Aktenbestandteile, soweit 
deren Einsichtnahme durch die Gleichbehandlungskommission 

 a) eine Schädigung berechtigter Interessen einer oder eines Bediensteten 
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Behörde herbeiführen oder 

 b) den Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würde. 

(7) Die Einsichtnahme in einen Personalakt ist nur mit Zustimmung der 
oder des betroffenen Bediensteten zulässig. 

§ 50 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder der Gleichbehandlungskommission, die 
Gleichbehandlungsbeauftragten und die Vertrauenspersonen haben über alle 
ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Dienst- und 
Betriebsgeheimnisse, insbesondere über personenbezogene Daten, 
Verschwiegenheit zu bewahren. Die Mitglieder der 
Gleichbehandlungskommission, die Gleichbehandlungsbeauftragten und die 
Vertrauenspersonen haben über alle ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund 
eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG, 

insbesondere zur Wahrung von Dienst- oder Betriebsgeheimnissen oder des 
Rechts auf Schutz der personenbezogenen Daten, erforderlich ist. Sie sind 
weiters zur Verschwiegenheit über alle Mitteilungen von Bediensteten 
verpflichtet, deren vertrauliche Behandlung von diesen Bediensteten 
gewünscht wird. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch nach 
der Beendigung der Tätigkeit als Mitglied der Gleichbehandlungskommission, 
als Gleichbehandlungsbeauftragte(r) oder als Vertrauensperson und nach der 
Beendigung des Dienstverhältnisses fort. 

 

Artikel 19 

Änderung des Tiroler Antidiskriminierungsgesetzes 2005 

§ 14b 

Barrierefreier Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen 

(1) Websites und mobile Anwendungen des Landes Tirol, der Gemeinden, 
der Gemeindeverbände, der durch Landesgesetz eingerichteten 
Selbstverwaltungskörper und der sonstigen durch Landesgesetz eingerichteten 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts haben den Anforderungen an 
einen barrierefreien Zugang nach Abs. 2 zu entsprechen. Hiervon 
ausgenommen sind folgende Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen: 

 a) Dateien mit Büroanwendungsformaten, die vor dem 23. September 
2018 veröffentlicht wurden und deren Inhalte nicht für laufende 
Verwaltungsverfahren des jeweiligen Rechtsträgers erforderlich sind; 

 b) aufgezeichnete zeitbasierte Medien, wie Video- und Audiomedien, die 
vor dem 23. September 2020 veröffentlicht wurden; 

 c) live übertragene zeitbasierte Medien; 

 d) Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten für 
Navigationszwecke wesentliche Informationen in einer barrierefrei 
zugänglichen Weise digital bereitgestellt werden; 

 e) Inhalte von Dritten, die vom jeweiligen Rechtsträger weder finanziert 
noch entwickelt werden und die auch nicht dessen Kontrolle 
unterliegen; 

 f) Reproduktionen von Stücken aus Kulturerbesammlungen, wenn sie 
aufgrund 



32 

 1. der Unvereinbarkeit der Barrierefreiheitsanforderungen mit der 
Erhaltung des betreffenden Gegenstandes oder der Authentizität der 
Reproduktion oder 

 2. der Nichtverfügbarkeit automatisierter und kosteneffizienter 
Lösungen, mit denen Text aus Manuskripten oder anderen Stücken aus 
Kulturerbesammlungen einfach extrahiert und in mit den 
Barrierefreiheitsanforderungen kompatible Inhalte umgewandelt 
werden könnte, 

nicht vollständig barrierefrei zugänglich gemacht werden können; 

 g) Inhalte, die nur für eine geschlossene Gruppe von Personen und nicht 
für die allgemeine Öffentlichkeit verfügbar sind (Extranets und 
Intranets) und die vor dem 23. September 2019 veröffentlicht wurden, 
bis diese Websites grundlegend überarbeitet werden; 

 h) Inhalte, die als Archive gelten und somit ausschließlich Inhalte 
enthalten, die weder für laufende Verwaltungsverfahren benötigt 
werden noch nach dem 23. September 2019 aktualisiert oder 
überarbeitet wurden; 

 i) Inhalte, bei denen die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen 
nach Abs. 2 zu einer unverhältnismäßigen Belastung des jeweiligen 
Rechtsträgers führen würde. Bei der Prüfung der 
Unverhältnismäßigkeit der Belastung sind insbesondere die Größe, die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die Art des Rechtsträgers, die 
geschätzten Kosten und Vorteile für den jeweiligen Rechtsträger im 
Verhältnis zu den geschätzten Vorteilen für Menschen mit 
Behinderungen sowie die Nutzungshäufigkeit und die Nutzungsdauer 
der betreffenden Website oder mobilen Anwendung zu 
berücksichtigen. 

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über 
die Anforderungen an den barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen 
Anwendungen zu erlassen, soweit dies zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 
Anwendungen öffentlicher Stellen erforderlich ist. Dabei ist festzulegen, dass 
Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen die 
Barrierefreiheitsanforderungen erfüllen, wenn sie den sie betreffenden Teilen 
von harmonisierten Normen, deren Referenzen nach der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, 
entsprechen. Ist eine derartige Veröffentlichung nicht erfolgt, so sind für 

Inhalte von Websites die sie betreffenden Teile der europäischen Norm EN 
301 549 V1.1.2 (2015-04), einer nach Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 festgelegten neueren Fassung dieser Norm oder einer nach dieser 
Bestimmung festgelegten anderen europäischen Norm für verbindlich zu 
erklären. Für Inhalte von mobilen Anwendungen gilt dies, wenn weder eine 
Veröffentlichung der Referenzen von harmonisierten Normen erfolgt ist noch 
technische Spezifikationen, die nach Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 vorgegeben wurden, vorliegen. 

(3) Die im Abs. 1 erster Satz genannten Rechtsträger haben auf ihrer 
Website eine Erklärung zur Barrierefreiheit ihrer Websites und mobilen 
Anwendungen in einem barrierefrei zugänglichen Format zu veröffentlichen 
und regelmäßig zu aktualisieren. Hierfür ist die nach Art. 7 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 erlassene Mustererklärung zu verwenden. Die Rechtsträger haben 
jede Mitteilung von Nutzern ihrer Website oder mobilen Anwendung zu 
Mängeln bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen zu prüfen, 
erforderlichenfalls Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel zu ergreifen 
und dem jeweiligen Nutzer das Ergebnis dieser Prüfung sowie die getroffenen 
oder beabsichtigten Maßnahmen binnen zwei Monaten bekannt zu geben. 
Anfragen zu Inhalten von Websites und mobilen Anwendungen, die nach 
Abs. 1 lit. a bis i von der Verpflichtung zur Erfüllung der 
Barrierefreiheitsanforderungen ausgenommen und nicht barrierefrei zugänglich 
sind, sind binnen zwei Monaten zu beantworten. 

(3) Die im Abs. 1 erster Satz genannten Rechtsträger haben auf ihrer 
Website eine Erklärung zur Barrierefreiheit ihrer Websites und mobilen 
Anwendungen in einem barrierefrei zugänglichen Format zu veröffentlichen 
und regelmäßig zu aktualisieren. Hierfür ist die nach Art. 7 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 erlassene Mustererklärung zu verwenden. Die Rechtsträger haben 
jede Mitteilung von Nutzern ihrer Website oder mobilen Anwendung zu 
Mängeln bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen zu prüfen, 
erforderlichenfalls Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel zu ergreifen 
und dem jeweiligen Nutzer das Ergebnis dieser Prüfung sowie die getroffenen 
oder beabsichtigten Maßnahmen binnen zwei Monaten bekannt zu geben. 
Anfragen zu Inhalten von Websites und mobilen Anwendungen, die nach Abs. 
1 lit. a bis i von der Verpflichtung zur Erfüllung der 
Barrierefreiheitsanforderungen ausgenommen und nicht barrierefrei zugänglich 
sind, sind binnen vier Wochen zu beantworten. 
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(4) Die (der) Antidiskriminierungsbeauftragte hat wiederkehrend zu 
überwachen, inwieweit Websites und mobile Anwendungen den 
Anforderungen an einen barrierefreien Zugang nach Abs. 2 und der hierzu 
erlassenen Verordnung entsprechen und hierüber jedes dritte Jahr einen Bericht 
zu erstellen und diesen der Landesregierung vorzulegen. Die Überwachung 
und die Berichterstattung haben unter Einhaltung der nach Art. 8 Abs. 2 und 6 
der Richtlinie (EU) 2016/2102 festgelegten Überwachungsmethode und 
Modalitäten für die Berichterstattung zu erfolgen. 

(5) Beschwerden betreffend die Verletzung der Abs. 1 lit. i, 2 und 3 sind 
von der (vom) Antidiskriminierungsbeauftragten entgegenzunehmen und zu 
prüfen. § 16 Abs. 1 lit. a und b gilt sinngemäß. 

7. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen für die (den) 
Antidiskriminierungsbeauftragte(n)  

und den Monitoringausschuss 

§ 17 

Rechtsstellung 

(1) Die (Der) Antidiskriminierungsbeauftragte sowie die Mitglieder des 
Monitoringausschusses sind in Ausübung ihrer Funktion an keine Weisungen 
gebunden. 

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten der 
Aufgabenbereiche der (des) Antidiskriminierungsbeauftragten sowie des 
Monitoringausschusses zu informieren. Diese sind verpflichtet, der 
Landesregierung die verlangten Auskünfte zu erteilen. Abs. 4 zweiter Satz 
wird dadurch nicht berührt. 

(3) Alle Organe des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 
der durch Landesgesetz eingerichteten Selbstverwaltungskörper haben die 
(den) Antidiskriminierungsbeauftragte(n) sowie den Monitoringausschuss bei 
der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen und ihnen im erforderlichen 
Ausmaß Akteneinsicht zu gewähren und Auskünfte zu erteilen, soweit dem 
keine gesetzliche Verpflichtung zur Verschwiegenheit Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht entgegensteht. Dies gilt auch für Rechtsträger im 
Sinn des § 1 Abs. 1 lit. b. 

(4) Die (Der) Antidiskriminierungsbeauftragte sowie die Mitglieder und 
Ersatzmitglieder des Monitoringausschusses haben über alle ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, insbesondere über 
personenbezogene Daten, Verschwiegenheit zu bewahren. Die (Der) 
Antidiskriminierungsbeauftragte sowie die Mitglieder und Ersatzmitglieder des 
Monitoringausschusses haben über alle ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG, insbesondere zur Wahrung des Rechts auf Schutz der personenbezogenen 
Daten, erforderlich ist. Sie sind weiters zur Verschwiegenheit über alle 
Mitteilungen von Personen verpflichtet, deren vertrauliche Behandlung von 
diesen Personen gewünscht wird. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit als 
Antidiskriminierungsbeauftragte(r) sowie als Mitglied oder Ersatzmitglied des 
Monitoringausschusses fort. 

(5) Wird ein(e) Bedienstete(r) des Landes, einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes zur (zum) Antidiskriminierungsbeauftragten oder zum 
Mitglied oder Ersatzmitglied des Monitoringausschusses bestellt, 

 a) so ist dieser (diesem) ohne Kürzung der Bezüge (Entgelte) die zur 
Erfüllung ihrer (seiner) Aufgaben notwendige freie Zeit zu gewähren, 
soweit nicht unaufschiebbare dienstliche Obliegenheiten dem 
entgegenstehen; die beabsichtigte Inanspruchnahme freier Zeit ist der 
(dem) Vorgesetzten mitzuteilen; 

 b) so darf diese(r) in der Ausübung ihrer (seiner) Tätigkeit nicht 
beschränkt und aus diesem Grund nicht benachteiligt werden; 
insbesondere darf ihr (ihm) aus dieser Tätigkeit bei der 
Leistungsfeststellung und in der dienstlichen Laufbahn kein Nachteil 
erwachsen. 
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Artikel 20 

Änderung des Landesbeamtengesetzes 1998 

§ 2 

Anwendung bundesgesetzlicher Vorschriften 

Auf das Dienstverhältnis der Landesbeamten finden folgende 
bundesgesetzliche Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist: 

 a) 1.das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333 (BDG 1979), 
in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 24/1991 mit folgenden 
Abweichungen: 

 aa) § 4 Abs. 1 Z 2 BDG 1979 gilt nicht, § 4 Abs. 1 Z 3 BDG 1979 
gilt mit der Maßgabe, dass allgemeines Ernennungserfordernis 
auch die für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der 
vorgesehenen Verwendung verbunden sind, erforderliche 
Entscheidungsfähigkeit ist; 

 bb) die §§ 22, 81 bis 84, 86, 87 Abs. 1 bis 5 und 7 BDG 1979 
gelten in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 333/1979; 

 cc) die §§ 9, 23 bis 35, 23 bis 35, 46, 65 Abs. 5, 6 und 7, 66 Abs. 3, 
87 Abs. 6 und 88 bis 90 BDG 1979 gelten nicht; 

 dd) die Bestimmungen über das Disziplinarrecht (9. Abschnitt, §§ 
91 bis 135) gelten nicht; 

 ee) § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt nicht für die Zuweisung neuer 
Aufgaben innerhalb des Aufgabenbereiches derselben 
Organisationseinheit einer Dienststelle, die vom Leiter dieser 
Organisationseinheit im Rahmen der ihm nach den 
organisationsrechtlichen Vorschriften übertragenen 
Leitungsbefugnis vorgenommen wird, oder für den Entzug 
eines Teiles der einem Beamten zugewiesenen Aufgaben durch 
einen solchen Leiter im Rahmen der ihm nach den 
organisationsrechtlichen Vorschriften übertragenen 
Leitungsbefugnis. § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt weiters nicht für 
das Enden des Zeitraumes einer befristeten Bestellung eines 
Beamten in eine Leitungsfunktion, ohne dass der Beamte 
weiterbestellt wird; 

 ff) § 42 Abs. 2 BDG 1979 gilt auch für Beamte, die eine 
eingetragene Partnerschaft begründet haben oder in 
Lebensgemeinschaft leben; 

 gg) § 56 Abs. 2 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass die 
Dienstbehörde auf Antrag des Beamten festzustellen hat, ob 
eine Nebenbeschäftigung zulässig oder unzulässig ist. Die 
Unzulässigkeit einer Nebenbeschäftigung kann auch von Amts 
wegen festgestellt werden, wenn mindestens einer der Gründe 
nach § 56 Abs. 2 BDG 1979 vorliegt. Der Beamte darf wegen 
der Ausübung einer zulässigen Nebenbeschäftigung nicht 
benachteiligt werden; 

 hh) § 69 zweiter Satz BDG 1979 gilt auch dann, wenn der 
Verbrauch des Erholungsurlaubes aufgrund einer 
Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall oder aufgrund 
eines Beschäftigungsverbotes nach dem Tiroler 
Mutterschutzgesetz 2005, LGBl. Nr. 63/2005, in der jeweils 
geltenden Fassung bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. 
Nr. 221/1979, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 87/2022, nicht möglich ist. § 69 gilt mit der Maßgabe, dass 
der Verfall des Erholungsurlaubes nicht eintritt, wenn es der 
Dienstgeber unterlassen hat, rechtzeitig und unmissverständlich 
auf die Inanspruchnahme des Erholungsurlaubes durch den 
Beamten hinzuwirken; 

 ii) § 65 Abs. 1 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass das 
Urlaubsausmaß bis zum vollendeten 43. Lebensjahr 200 
Stunden und ab dem 43. Lebensjahr 240 Stunden beträgt, 
wobei der Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß gegeben 
ist, wenn das 43. Lebensjahr im Lauf des Kalenderjahres 
vollendet wird; 

 jj) § 72 Abs. 2 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass sich das 
Urlaubsausmaß bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 30 v. H. auf 32 Stunden erhöht, 

 2. der Art. I Z 1, 4 und 9 der 1. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 277, 

 3. der Art. I Z. 4, 5, 7 und 25 der 2. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 
362, 

 4. der Art. I Z. 1 und 2 der 3. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 12/1992, 
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 5. der Art. I Z 3 mit der Maßgabe, dass § 49 Abs. 5 BDG 1979 nicht 
anzuwenden ist und Zeitguthaben aus einem Schicht- und 
Wechseldienstplan nicht als Überstunden gelten, 6, 8 und 18 der 
BDG-Novelle 1992, BGBl. Nr. 873/1992, 

 6. der Art. I Z. 1 bis 5 der 2. BDG-Novelle 1993, BGBl. Nr. 16/1994, 

 7. der Art. I Z 1, 2, 4, 5 und 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 389/1994, 

 8. der Art. I Z. 1 und 1a der 1. BDG-Novelle 1994, BGBl. Nr. 665, 

 9. der Art. I Z 6 der 2. BDG-Novelle 1994, BGBl. Nr. 43/1995, 

 10. der Art. I Z. 1a des Gesetzes BGBl. Nr. 297/1995, soweit er sich 
auf § 73 Abs. 4 bezieht, 

 11. der Art. I Z 1 der BDG-Novelle 1995, BGBl. Nr. 522, 

 12. der Art. 1 Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 201/1996, 

 13. der Art. I Z 3 der BDG-Novelle 1996, BGBl. Nr. 375, 

 14. der Art. 5 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. Nr. 392/1996, 

 15. der Art. I Z 3 bis 5, 8, 9 mit der Maßgabe, dass Ruhepausen nicht 
als Dienstzeit gelten, 10 bis 12, 14, 15, 16 mit der Maßgabe, dass 
eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit abweichend 
von den §§ 50a Abs. 1 und 50b Abs. 1 BDG 1979 bis auf 30 v. H. 
des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes möglich ist 
und das Ausmaß nach § 50a Abs. 2 BDG 1979 nicht weniger als 
zwölf Stunden betragen darf, im § 50b Abs. 2 BDG 1979 die 
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit für die Dauer 
von mindestens drei Monaten, längstens bis zum Ablauf des achten 
Lebensjahres des Kindes, wirksam wird und im § 50b Abs. 4 
BDG 1979 der Antrag auf Herabsetzung der regelmäßigen 
Wochendienstzeit spätestens drei Monate vor dem gewollten 
Wirksamkeitsbeginn zu stellen ist, 17, 18, 20 und 21 der 1. BDG-
Novelle 1997, BGBl. I Nr. 61, 

 16. der Art. 31 Z. 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998, soweit er sich 
auf die §§ 29 Abs. 2, 41b Abs. 2 und 89 Abs. 3 bezieht, 

 17. der Art. I Z 6, 7, 10, 11, 13, 15 bis 17 und 18 bis 22 der 1. 
Dienstrechts-Novelle 1998, BGBl. I Nr. 123/1998, 

 18. der Art. I Z 2 und 3 der 2. Dienstrechts-Novelle 1998, BGBl. I 
Nr. 6/1999, 

 19. der Art. 2 Z 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 7/1999, 

 20. der Art. II Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 10/1999, 

 21. der Art. 1 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 6/2000, 

 22. der Art. 1 Z 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 94/2000, 

 23. der Art. 46 Z 6 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2000, 

 24. {aufgehoben durch Art. I Z 27 der Novelle LGBl. Nr. 79/2007}, 

 25. der Art. 1 Z 13 mit der Maßgabe, dass dies auch für Zeiten einer 
Dienstfreistellung nach § 3d des Landesbeamtengesetzes 1998, 
jedoch nicht für Zeiten einer Außerdienststellung oder Zeiten einer 
Dienstfreistellung nach § 78d BDG gilt, und 19a mit der Maßgabe, 
dass auf die gänzliche Dienstfreistellung § 75c Abs. 7 BDG 1979 
anzuwenden ist, des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2002, 

 26. der Art. 1 Z. 1, soweit sich diese auf die Aufhebung jener Teile des 
§ 4 Abs. 4 BDG 1979, die auf das Überschreiten der oberen 
Altersgrenze des Abs. 1 Z. 4 Bezug nehmen, bezieht, 7 und 12a des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 119/2002, 

 27. der Art. 7 Z 1, 2 und 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 71/2003, 

 28. der Art. 1 Z 4, 5, 6, 7, 8, 13 mit der Maßgabe, dass eine 
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit auch unter 
30 v. H. des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes zu 
gewähren ist, und 24 des Gesetzes BGBl. I Nr. 130/2003, 

 29. der Art. 8 Z 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2004, soweit damit der 
§ 15c in das BDG 1979 eingefügt wird, mit der Maßgabe, dass der 
Beamte zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den 
Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 480 
Monaten aufzuweisen hat sowie mit der Maßgabe, dass Folgendes 
gilt: Die Versetzung in den Ruhestand wird mit dem Ablauf des 
Monats wirksam, den der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit 
dem Ablauf des dritten Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. 
Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so 
wird die Versetzung in den Ruhestand ebenfalls mit dem Ablauf 
des dritten Monats wirksam, der der Abgabe der Erklärung folgt. 
Während einer (vorläufigen) Suspendierung kann eine solche 
Erklärung nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung 
frühestens mit dem Ablauf des Monats wirksam, in dem die 
(vorläufige) Suspendierung geendet hat. Die Erklärung kann schon 
ein Jahr vor Vollendung des 62. Lebensjahres abgegeben werden. 
Der Beamte kann sie bis spätestens drei Monate vor ihrem 
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Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur 
wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. 
Während einer (vorläufigen) Suspendierung kann jedoch der 
Beamte die Erklärung jederzeit widerrufen. Für Beamte, denen 
nach den organisationsrechtlichen Vorschriften eine 
Leitungsbefugnis übertragen wurde, verlängern sich die Fristen für 
die Abgabe der Erklärung über die Versetzung in den Ruhestand 
und für den Widerruf der Erklärung auf sechs Monate und in jenen 
Fällen, in denen der Versetzung in den Ruhestand unmittelbar die 
Zeit der Freistellung im Rahmen eines Sabbatical nach § 3d 
vorausgeht, auf 18 Monate, 

 29a. der Art. 8 Z. 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2004, 

 30. der Art. 1 Z 15 des Gesetzes BGBl. I Nr. 176/2004, 

 31. der Art. 1 Z. 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 80/2005, 

 32. der Art. 1 Z 3 mit Ausnahme des zweiten Satzes des § 66 Abs. 2 
BDG 1979, 7 und 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 165/2005, 

 33. der Art. 1 Z 1, 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 90/2006, 

 34. der Art. 1 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 117/2006, 

 35. der Art. 1 Z 9 und 15 bis 17 der Dienstrechts-Novelle 2007, 
BGBl. I Nr. 53, 

 36. der Art. 1 Z. 2 der 2. Dienstrechts-Novelle 2007, BGBl. I Nr. 96, 

 37. der Art. 1 Z 6 und 8b der Dienstrechts-Novelle 2008, BGBl. I 
Nr. 147, 

 38. der Art. 1 Z 1, 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 76/2009 mit der 
Maßgabe, dass als nahe Angehörige Personen im Sinn des § 67 
Abs. 3 des Landesbedienstetengesetzes gelten und der Antrag 
innerhalb des Zeitraumes von vier Wochen vor dem gewollten 
Wirksamkeitsbeginn gestellt werden kann, wenn besondere Gründe 
für einen früheren Beginn des Karenzurlaubes vorliegen, 

 39. der Art. 38 Z 1 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009, 

 40. der Art. 1 Z. 1 der 2. Dienstrechtsnovelle 2009, BGBl. I Nr. 153, 

 41. der Art. 121 Z 3 und 5 des Gesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

 42. der Art. 1 Z 1, 2, 6, 7, 16, 18 und 20 der Dienstrechts-Novelle 2011, 
BGBl. I Nr. 140/2011, 

 43. der Art. 1 Z 3 und 11 der Dienstrechts-Novelle 2012, BGBl. I 
Nr. 120, 

 44. Art. 1 Z 15 der 2. Dienstrechts-Novelle 2022, BGBl. I 
Nr. 205/2022; 

 b) das Beamten-Überleitungsgesetz, StGBl. Nr. 134/1945, in der Fassung 
des Gesetzes BGBl. Nr. 49/1946; 

 c) 1.das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Gesetzes 
BGBl. Nr. 677/1978 mit Ausnahme der §§ 22 und 83 sowie mit 
folgenden Abweichungen: 

 aa) Ein Entfall der Bezüge nach § 13 Abs. 3 tritt auch ein für die 
Dauer des Vollzuges einer wegen einer oder mehrerer mit 
Vorsatz begangener strafbaren Handlungen verhängten 
Freiheitsstrafe oder der zugleich mit einer solchen 
Freiheitsstrafe angeordneten, mit Freiheitsentziehung 
verbundenen Maßnahme, sofern die Freiheitsstrafe nicht durch 
Anhaltung im elektronisch überwachten Hausarrest nach dem 
Fünften Abschnitt des Strafvollzugsgesetzes, BGBl. 
Nr. 144/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 100/2018, vollzogen wird, sowie für die Dauer eines 
Tätigkeitsverbotes nach § 220b des Strafgesetzbuches, BGBl. 
Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 40/2023. § 62 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes 1998 gilt 
sinngemäß; 

 bb) § 15a ist auf sämtliche Arten von Herabsetzungen der 
regelmäßigen Wochendienstzeit und Teilzeitbeschäftigungen 
anzuwenden; 

 cc) § 17 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des Abs. 4 
Folgendes gilt: Dem Beamten, der an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag Dienst leistet, gebührt für jede Stunde 
einer solchen Dienstleistung eine Sonn- oder Feiertagszulage 
im Ausmaß von 0,18 v. H. des Monatsentgelts eines 
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas Allgemeine 
Verwaltung der Entlohnungsklasse 9, Entlohnungsstufe 1; 

 dd) soweit es zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes notwendig 
ist, kann die Landesregierung für Bereiche mit Schicht- und 
Wechseldienst die täglichen Zeiten, in denen Überstunden 
während der Nachtzeit zulässig sind, um höchstens eine Stunde 
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und den zeitlichen Geltungsbereich des § 17 auf den Samstag 
erstrecken; 

 ee) der Fahrtkostenanteil nach § 20b Abs. 3, den der Beamte selbst 
zu tragen hat (Eigenanteil), kann durch Verordnung der 
Landesregierung festgesetzt werden; 

 ff) eine Verwendungszulage nach § 30a Abs. 1 Z 3, die in 
Hundertsätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse 
V bemessen wird, darf dieses Gehalt nicht übersteigen, 

 2. der Art. I Z 1, 2, 4 und 15 der 34. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 136/1979, 

 3. der Art. I Z 2, 4 bis 6, 9, 10, 12 bis 14, 16, 17, 21 bis 23 und 62 der 
35. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 561/1979, 

 4. der Art. I Z 2 und 4 der 40. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 49/1983, 

 5. der Art. I Z 6 der 41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/1983, 

 6. der Art. I Z 3 und 4 der 42. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 548/1984, 

 7. der Art. II Z 2 der 43. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 268/1985, 

 8. der Art. I Z 1 und 2 der 45. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 387/1986, mit folgenden Abweichungen: 

 aa) die Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppen E, D 
und C in die Dienstklasse II kann frühestens vier Jahre, die 
Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppe C in die 
Dienstklasse III kann frühestens fünf Jahre und die 
Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppe B in die 
Dienstklasse III kann frühestens zwei Jahre vor der 
Zeitvorrückung in diese Dienstklassen erfolgen; 

 bb) § 29 gilt in der Fassung der 37. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 306/1981, 

 9. der Art. I Z 4 und der Art. VIII der 46. Gehaltsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr. 237/1987, 

 10. der Art. I Z 6, 7, 10, 11 und 75 der 47. Gehaltsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr. 288/1988, 

 11. der Art. X Z 4 des Gesetzes BGBl. Nr. 651/1989, 

 12. der Art. XVI Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 408/1990, 

 13. der Art. II Z 3 und 4 des Gesetzes BGBl. Nr. 447/1990, 

 14. der Art. II Z 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 277/1991, 

 15. der Art. I Z 3 bis 5 der 52. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 466/1991, 

 16. der Art. 2 Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 12/1992, 

 17. der Art. 1 Z 2 der 53. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 314/1992, 

 18. der Art. II Z 2, hinsichtlich des § 16 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass 
die Erschwerniszulage sowie die Gefahrenzulage nicht als im § 15 
Abs. 3 angeführte Zulage anzusehen ist, und mit der Maßgabe, dass 
§ 16 Abs. 9 nicht anzuwenden ist, und 3 des Gesetzes BGBl. 
Nr. 873/1992, 

 19. der Art. 8 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. Nr. 256/1993, 

 20. der Art. II Z 3, 19, 20 und 22 des Gesetzes BGBl. Nr. 518/1993, 

 21. der Art. II Z 1 bis 3, 7 und 74 des Gesetzes BGBl. Nr. 16/1994, 

 22. der Art. II Z 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 665/1994, 

 23. der Art. II Z 3 des Gesetzes BGBl. Nr. 43/1995, 

 24. der Art. II Z 1, 3, 4, 6, 9, 11 und 12 des Gesetzes BGBl. 
Nr. 297/1995, 

 25. der Art. II Z 1a, 2 und 2a des Gesetzes BGBl. Nr. 375/1996, 

 26. der Art. II Z 1, 2, 6, 10 und 11 des Gesetzes BGBl. I Nr. 61/1997, 

 27. der Art. 34 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998, 

 28. der Art. II Z 4, 6, 10, 11 und 56 des Gesetzes BGBl. I Nr. 123/1998, 

 29. der Art. II Z 3, 4 und 7 bis 16 des Gesetzes BGBl. I Nr. 127/1999, 

 30. der Art. 2 Z 1 bis 4, 6 und 7 des Gesetzes BGBl. I Nr. 6/2000, 

 31. der Art. 2 Z 1 bis 4, 6 und 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 94/2000, 

 32. der Art. 47 Abschnitt 47.2 Z 7 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2000, 

 33. der Art. 2 Z 1, 2 und 4 bis 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2001 mit 
der Maßgabe, dass im § 12 Abs. 4 Z 1 und im § 20c Abs. 2 Z 2 und 
Abs. 2a des Gehaltsgesetzes 1956 an die Stelle der Verweisung auf 
§ 12 Abs. 2f des Gehaltsgesetzes 1956 jeweils die Verweisung auf 
§ 16a Abs. 1 dieses Gesetzes tritt, 

 34. der Art. 2 Z 3 und 32 des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2002, 

 35. der Art. 2 Z 1 und 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 130/2003, 

 36. der Art. 2 Z 1 bis 5 des Gesetzes BGBl. I Nr. 176/2004, 
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 37. der Art. 2 Z 1, 2, 3 und 17 der Dienstrechts-Novelle 2007, BGBl. I 
Nr. 53, 

 38. der Art. 2 Z 1, 1a, 1b, 2 bis 5, 9 und 15 der 2. Dienstrechts-Novelle 
2007, BGBl. I Nr. 96, 

 39. der Art. 2 Z 2 der Dienstrechts-Novelle 2008, BGBl. I Nr. 147, 

 40. der Art. 39 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009, 

 41. der Art. 2 Z 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 82/2010, 

 42. der Art. 2 Z 3, 4 und 5 der Dienstrechts-Novelle 2012, BGBl. I 
Nr. 120; 

 d) das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2021, mit der Maßgabe, 
dass während eines Präsenzdienstes nach § 36 Abs. 1 des 
Heeresgebührengesetzes 2001, BGBl. I Nr. 31/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022, Anspruch auf Bezüge besteht. 
Die Bezüge umfassen die dem Beamten nach den 
besoldungsrechtlichen Vorschriften gebührenden Monatsbezüge 
zuzüglich der für die Dauer des Präsenzdienstes gebührenden 
Sonderzahlungen und der pauschalierten oder sonst regelmäßig gleich 
bleibenden Nebengebühren oder diesen gleichzuhaltenden 
Vergütungen. Soweit es sich um andere Nebengebühren oder diesen 
gleichzuhaltende Vergütungen handelt, sind diese im 
durchschnittlichen Ausmaß, in dem sie während der letzten drei 
Kalendermonate, auf Verlangen des Beamten während der letzten 
zwölf Kalendermonate, vor Antritt des Präsenzdienstes angefallen 
sind, in die Bezüge einzurechnen. Hiebei sind Belohnungen, 
Jubiläumszuwendungen und Reisegebühren nicht zu berücksichtigen. 
Die Bezüge sind um die Beiträge nach § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a, 
ausgenommen Betriebsratsumlagen, Z 4 und 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 31/2023, zu kürzen. Die verbleibenden, 
um die darauf entfallende Lohnsteuer zu vermindernden Bezüge 
gebühren in dem die Pauschalentschädigung nach § 36 Abs. 1 des 
Heeresgebührengesetzes 2001 übersteigenden Ausmaß. 

§ 2e 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Beamte hat alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies aus zwingenden 
integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen 
Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, 
zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens 
einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers oder 
zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich 
und gesetzlich nichts anderes bestimmt ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch im Ruhestand und nach 
Auflösung des Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so hat er dies dem 
Dienstgeber zu melden. Dieser hat zu entscheiden, ob der Beamte von der 
Geheimhaltungspflicht zu entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das 
Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der dem Beamten 
allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Der Dienstgeber kann die 
Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass die Öffentlichkeit von 
jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet, 
ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, dass der 
Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und 
stellt sich dies erst bei der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde 
die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Beamten von der 
Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Der Dienstgeber hat gemäß Abs. 3 
zweiter bis vierter Satz vorzugehen. 

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die 
Disziplinarbehörde oder der Disziplinaranwalt zur Geheimhaltung verpflichtet. 

(6) Soweit ein Beamter seiner Personalvertretung über dienstliche 
Angelegenheiten Mitteilung macht, um sich gegen vermeintliche oder 
wirkliche Nachteile zu schützen oder die Verletzung von Standesinteressen zu 
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verhindern, macht er sich keiner Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
schuldig. Die Weitergabe personenbezogener Daten dritter Personen ist dabei 
jedoch nur dann zulässig, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Abwendung 
eines erheblichen Nachteiles für den Beamten oder zum Schutz der 
Standesinteressen unumgänglich notwendig ist. Die Mitglieder der 
Personalvertretung sind jedoch verpflichtet, von ihrem Wissen nur gegenüber 
den berufenen Dienststellen Gebrauch zu machen, es sei denn, sie haben dieses 
Wissen nicht ausschließlich auf Grund ihrer dienstlichen Tätigkeit erlangt. 

§ 3k 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Dem Beamten kann mit seiner Zustimmung die regelmäßige 
Erbringung eines Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich 
angeordnet werden, sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche 
Interessen entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren angeordnet werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Anordnung nach Abs. 1 kann von der Dienstbehörde bei 
Vorliegen eines besonderen Grundes unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen zum Letzten eines Kalendermonats widerrufen werden. Zieht der 
Beamte seine Zustimmung zur Dienstleistung in der Wohnung aus einem 
besonderen Grund zurück, so ist die Anordnung ebenfalls unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats zu 
widerrufen. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 47a lit. a BDG 1979. 

(6) Durch eine Anordnung nach Abs. 1 bleibt der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss unberührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen und mit 
Zustimmung des Beamten auch tageweise angeordnet werden, wobei von den 
im Abs. 1 genannten Voraussetzungen der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit 
sowie vom Abs. 4 abgewichen werden kann. 

3. Unterabschnitt 

Disziplinarverfahren 

§ 97 

Anwendung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

Soweit in diesem Unterabschnitt nichts anderes bestimmt ist, ist auf das 
Disziplinarverfahren das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, 
BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 88/2023 
BGBl. I Nr. 157/2024, mit Ausnahme der §§ 2 bis 4, 12, 39 Abs. 2a, 41, 42, 
44a bis 44g, 51, 57, 58a, 62 Abs. 3, 63 bis 67, 68 Abs. 2 und 3, 73 Abs. 2 und 
3, 75 bis 78 und 79 bis 80a anzuwenden. 

§ 134 

Zuständigkeit 

(1) Die Befugnisse, die nach den im § 2 angeführten Bundesgesetzen 
hinsichtlich der Bundesbeamten dem Bundespräsidenten, der Bundesregierung 
oder einem Bundesminister zukommen, stehen hinsichtlich der 
Landesbeamten, soweit nicht die Zuständigkeit des Landeshauptmannes 
gegeben ist, der Landesregierung zu. 

(2) Dienstbehörde ist, soweit im Abs. 3 und 4 nichts anderes bestimmt 
und nicht die Zuständigkeit des Landeshauptmannes gegeben ist, die 
Landesregierung. 

(3) In den Angelegenheiten der Leistungsfeststellung durch die 
Dienstbehörde ist Dienstbehörde das Amt der Landesregierung. 

(4) Für die an einer Bezirkshauptmannschaft in Verwendung stehenden 
Beamten ist Dienstbehörde in den Angelegenheiten nach § 46 Abs. 3 
BDG 1979, wenn sich die der Amtsverschwiegenheit unterliegenden Tatsachen 
ausschließlich auf die amtliche Tätigkeit bei der Bezirkshauptmannschaft 
beziehen, die Bezirkshauptmannschaft. 

(4) Für die an einer Bezirkshauptmannschaft in Verwendung stehenden 
Beamten ist Dienstbehörde in den Angelegenheiten nach § 2e Abs. 3, wenn 
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sich die der Geheimhaltungspflicht unterliegenden Tatsachen ausschließlich 
auf die amtliche Tätigkeit bei der Bezirkshauptmannschaft beziehen, die 
Bezirkshauptmannschaft. 

 

Artikel 21 

Änderung des Landesbedienstetengesetzes 

§ 13 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Vertragsbedienstete ist zur Verschwiegenheit über alle ihm 
ausschließlich aus seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 
Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen 
Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer 
Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist, 
gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen nicht eine amtliche 
Mitteilung zu machen hat, verpflichtet (Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach der 
Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so 
hat er den Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit zu entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das 
Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen. Dabei ist der Zweck des Verfahrens sowie der dem 
Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen. Der 
Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit unter der Voraussetzung entbinden, dass die 
Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung von der 
Amtsverschwiegenheit gelten die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen 
für Landesbeamte sinngemäß. 

§ 13 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Vertragsbedienstete hat alle ihm ausschließlich aus seiner 
dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit 
dies aus zwingenden integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse 
der nationalen Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung 
einer Entscheidung, zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers oder zur Wahrung überwiegender berechtigter 
Interessen eines anderen erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch nach der Beendigung des 
Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so 
hat er den Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Geheimhaltungspflicht zu 
entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung 
gegen das Interesse an der Aussage abzuwägen. Dabei ist der Zweck des 
Verfahrens sowie der dem Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden 
zu berücksichtigen. Der Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten von der 
Geheimhaltungspflicht unter der Voraussetzung entbinden, dass die 
Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 
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(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung von der 
Geheimhaltungspflicht gelten die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen 
für Landesbeamte sinngemäß. 

§ 20a 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Mit dem Vertragsbediensteten kann die regelmäßige Erbringung eines 
Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich vereinbart werden, 
sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 
entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren vereinbart werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Vereinbarung nach Abs. 1 kann vom Dienstgeber oder vom 
Vertragsbediensteten bei Vorliegen eines besonderen Grundes unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats 
durch schriftliche Erklärung aufgelöst werden. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 20 lit. a. 

(6) Durch eine Vereinbarung nach Abs. 1 wird der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss nicht berührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen auch tageweise 
vereinbart werden; dabei kann von den im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit sowie vom Abs. 4 abgewichen werden. 

§ 82e 

Abhängig von der besonderen Situation am Arbeitsmarkt kann die 
Landesregierung für Vertragsbedienstete und öffentlich-rechtlich Bedienstete, 
die dem Entlohnungsschema I, dem Entlohnungsschema Allgemeine 
Verwaltung oder dem Entlohnungsschema Gesundheit zugeordnet sind, durch 
Verordnung die Gewährung einer Zulage für ein Kalenderjahr für den 
Zeitraum eines Kalenderjahres vorsehen. In dieser Verordnung sind 
insbesondere nähere Bestimmungen über den Kreis der 
Anspruchsberechtigten, die Anspruchsvoraussetzungen sowie über die Höhe 
der Zulage und deren Auszahlungsmodalitäten festzulegen. Eine solche 
Verordnung kann rückwirkend, frühestens jedoch mit 1. Jänner des 
Kalenderjahres, für das die Verordnung gelten soll, in Kraft gesetzt werden. 

 

Artikel 22 

Änderung des Gemeindebeamtengesetzes 2022 

§ 26 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Beamte ist über alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im 
wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur 
Vorbereitung einer Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der 
Parteien geboten ist, gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen nicht 
eine amtliche Mitteilung zu machen hat, zur Verschwiegenheit verpflichtet 
(Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch im Ruhestand und 
nach Auflösung des Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 
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Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so hat er dies dem 
Bürgermeister zu melden. Dieser hat zu entscheiden, ob der Beamte von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu entbinden ist. Der Bürgermeister hat 
dabei das Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der dem Beamten 
allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Der Bürgermeister kann 
die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass die Öffentlichkeit 
von dem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet, 
ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, dass der 
Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und 
stellt sich dies erst bei der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde 
die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Beamten von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Der Bürgermeister hat gemäß 
Abs. 3 zweiter bis vierter Satz vorzugehen. 

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die 
Disziplinarbehörde oder der Disziplinaranwalt zur Wahrung der 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 

(6) Soweit ein Beamter seiner Personalvertretung über dienstliche 
Angelegenheiten Mitteilung macht, um sich gegen vermeintliche oder 
wirkliche Nachteile zu schützen oder die Verletzung von Standesinteressen zu 
verhindern, macht er sich keiner Verletzung der Amtsverschwiegenheit 
schuldig. Die Weitergabe personenbezogener Daten dritter Personen ist dabei 
jedoch nur dann zulässig, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Abwendung 
eines erheblichen Nachteiles für den Beamten oder zum Schutz der 
Standesinteressen unumgänglich notwendig ist. Die Mitglieder der 
Personalvertretung sind jedoch verpflichtet, von ihrem Wissen nur gegenüber 
den berufenen Dienststellen Gebrauch zu machen, es sei denn, sie haben dieses 
Wissen nicht ausschließlich auf Grund ihrer dienstlichen Tätigkeit erlangt. 

§ 26 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Beamte hat alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies aus zwingenden 
integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen 
Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, 
zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens 
einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers oder 
zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich 
und gesetzlich nichts anderes bestimmt ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch im Ruhestand und nach 
Auflösung des Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so hat er dies dem 
Bürgermeister zu melden. Dieser hat zu entscheiden, ob der Beamte von der 
Geheimhaltungspflicht zu entbinden ist. Der Bürgermeister hat dabei das 
Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der dem Beamten 
allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Der Bürgermeister kann 
die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass die Öffentlichkeit 
von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet, 
ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, dass der 
Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und 
stellt sich dies erst bei der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde 
die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Beamten von der 
Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Der Bürgermeister hat gemäß Abs. 3 
zweiter bis vierter Satz vorzugehen. 

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die 
Disziplinarbehörde oder der Disziplinaranwalt zur Geheimhaltung verpflichtet. 

(6) Soweit ein Beamter seiner Personalvertretung über dienstliche 
Angelegenheiten Mitteilung macht, um sich gegen vermeintliche oder 
wirkliche Nachteile zu schützen oder die Verletzung von Standesinteressen zu 
verhindern, macht er sich keiner Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
schuldig. Die Weitergabe personenbezogener Daten dritter Personen ist dabei 
jedoch nur dann zulässig, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Abwendung 
eines erheblichen Nachteiles für den Beamten oder zum Schutz der 
Standesinteressen unumgänglich notwendig ist. Die Mitglieder der 
Personalvertretung sind jedoch verpflichtet, von ihrem Wissen nur gegenüber 
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den berufenen Dienststellen Gebrauch zu machen, es sei denn, sie haben dieses 
Wissen nicht ausschließlich auf Grund ihrer dienstlichen Tätigkeit erlangt. 

§ 32 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Dem Beamten kann mit seiner Zustimmung die regelmäßige 
Erbringung eines Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich 
angeordnet werden, sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche 
Interessen entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren angeordnet werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Anordnung nach Abs. 1 kann von der Dienstbehörde bei 
Vorliegen eines besonderen Grundes unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen zum Letzten eines Kalendermonats widerrufen werden. Zieht der 
Beamte seine Zustimmung zur Dienstleistung in der Wohnung aus einem 
besonderen Grund zurück, so ist die Anordnung ebenfalls unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats zu 
widerrufen. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 31 lit. a. 

(6) Durch eine Anordnung nach Abs. 1 bleibt der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss unberührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen und mit 
Zustimmung des Beamten auch tageweise angeordnet werden, wobei von den 
im Abs. 1 genannten Voraussetzungen der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit 
sowie vom Abs. 4 abgewichen werden kann. 

§ 161 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 

 1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. 
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 46/2024, 

 2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 88/2023, 

 2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 157/2024, 

 3. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609/1977, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 189/2023, 

 4. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 – APSG, BGBl. Nr. 683/1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2021, 

 5. Bauern-Sozialversicherungsgesetz – BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 46/2024, 

 6. Behinderteneinstellungsgesetz – BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 185/2022, 

 7. Bundesgesetz über die Einrichtung und Organisation des 
Bundesamts zur Korruptionsbekämpfung – BAK-G, BGBl. I 
Nr. 72/2009, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 107/2023, 

 8. Bundesministeriengesetz 1986 – BMG, BGBl. Nr. 76/1986, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 44/2024, 

 9. Bundespflegegeldgesetz – BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 170/2023, 

 10. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. Nr. 83/2018, 
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 11. EU-Beamten-Sozialversicherungsgesetz – EUB-SVG, BGBl. I 
Nr. 7/1999, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 118/2006, 

 12. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2024, 

 13. Familienzeitbonusgesetz – FamZeitbG, BGBl. I Nr. 53/2016, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 

 14. Gebührenanspruchsgesetz – GebAG, BGBl. Nr. 136/1975, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 202/2021, 

 15. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz – GSVG, BGBl. 
Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 46/2024, 

 16. Heeresentschädigungsgesetz – HEG, BGBl. I Nr. 162/2015, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, 

 17. Hochschulgesetz 2005 – HG, BGBl. I Nr. 30/2006, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 227/2022, 

 18. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz – KA-AZG, BGBl. I 
Nr. 8/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 15/2022, 

 19. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 – KOVG 1957, BGBl. 
Nr. 152/1957, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 215/2022, 

 20. Mutterschutzgesetz 1979 – MSchG, BGBl. Nr. 221/1979, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 

 21. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022, 

 22. Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340/1965, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2023, 

 23. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 37/2023, 

 24. Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz – SV-EG, BGBl. 
Nr. 154/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 100/2018, 

 25. Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2023, 

 26. Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 34/2024, 

 27. Universitätsgesetz 2002 – UG, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 28. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 – VVG, BGBl. Nr. 53/1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2022. 

 

Artikel 23 

Änderung des Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 2012 

§ 14 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Vertragsbedienstete ist zur Verschwiegenheit über alle ihm 
ausschließlich aus seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 
Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen 
Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer 
Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist, 
gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen nicht eine amtliche 
Mitteilung zu machen hat, verpflichtet (Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach der 
Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so 
hat er den Dienstgeber hiervon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit zu entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das 
Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen. Dabei ist der Zweck des Verfahrens sowie der dem 
Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen. Der 
Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit unter der Voraussetzung entbinden, dass die 
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Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung von der 
Amtsverschwiegenheit gelten die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen 
für Gemeindebeamte sinngemäß. 

§ 14 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Vertragsbedienstete hat alle ihm ausschließlich aus seiner 
dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit 
dies aus zwingenden integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse 
der nationalen Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung 
einer Entscheidung, zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers oder zur Wahrung überwiegender berechtigter 
Interessen eines anderen erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch nach der Beendigung des 
Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so 
hat er den Bürgermeister hiervon zu verständigen. Der Bürgermeister hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Geheimhaltungspflicht zu 
entbinden ist. Der Bürgermeister hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung 
gegen das Interesse an der Aussage abzuwägen. Dabei ist der Zweck des 
Verfahrens sowie der dem Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden 
zu berücksichtigen. Der Bürgermeister kann den Vertragsbediensteten von der 
Geheimhaltungspflicht unter der Voraussetzung entbinden, dass die 

Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

§ 21a 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Mit dem Vertragsbediensteten kann die regelmäßige Erbringung eines 
Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich vereinbart werden, 
sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 
entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren vereinbart werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Vereinbarung nach Abs. 1 kann vom Dienstgeber oder vom 
Vertragsbediensteten bei Vorliegen eines besonderen Grundes unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats 
durch schriftliche Erklärung aufgelöst werden. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 21 lit. a. 

(6) Durch eine Vereinbarung nach Abs. 1 wird der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss nicht berührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen auch tageweise 
vereinbart werden; dabei kann von den im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit sowie vom Abs. 4 abgewichen werden. 
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§ 112 

Monatsentgelt 

(1) Assistenzkräfte nach § 110 Abs. 1 sind in das Entlohnungsschema I 
nach § 40 einzureihen. Die Zulage für wiederkehrende besondere Leistungen 
(§ 58), die Leiterzulage (§ 68) und die Funktionszulage (§ 68a) gebühren nicht. 

(2) Assistenzkräfte nach § 110 Abs. 2 sind in das Entlohnungsschema Ak 
einzureihen. Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten Assistenzkräfte nach 
§ 110 Abs. 2 je Entlohnungsstufe ist in der Anlage 4 dargestellt. 

(3) Assistenzkräften gebührt die besondere Zulage zum Monatsentgelt 
(§ 47), die Zulage für wiederkehrende besondere Leistungen (§ 58), die 
Leiterzulage (§ 68) und die Funktionszulage (§ 68a) nicht. 

(2) Assistenzkräfte nach § 110 Abs. 2 sind in das Entlohnungsschema Ak 
einzureihen. Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten Assistenzkräfte nach 
§ 110 Abs. 2 je Entlohnungsstufe ist in der Anlage 4 dargestellt. Die besondere 
Zulage zum Monatsentgelt (§ 47), die Zulage für wiederkehrende besondere 
Leistungen (§ 58), die Leiterzulage (§ 68) und die Funktionszulage (§ 68a) 
gebühren nicht. 

3. Unterabschnitt 

Entlohnung 

§ 121 

Nichtanwendung von Bestimmungen 

Die folgenden Bestimmungen des 3. Abschnittes gelten nicht: 

 a) § 37 (Monatsentgelt, Zulagen), 

 b) §§ 39 bis 42 (Entlohnungsgruppen und Monatsentgelt der 
Entlohnungsschemata I und II), 

 c) §§ 43 und 44 (Vorrückung und Vorrückungsstichtag), 

 d) § 44a (Besondere Berücksichtigung von Berufserfahrung und 
Qualifikation), 

 e) § 45 (Überstellung), 

 f) §§ 46 (Verwaltungsdienstzulage, Pflegedienstzulage, Funktions-
Ausbildungszulage) und 47 (Besondere Zulage zum Monatsentgelt), 

 g) § 52 Abs. 1 lit. b, h, j, k und m (Nebengebühren), 

 h) § 54 (Pauschalvergütung für verlängerten Dienstplan), 

 i) § 58 (Zulage für wiederkehrende außerordentliche Leistungen), 

 j) § 60 (Erschwerniszulage), 

 k) § 61 (Gefahrenzulage), 

 l) § 63 (Fehlgeldentschädigung), 

 m) § 68 (Leitungszulage) (Leiterzulage), 

 n) § 68a (Funktionszulage). 

§ 157 

Sonstige Übergangsbestimmungen 

(1) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an dürfen in seinem 
Geltungsbereich Dienstverträge nach anderen Vorschriften nicht mehr 
abgeschlossen werden. Vereinbarungen, die gegen zwingende Bestimmungen 
dieses Gesetzes verstoßen, sind rechtsunwirksam, soweit im Abs. 2 und im 
§ 101 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende Dienstverträge über 
Dienstverhältnisse, auf die dieses Gesetz anzuwenden ist, gelten als 
Dienstverträge im Sinn dieses Gesetzes. Soweit in diesen Dienstverträgen auf 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Tiroler Vertragsbedienstetengesetz, 
das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz oder auf Beschlüsse des 
Gemeinderates, bei einem Gemeindeverband der Verbandsversammlung oder 
des nach den gesetzlichen Bestimmungen oder der Verbandssatzung 
zuständigen Organs verwiesen wird, treten an deren Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes. In diesen Dienstverträgen enthaltene, von 
diesem Gesetz abweichende Bestimmungen bleiben jedoch unberührt und 
gelten als Regelungen im Sinn des § 101, soweit sie für den 
Vertragsbediensteten günstiger sind als die Regelungen dieses Gesetzes. 

(3) Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe b, die eine Reifeprüfung, 
Reife- und Diplomprüfung bzw. Diplomprüfung an einer höheren Schule nicht 
abgelegt haben und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Entlohnungsstufen 4 bis 9 eingestuft sind, rücken nach zwei Jahren in der 
Entlohnungsstufe 9 in eine Entlohnungsstufe 9a mit einem Monatsentgelt von 
3.079,30 Euro vor. Die Vorrückung in die Entlohnungsstufe 10 erfolgt nach 
einem Jahr in der Entlohnungsstufe 9a. Vertragsbedienstete der 
Entlohnungsgruppe b, die eine Reifeprüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw. 
Diplomprüfung an einer höheren Schule nicht abgelegt haben und die beim 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Entlohnungsstufen 10 bis 13 eingestuft 
sind, rücken nach zwei Jahren in der Entlohnungsstufe 13 in eine 
Entlohnungsstufe 13a mit einem Monatsentgelt von 3.679,70 Euro vor. Die 
Vorrückung in die Entlohnungsstufe 14 erfolgt nach einem Jahr in der 
Entlohnungsstufe 13a. Dies gilt nicht für Vertragsbedienstete, die nach den 
bisher geltenden Vorschriften bereits ein Jahr in einer den Entlohnungsstufen 
3a, 9a bzw. 13a entsprechenden Entlohnungsstufe eingestuft waren. 

(4) Bis zum 1. Jänner 2025 gewährte Mehrleistungszulagen gelten mit 
1. Jänner 2025 als Zulagen für wiederkehrende außerordentliche Leistungen 
nach § 58. Bis zum 1. Jänner 2025 gewährte Leistungszulagen, vermindert um 
den Überstundenanteil, gelten mit 1. Jänner 2025 als Leiterzulagen nach § 68 
und die Überstundenanteile gelten als Überstundenpauschale nach § 53, wenn 
dem Anspruchsberechtigten nach den organisationsrechtlichen Bestimmungen 
eine Leitungsfunktion zukommt; andernfalls gilt die Leistungszulage als 
Funktionszulage nach § 68a. 

(5) Ein Vertragsbediensteter kann zugunsten einer durch Vereinbarung 
geregelten Pensionsvorsorge, die für alle der Vereinbarung beigetretenen 
Vertragsbediensteten zu generell festgesetzten Bedingungen wirksam wird, 
schriftlich auf die Verwaltungsdienstzulage und die besondere Zulage zum 
Monatsentgelt ganz oder teilweise verzichten. 

(6) Mit dem Ablauf des 31. Dezember 2020 in Geltung stehende 
Betriebsvereinbarungen, die entgeltliche Ansprüche von Bediensteten, die 
einem Rechtsträger zur Dienstleistung zugewiesen sind, zum Inhalt haben, 
bleiben hinsichtlich jener Bediensteten, deren Entlohnung sich nach dem 3. 
Abschnitt richtet, unberührt. 

(7) Abhängig von der besonderen Situation am Arbeitsmarkt kann die 
Landesregierung für Vertragsbedienstete, die als Angehörige eines 
Gesundheits- oder Sozialbetreuungsberufes dem Entlohnungsschema I oder 
dem Entlohnungsschema Gesundheit und Sozialbetreuung zugeordnet sind, 
durch Verordnung die Gewährung einer Zulage für für ein Kalenderjahr für 
den Zeitraum eines Kalenderjahres vorsehen. In dieser Verordnung sind 
insbesondere nähere Bestimmungen über den Kreis der 
Anspruchsberechtigten, die Anspruchsvoraussetzungen sowie über die Höhe 
der Zulage und deren Auszahlungsmodalitäten festzulegen. Eine solche 
Verordnung kann rückwirkend, frühestens jedoch mit 1. Jänner des Jahres, für 
das die Verordnung gelten soll, in Kraft gesetzt werden. 

(8) Vereinbarungen über eine Altersteilzeit mit Vertragsbediensteten, bei 
denen sich aufgrund des § 617 Abs. 11 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung des Gesetzes 
BGBl. I Nr. 11/2023, ein früheres gesetzliches Pensionsantrittsalter ergibt, 
können, wenn sie vor dem 1. Juli 2023 vereinbart wurden, in der ursprünglich 
vereinbarten Form fortgeführt oder entsprechend früher beendet werden. 

 

Artikel 24 

Änderung des Innsbrucker Gemeindebeamtengesetzes 1970 

§ 19 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Beamte ist über alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im 
wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur 
Vorbereitung einer Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der 
Parteien geboten ist, gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen nicht 
eine amtliche Mitteilung zu machen hat, zur Verschwiegenheit verpflichtet 
(Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch im Ruhestand und 
nach Auflösung des Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und läßt sich aus der Ladung erkennen, daß der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so hat er dies dem 
Bürgermeister zu melden. Dieser hat zu entscheiden, ob der Beamte von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu entbinden ist. Der Bürgermeister hat 
dabei das Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der dem Beamten 
allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Der Bürgermeister kann 
die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, daß die Öffentlichkeit 
von dem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet, 
ausgeschlossen wird. 
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(4) Läßt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, daß der 
Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und 
stellt sich dies erst bei der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde 
die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Beamten von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Der Bürgermeister hat gemäß 
Abs. 3 zweiter bis vierter Satz vorzugehen. 

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die 
Disziplinarbehörde oder der Disziplinaranwalt zur Wahrung der 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 

(6) Soweit ein Beamter seiner Personalvertretung über dienstliche 
Angelegenheiten Mitteilung macht, um sich gegen vermeintliche oder 
wirkliche Nachteile zu schützen oder die Verletzung von Standesinteressen zu 
verhindern, macht er sich keiner Verletzung der Amtsverschwiegenheit 
schuldig. Die Weitergabe personenbezogener Daten dritter Personen ist dabei 
jedoch nur dann zulässig, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Abwendung 
eines erheblichen Nachteiles für den Beamten oder zum Schutz der 
Standesinteressen unumgänglich notwendig ist. Die Mitglieder der 
Personalvertretung sind jedoch verpflichtet, von ihrem Wissen nur gegenüber 
den berufenen Dienststellen Gebrauch zu machen, es sei denn, sie haben dieses 
Wissen nicht ausschließlich auf Grund ihrer dienstlichen Tätigkeit erlangt. 

§ 19 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Beamte hat alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies aus zwingenden 
integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen 
Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, 
zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens 
einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers oder 
zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich 
und gesetzlich nichts anderes bestimmt ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch im Ruhestand und nach 
Auflösung des Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Beamte vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 

Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so hat er dies dem 
Bürgermeister zu melden. Dieser hat zu entscheiden, ob der Beamte von der 
Geheimhaltungspflicht zu entbinden ist. Der Bürgermeister hat dabei das 
Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der dem Beamten 
allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Der Bürgermeister kann 
die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass die Öffentlichkeit 
von dem Teil der Aussage, der den Gegenstand der Entbindung bildet, 
ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich hingegen aus der Ladung nicht erkennen, dass der 
Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und 
stellt sich dies erst bei der Aussage des Beamten heraus, so hat der Beamte die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Behörde 
die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Beamten von der 
Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Der Bürgermeister hat gemäß Abs. 3 
zweiter bis vierter Satz vorzugehen. 

(5) Im Disziplinarverfahren ist weder der Beschuldigte noch die 
Disziplinarbehörde oder der Disziplinaranwalt zur Geheimhaltung verpflichtet. 

(6) Soweit ein Beamter seiner Personalvertretung über dienstliche 
Angelegenheiten Mitteilung macht, um sich gegen vermeintliche oder 
wirkliche Nachteile zu schützen oder die Verletzung von Standesinteressen zu 
verhindern, macht er sich keiner Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
schuldig. Die Weitergabe personenbezogener Daten dritter Personen ist dabei 
jedoch nur dann zulässig, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Abwendung 
eines erheblichen Nachteiles für den Beamten oder zum Schutz der 
Standesinteressen unumgänglich notwendig ist. Die Mitglieder der 
Personalvertretung sind jedoch verpflichtet, von ihrem Wissen nur gegenüber 
den berufenen Dienststellen Gebrauch zu machen, es sei denn, sie haben dieses 
Wissen nicht ausschließlich auf Grund ihrer dienstlichen Tätigkeit erlangt. 

§ 24a 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Dem Beamten kann mit seiner Zustimmung die regelmäßige 
Erbringung eines Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich 
angeordnet werden, sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche 
Interessen entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
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Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren angeordnet werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Anordnung nach Abs. 1 kann von der Dienstbehörde bei 
Vorliegen eines besonderen Grundes unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen zum Letzten eines Kalendermonats widerrufen werden. Zieht der 
Beamte seine Zustimmung zur Dienstleistung in der Wohnung aus einem 
besonderen Grund zurück, so ist die Anordnung ebenfalls unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats zu 
widerrufen. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 24 lit. a. 

(6) Durch eine Anordnung nach Abs. 1 bleibt der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss unberührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen und mit 
Zustimmung des Beamten auch tageweise angeordnet werden, wobei von den 
im Abs. 1 genannten Voraussetzungen der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit 
sowie vom Abs. 4 abgewichen werden kann. 

§ 103 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 

 1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 88/2023, 

 1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 157/2024, 

 2. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609/1977, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 189/2023, 

 3. Behinderteneinstellungsgesetz – BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 185/2022, 

 4. Bundesgesetz über die Einrichtung und Organisation des 
Bundesamts zur Korruptionsbekämpfung – BAK-G, BGBl. I 
Nr. 72/2009, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 107/2023, 

 5. Bundesministeriengesetz 1986 – BMG, BGBl. Nr. 76/1986, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 44/2024, 

 6. Bundespflegegeldgesetz – BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 170/2023, 

 7. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983, in der Fassung des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 23/2028, 

 8. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2024, 

 9. Familienzeitbonusgesetz - FamZeitbG, BGBl. I Nr. 53/2016, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 

 10. Gebührenanspruchsgesetz – GebAG, BGBl. Nr. 136/1975, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 202/2021, 

 11. Gehaltsgesetz 1956 – GehG, BGBl. Nr. 54/1956, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 166/2023, 

 12. Heeresentschädigungsgesetz – HEG, BGBl. I Nr. 162/2015, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, 

 13. Hochschulgesetz 2005 – HG, BGBl. I Nr. 30/2006, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 14. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 – KOVG 1957, BGBl. 
Nr. 152/1957, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 215/2022, 

 15. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022, 

 16. Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340/1965, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2023, 
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 17. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 37/2023, 

 18. Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz – SV-EG, BGBl. 
Nr. 154/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 46/2024, 

 19. Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2023, 

 20. Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 34/2024, 

 21. Universitätsgesetz 2002 – UG, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024. 

 

Artikel 25 

Änderung des Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetzes 

§ 13 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Vertragsbedienstete ist zur Verschwiegenheit über alle ihm 
ausschließlich aus seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 
Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen 
Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer 
Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist, 
gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen nicht eine amtliche 
Mitteilung zu machen hat, verpflichtet (Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach der 
Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so 
hat er den Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit zu entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das 

Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aussage 
abzuwägen. Dabei ist der Zweck des Verfahrens sowie der dem 
Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen. Der 
Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten von der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit unter der Voraussetzung entbinden, dass die 
Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung von der 
Amtsverschwiegenheit gelten die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen 
für Beamte der Stadt Innsbruck sinngemäß. 

§ 13 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Der Vertragsbedienstete hat alle ihm ausschließlich aus seiner 
dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit 
dies aus zwingenden integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse 
der nationalen Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung 
einer Entscheidung, zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers oder zur Wahrung überwiegender berechtigter 
Interessen eines anderen erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch nach der Beendigung des 
Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor einer 
Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass 
der Gegenstand der Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so 
hat er den Bürgermeister hievon zu verständigen. Der Bürgermeister hat zu 
entscheiden, ob der Vertragsbedienstete von der Geheimhaltungspflicht zu 
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entbinden ist. Der Bürgermeister hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung 
gegen das Interesse an der Aussage abzuwägen. Dabei ist der Zweck des 
Verfahrens sowie der dem Vertragsbediensteten allenfalls drohende Schaden 
zu berücksichtigen. Der Bürgermeister kann den Vertragsbediensteten von der 
Geheimhaltungspflicht unter der Voraussetzung entbinden, dass die 
Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der 
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die 
vernehmende Stelle die Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des 
Vertragsbediensteten von der Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Abs. 3 
zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß. 

§ 20a 

Dienstleistung in der Wohnung 

(1) Mit dem Vertragsbediensteten kann die regelmäßige Erbringung eines 
Teiles der Dienstleistung in seiner Wohnung schriftlich vereinbart werden, 
sofern dem nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 
entgegenstehen und er sich verpflichtet, die für die Wahrung der 
Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

(2) Dienstleistung in der Wohnung kann für die Dauer von bis zu drei 
Jahren vereinbart werden. Verlängerungen um jeweils höchstens zwei Jahre 
sind zulässig. 

(3) Die Vereinbarung nach Abs. 1 kann vom Dienstgeber oder vom 
Vertragsbediensteten bei Vorliegen eines besonderen Grundes unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Letzten eines Kalendermonats 
durch schriftliche Erklärung aufgelöst werden. 

(4) Für die Dienstleistung in der Wohnung werden die erforderlichen 
digitalen Arbeitsmittel vom Dienstgeber bereitgestellt. Anstelle der 
Bereitstellung kann für die Verwendung eigener digitaler Arbeitsmittel auch 
eine angemessene pauschale Abgeltung geleistet werden. 

(5) Die Zeit der Dienstleistung in der Wohnung zählt zur Dienstzeit nach 
§ 20 lit. a. 

(6) Durch eine Vereinbarung nach Abs. 1 wird der Anspruch auf 
Fahrtkostenzuschuss nicht berührt. 

(7) Dienstleistung in der Wohnung kann anlassbezogen auch tageweise 
vereinbart werden; dabei kann von den im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
der Regelmäßigkeit und Schriftlichkeit sowie vom Abs. 4 abgewichen werden. 

 

Artikel 26 

Änderung des Musiklehrpersonen-Dienstrechtsgesetzes 

§ 26 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Die Lehrperson ist zur Verschwiegenheit über alle ihr ausschließlich 
aus ihrer dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren 
Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung, der 
auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im 
überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist, gegenüber jedermann, dem 
sie über solche Tatsachen nicht eine amtliche Mitteilung zu machen hat, 
verpflichtet (Amtsverschwiegenheit). 

(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach der 
Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(3) Hat die Lehrperson vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so hat sie den 
Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu entscheiden, ob 
die Lehrperson von der Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit zu entbinden 
ist. Der Dienstgeber hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung gegen das 
Interesse an der Aussage abzuwägen. Dabei sind der Zweck des Verfahrens 
sowie der der Lehrperson allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen. Der 
Dienstgeber kann die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass 
die Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 
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(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung der Lehrperson heraus, so hat die Lehrperson die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Stelle die 
Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung der Lehrperson von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu beantragen. Abs. 3 zweiter bis fünfter 
Satz gilt sinngemäß. 

§ 26 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Die Lehrperson hat alle ihr ausschließlich aus ihrer dienstlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies aus 
zwingenden integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der 
nationalen Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung 
einer Entscheidung, zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers oder zur Wahrung überwiegender berechtigter 
Interessen eines anderen erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist (Geheimhaltungspflicht). 

(2) Die Geheimhaltungspflicht besteht auch nach der Beendigung des 
Dienstverhältnisses weiter. 

(3) Hat die Lehrperson vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde 
auszusagen und lässt sich aus der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, so hat sie den 
Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienstgeber hat zu entscheiden, ob 
die Lehrperson von der Geheimhaltungspflicht zu entbinden ist. Der 
Dienstgeber hat dabei das Interesse an der Geheimhaltung gegen das Interesse 
an der Aussage abzuwägen. Dabei sind der Zweck des Verfahrens sowie der 
der Lehrperson allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen. Der 
Dienstgeber kann die Entbindung unter der Voraussetzung aussprechen, dass 
die Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der den Gegenstand der 
Entbindung bildet, ausgeschlossen wird. 

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass der Gegenstand der 
Aussage der Geheimhaltungspflicht unterliegen könnte, und stellt sich dies erst 
bei der Vernehmung der Lehrperson heraus, so hat die Lehrperson die 
Beantwortung weiterer Fragen zu verweigern. Hält die vernehmende Stelle die 

Aussage für erforderlich, so hat sie die Entbindung der Lehrperson von der 
Geheimhaltungspflicht zu beantragen. Abs. 3 zweiter bis fünfter Satz gilt 
sinngemäß. 

 

Artikel 27 

Änderung des Tiroler Lehrer-Diensthoheitsgesetzes 2014 

§ 25 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Gleichbehandlungskommission, 
die (der) Gleichbehandlungsbeauftragte, die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter der (des) Gleichbehandlungsbeauftragten sowie die 
Kontaktfrauen haben über alle ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt 
gewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse, insbesondere über 
personenbezogene Daten, Verschwiegenheit zu bewahren. Die Mitglieder und 
Ersatzmitglieder der Gleichbehandlungskommission, die (der) 
Gleichbehandlungsbeauftragte, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der 
(des) Gleichbehandlungsbeauftragten sowie die Kontaktfrauen haben über alle 
ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen 
Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen 
Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung 
von Dienst- oder Betriebsgeheimnissen oder des Rechts auf Schutz der 
personenbezogenen Daten, erforderlich ist. Sie sind weiters zur 
Verschwiegenheit über alle Mitteilungen von Lehrerinnen und Lehrern oder 
Bewerberinnen und Bewerbern verpflichtet, deren vertrauliche Behandlung 
von diesen gewünscht wird. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht 
auch nach der Beendigung ihrer jeweiligen Tätigkeit und nach der Beendigung 
des Dienstverhältnisses fort. 

 



53 

3. Abschnitt 

Innere Verwaltung 

Artikel 28 

Änderung des Landes-Polizeigesetzes 

§ 6b 

Verzeichnis über die in der Gemeinde gehaltenen Hunde 

(1) Die Behörde hat die nach § 6a Abs. 8 gemeldeten Daten in einem 
Verzeichnis festzuhalten und auf Verlangen Auskunft zu erteilen: 

 a) den Behörden und Dienststellen des Landes und des Bundes, den 
Verwaltungsgerichten und den ordentlichen Gerichten, sofern die 
Übermittlung aus Gründen des Tierschutzes, aus veterinär- oder 
sicherheitspolizeilichen Gründen oder zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren, gerichtlichen Strafverfahren oder 
Zivilrechtsverfahren erforderlich ist; 

 b) jeder Person, die ein rechtliches Interesse glaubhaft macht. 

(1) Die Behörde hat die nach § 6a Abs. 8 gemeldeten Daten in einem 
Verzeichnis festzuhalten und auf Verlangen den Behörden und Dienststellen 
des Landes und des Bundes, den Verwaltungsgerichten und den ordentlichen 
Gerichten, sofern die Übermittlung aus Gründen des Tierschutzes, aus 
veterinär- oder sicherheitspolizeilichen Gründen oder zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren, gerichtlichen Strafverfahren oder 
Zivilrechtsverfahren erforderlich ist, Auskunft zu erteilen. 

(2) Die Gemeinde kann die im Verzeichnis festgehaltenen Daten für 
Zwecke der Erhebung der Hundesteuer verwenden. 

 

Artikel 29 

Änderung des Tiroler Krisen- und 
Katastrophenmanagementgesetzes 

§ 14 

Information 

Die Gemeinde hat die Gemeindebewohner in regelmäßigen Abständen 
über Maßnahmen zum Schutz vor Katastrophen, insbesondere über die 
wesentlichen Inhalte des Gemeinde-Katastrophenschutzplanes, zu informieren. 
Auf Verlangen ist Gemeindebewohnern Einsicht in den Gemeinde-
Katastrophenschutzplan zu gewähren, sofern dem nicht gesetzliche 
Verschwiegenheitspflichten Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflichten, der Schutz von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen oder der Schutz kritischer Infrastruktur entgegenstehen. 

 

Artikel 30 

Änderung des Tiroler Fördertransparenzgesetzes 

§ 1 

Ziele, Grundsätze 

(1) Dieses Gesetz hat zum Ziel, 

 a) den Landtag umfassend und regelmäßig über die aus Landesmitteln 
gewährten Förderungen zu informieren und dadurch die 
parlamentarische Kontrolle der Gewährung solcher Förderungen zu 
stärken, und 

 b) die Gewährung von Förderungen aus Landesmitteln auch für die 
interessierte Öffentlichkeit transparent und nachvollziehbar zu 
machen und dadurch zusätzlich die Möglichkeit einer öffentlichen 
Kontrolle der Mittelverwendung zu schaffen. 

(2) Zur Erreichung dieser Ziele sind der Tiroler Landtag und die 
Öffentlichkeit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen und unter 
Einhaltung der Erfordernisse des Datenschutzes, der Amtsverschwiegenheit 
oder sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten über die Gewährung 
von Förderungen aus Landesmitteln zu informieren. 
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(2) Zur Erreichung dieser Ziele sind der Tiroler Landtag und die 
Öffentlichkeit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen und unter 
Einhaltung der Erfordernisse des Datenschutzes sowie von Geheimhaltungs- 
oder Verschwiegenheitspflichten über die Gewährung von Förderungen aus 
Landesmitteln zu informieren. 

 

Artikel 31 

Änderung des Tiroler Statistikgesetzes 

§ 14 

Veröffentlichung von Statistiken 

(1) Die Ergebnisse statistischer Erhebungen sind auf geeignete Weise zu 
veröffentlichen, es sei denn, dass ein Unterbleiben der Veröffentlichung zur 
Wahrung gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflichten geboten ist. 

(2) Besteht ein schutzwürdiges Interesse der Betroffenen an der 
Geheimhaltung ihrer Daten, so hat die Veröffentlichung so zu erfolgen, dass 
ein Rückschluss auf Angaben über bestimmte oder bestimmbare Betroffene 
ausgeschlossen wird. Kann ein solcher Rückschluss nicht ausgeschlossen 
werden, so darf die Veröffentlichung nur nach vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der Betroffenen vorgenommen werden. 

§ 15 

Statistikgeheimnis 

Die mit Aufgaben der Landes- und Gemeindestatistik betrauten Personen 
sind, soweit sie nicht ohnehin der Amtsverschwiegenheit unterliegen, zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet. 

§ 15 

Statistikgeheimnis 

Die mit Aufgaben der Landes- und Gemeindestatistik betrauten Personen 
sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund eines 
schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 

erforderlich ist und sie nicht ohnehin der dienstrechtlichen 
Geheimhaltungspflicht unterliegen. 

 

4. Abschnitt 

Kulturrecht, Jugend 

Artikel 32 

Änderung des Tiroler Kulturförderungsgesetzes 2010 

§ 14b 

Immunitätszusage 

(1) Soll ausländisches Kulturgut vorübergehend zu einer öffentlichen 
Ausstellung in Tirol ausgeliehen werden und liegt die Ausstellung im 
öffentlichen Interesse, so kann die Landesregierung auf schriftlichen und 
begründeten Antrag der Leitung dieser Ausstellung dem Leihgeber die 
vorübergehende sachliche Immunität des Kulturgutes rechtsverbindlich 
zusagen. 

(2) Ein öffentliches Interesse im Sinne des Abs. 1 besteht insbesondere 
dann, wenn das Kulturgut ein wichtiger Teil der Ausstellung ist und ohne die 
Immunitätszusage nicht oder nur unter unverhältnismäßigen Kosten ausgestellt 
werden könnte. 

(3) Auf die Immunitätszusage besteht kein Rechtsanspruch. 

(4) Die Immunitätszusage ist vor der Einfuhr des Kulturgutes für die im 
Zusammenhang mit der Ausstellung erforderliche Zeit, längstens jedoch für 
ein Jahr ab der Einfuhr schriftlich und unter Gebrauch der Worte 
„rechtsverbindliche Immunitätszusage“ zu erteilen. Sie kann weder 
zurückgenommen noch widerrufen werden. 

(5) Die Landesregierung hat auf Antrag von Personen, die ein rechtliches 
Interesse an einem bestimmten Kulturgut glaubhaft machen, Auskunft über das 
Bestehen und die Dauer einer Immunitätszusage zu erteilen. 

(6) Wird die Immunitätszusage nach der Erteilung einer Auskunft nach 
Abs. 5 gewährt oder verlängert, so ist die Auskunft suchende Person davon zu 
benachrichtigen. 
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Artikel 33 

Änderung des Tiroler Archivgesetzes 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Sicherung, Aufbewahrung und Nutzung von 
öffentlichem Archivgut. Deposita (unter Eigentumsvorbehalt übergebenes 
Archivgut) unterliegen nur dann den Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit 
nicht durch besondere Rechtsvorschriften oder Verträge anderes bestimmt ist. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 

 a) juristische Personen und Einrichtungen, die dem Bundesarchivgesetz 
unterliegen, 

 b) gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgemeinschaften oder für 
Rechtsträger, die aufgrund von deren Rechtsvorschriften gebildet 
wurden, 

 c) sonstige Personen oder Einrichtungen, soweit ihre Unterlagen nicht 
öffentliches Archivgut darstellen, 

 d) die im Landtag vertretenen Abgeordneten, Wählergruppen und 
Landtagsklubs sowie die Mitglieder des Gemeinderates und die im 
Gemeinderat vertretenen Wählergruppen. 

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Gesetzes der 
Zuständigkeitsbereich des Bundes, insbesondere in den Angelegenheiten des 
Denkmal- und Archivalienschutzes sowie des Ausfuhrverbotes für Kulturgut, 
berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die Zuständigkeit des 
Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Öffentliches Archivgut im Sinn dieses Gesetzes ist: 

 a) das Archivgut des Landes, 

 b) das Archivgut der Gemeinden, 

 c) sonstiges Archivgut von öffentlichem Interesse. 

(2) Das Archivgut des Landes umfasst: 

 a) archivwürdige Unterlagen, die bei der Landesregierung und sonstigen 
Verwaltungsbehörden und Dienststellen des Landes anfallen, 

 b) archivwürdige Unterlagen, die in der Landtagsdirektion und bei den 
Organen des Landtages anfallen, 

 c) archivwürdige Unterlagen, die beim Landesverwaltungsgericht 
anfallen, 

 d) archivwürdige Unterlagen, die das Land Tirol vom Bund übernommen 
hat, 

 e) archivwürdige Unterlagen, die das Land Tirol sonst erworben oder 
übernommen hat. 

(3) Das Archivgut der Gemeinden umfasst: 

 a) archivwürdige Unterlagen, die bei Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden anfallen, 

 b) archivwürdige Unterlagen, die eine Gemeinde oder ein 
Gemeindeverband erworben oder übernommen hat. 

(4) Sonstiges Archivgut von öffentlichem Interesse umfasst: 

 a) archivwürdige Unterlagen, die bei den durch Landesgesetz oder 
aufgrund eines Landesgesetzes eingerichteten Körperschaften 
öffentlichen Rechts, öffentlichen Stiftungen, Anstalten, Fonds und 
Vereinen anfallen, 

 b) archivwürdige Unterlagen, die bei Unternehmungen, an denen das 
Land Tirol mit mindestens 50 v.H. des Grund-, Stamm- oder 
Eigenkapitals beteiligt ist oder die auf Grund anderer finanzieller oder 
sonstiger wirtschaftlicher oder organisatorischer Maßnahmen durch 
das Land Tirol beherrscht werden, anfallen, 

 c) archivwürdige Unterlagen, die bei Unternehmungen, an denen eine 
Gemeinde oder ein Gemeindeverband mit mindestens 50 v.H. des 
Grund-, Stamm- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die auf Grund 
anderer finanzieller oder sonstiger wirtschaftlicher oder 
organisatorischer Maßnahmen durch eine Gemeinde oder einen 
Gemeindeverband beherrscht werden, anfallen. 

(5) Landesarchiv ist die nach der Geschäftseinteilung des Amtes der 
Tiroler Landesregierung für das Archivwesen zuständige Organisationseinheit. 

(6) Gemeindearchiv ist eine Einrichtung einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes, die vorwiegend zum Zweck der Archivierung von 
archivwürdigen Unterlagen dient. 
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(7) Archivieren ist eine Tätigkeit im öffentlichen Interesse, die das 
Übernehmen, Erfassen, Bewerten, dauernde Aufbewahren sowie das Erhalten, 
Restaurieren, Ordnen, Erschließen und Nutzbarmachen von Archivgut umfasst. 
Darunter fällt auch die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, 
insbesondere auch von besonderen Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinn des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), 
ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1 zum Zweck der Erfüllung der in diesem Gesetz 
geregelten Angelegenheiten. 

(8) Archivwürdig sind Unterlagen, die 

 a) aufgrund ihrer historischen, rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen oder kulturellen Bedeutung für Gesetzgebung, Rechtspflege, 
Verwaltung, wissenschaftliche Forschung sowie für das Verständnis 
von Geschichte und Gegenwart von bleibendem Wert sind, oder 

 b) aufgrund von Rechtsvorschriften oder von Organisationsvorschriften 
wie Kanzleiordnungen, Erlässen oder Richtlinien dauernd 
aufzubewahren sind. 

(9) Unterlagen sind alle analog oder digital aufgezeichneten 
Informationen (Schrift-, Bild- und Tonaufzeichnungen) sowie alle Findmittel. 

(10) Findmittel sind alle analogen und digitalen Hilfsmittel, die für die 
Erschließung von Archivgut, dessen Verständnis, Nutzung und Auswertung 
notwendig sind. 

(11) Schutzfrist ist jener Zeitraum, in dem eine Benützung des Archivguts 
durch Dritte nicht zulässig ist. 

(12) Deposita sind Archivgut, das sich unter Wahrung eines fremden 
Eigentumsrechtes, auf der Grundlage eines Depot- oder Leihvertrages oder 
einer Einziehung aus wissenschaftlichen oder konservatorischen Gründen im 
Landesarchiv oder einem Gemeindearchiv befindet. 

§ 5 

Archivierung von Archivgut des Landes 

(1) Unterlagen, die bei den im § 3 Abs. 2 lit. a, b und c genannten Stellen 
anfallen und die nicht mehr benötigt werden, sind nach dem Ablauf einer in 
den jeweiligen Organisationsvorschriften festgelegten Frist, jedoch spätestens 

nach 30 Jahren, zur Archivierung bereitzustellen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind 
die Unterlagen systematisch geordnet und sicher aufzubewahren. Die 
Archivwürdigkeit dieser Unterlagen ist in Zusammenarbeit mit dem 
Landesarchiv zu beurteilen. Bestehen im Zeitpunkt der Bereitstellung der 
Unterlagen weiterhin schutzwürdige Interessen an ihrer Geheimhaltung nach 
Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG, so ist darauf und auf den voraussichtlichen 
Zeitpunkt des Wegfalls dieser schutzwürdigen Interessen gesondert 
hinzuweisen. Zu diesem Zweck ist dem Landesarchiv ein vollständiger 
Einblick in die Unterlagen zu gewähren. 

(2) Unterlagen, die bei einem Mitglied der Landesregierung oder beim 
Präsidenten oder Vizepräsidenten des Landtages in Ausübung ihrer Funktion 
anfallen und die nicht mehr ständig benötigt werden, sind nach dem 
Ausscheiden des jeweiligen Mitglieds der Landesregierung oder des 
Präsidenten oder Vizepräsidenten des Landtages aus dem Amt zur 
Archivierung bereitzustellen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Unterlagen 
systematisch geordnet und sicher aufzubewahren. Die Archivwürdigkeit dieser 
Unterlagen ist vom ausscheidenden Mitglied der Landesregierung oder vom 
Präsidenten oder Vizepräsidenten des Landtages in Zusammenarbeit mit dem 
Landesarchiv zu beurteilen. Abs. 1 dritter Satz gilt sinngemäß. 

(3) Bestehen zwischen dem ausscheidenden Mitglied der Landesregierung 
oder dem Präsidenten oder Vizepräsidenten des Landtages und dem 
Landesarchiv unterschiedliche Auffassungen über die Archivwürdigkeit von 
Unterlagen, so hat die Behörde von Amts wegen einen Feststellungsbescheid 
über die Archivwürdigkeit der Unterlagen zu erlassen. 

(3) Die Beurteilung der Archivwürdigkeit der Unterlagen nach Abs. 1 und 
2 obliegt dem Landesarchiv; zu diesem Zweck ist dem Landesarchiv ein 
vollständiger Einblick in diese Unterlagen zu gewähren. Bestehen zwischen 
den nach Abs. 2 zur Bereitstellung verpflichteten Organwaltern und dem 
Landesarchiv unterschiedliche Auffassungen über die Archivwürdigkeit von 
Unterlagen, so hat die Behörde darüber von Amts wegen einen 
Feststellungsbescheid zu erlassen. 

(4) Im Fall der Archivwürdigkeit der Unterlagen sind diese in der 
ursprünglichen Ordnung und mit den dazugehörigen Findmitteln dem 
Landesarchiv zu übergeben. Zu übergeben sind auch Unterlagen, die 
personenbezogene Daten enthalten, die entweder der Amtsverschwiegenheit 
einer Geheimhaltungspflicht, datenschutzrechtlichen Regelungen oder 
sonstigen Geheimhaltungsvorschriften einschließlich solcher über 
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Berufsgeheimnisse unterliegen oder nach einer Rechtsvorschrift gelöscht 
werden müssten, wenn nicht die Speicherung der personenbezogenen Daten 
unzulässig war. Digitale Unterlagen, deren Übergabeformat nicht durch 
Organisationsvorschriften geregelt ist, sind in einem mit dem Landesarchiv 
abzustimmenden Format zu übergeben. 

(5) Die übergebende Stelle ist auch nach der Übergabe an das 
Landesarchiv berechtigt, das Archivgut selbst jederzeit zu benützen. 

 

§ 6 

Archivierung von Archivgut der Gemeinden 

(1) Die Gemeinde hat zur Erfüllung ihrer Archivierungspflicht ein 
Gemeindearchiv einzurichten oder mit einer anderen Gemeinde, die über ein 
Gemeindearchiv verfügt, oder mit einem sonstigen Auftragsverarbeiter die 
Besorgung dieser Aufgabe für sie zu vereinbaren. 

(2) Unterlagen, die bei Gemeinden und Gemeindeverbänden anfallen und 
die nicht mehr benötigt werden, sind nach dem Ablauf einer in den jeweiligen 
Organisationsvorschriften festgelegten Frist, jedoch spätestens nach 30 Jahren, 
zur Archivierung bereitzustellen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Unterlagen 
systematisch geordnet und sicher aufzubewahren. Die Archivwürdigkeit dieser 
Unterlagen ist in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Gemeindearchiv zu 
beurteilen. Solange die Gemeinde über kein Gemeindearchiv verfügt, ist die 
Archivwürdigkeit vom Bürgermeister der jeweiligen Gemeinde oder vom 
Verbandsobmann des jeweiligen Gemeindeverbandes selbst zu beurteilen. 
Bestehen im Zeitpunkt der Bereitstellung der Unterlagen weiterhin 
schutzwürdige Interessen an ihrer Geheimhaltung nach Art. 22a Abs. 2 zweiter 
Satz B-VG, so ist darauf und auf den voraussichtlichen Zeitpunkt des Wegfalls 
dieser schutzwürdigen Interessen gesondert hinzuweisen. 

(3) Unterlagen, die beim Bürgermeister einer Gemeinde, bei einem 
Mitglied des Gemeindevorstands oder Stadtrats oder bei einem Mitglied des 
Stadtsenats der Landeshauptstadt Innsbruck anfallen und die nicht mehr 
ständig benötigt werden, sind nach dem Ausscheiden des jeweiligen 
Bürgermeisters oder des jeweiligen Mitglieds aus dem Amt zur Archivierung 
bereitzustellen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Unterlagen systematisch 
geordnet und sicher aufzubewahren. Die Archivwürdigkeit dieser Unterlagen 
ist vom ausscheidenden Mitglied in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen 
Gemeindearchiv zu beurteilen. Abs. 1 dritter Satz gilt sinngemäß. 

(4) Bestehen zwischen den im Abs. 3 genannten Organen oder 
Mitgliedern und dem jeweiligen Gemeindearchiv unterschiedliche 
Auffassungen über die Archivwürdigkeit von Unterlagen, so hat die Behörde 
von Amts wegen einen Feststellungsbescheid über die Archivwürdigkeit der 
Unterlagen zu erlassen. 

(4) Die Beurteilung der Archivwürdigkeit der Unterlagen nach Abs. 2 und 
3 obliegt dem jeweiligen Gemeindearchiv; zu diesem Zweck ist diesem ein 
vollständiger Einblick in diese Unterlagen zu gewähren. Solange die Gemeinde 
über kein Gemeindearchiv verfügt, ist die Archivwürdigkeit der Unterlagen 
vom Bürgermeister der jeweiligen Gemeinde oder vom Verbandsobmann des 
jeweiligen Gemeindeverbandes selbst zu beurteilen. Bestehen zwischen den 
zur Bereitstellung verpflichteten Organwaltern und dem Gemeindearchiv 
unterschiedliche Auffassung über die Archivwürdigkeit von Unterlagen, so hat 
die Behörde nach Anhörung des Landesarchivs darüber von Amts wegen einen 
Feststellungsbescheid zu erlassen. 

(5) § 5 Abs. 4 und 5 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Unterlagen 
dem Gemeindearchiv zu übergeben sind. 

(6) Archivgut der Gemeinde kann bei Vorliegen besonders 
berücksichtigungswürdiger Umstände dem Land Tirol zur Übernahme in das 
Eigentum angeboten werden. Die Übernahme und Archivierung durch das 
Land Tirol hat nach Maßgabe vorhandener Ressourcen zu erfolgen. Kommt es 
zu einer Übernahme durch das Land Tirol, geht das Gemeindearchivgut in das 
Eigentum des Landes über und gilt ab dem Zeitpunkt der Übernahme als 
Archivgut des Landes. 

 

§ 9 

Schutzfristen 

(1) Öffentliches Archivgut unterliegt einer Schutzfrist von 30 Jahren 20 
Jahren, soweit nicht gesetzlich anderes bestimmt ist und es nicht vor seiner 
Übergabe bereits öffentlich zugänglich war. 

(2) Der Lauf der Schutzfrist beginnt mit dem Tag der letzten inhaltlichen 
Bearbeitung der Unterlagen. Sind die Unterlagen aktenmäßig 
zusammengefasst, so beginnt der Lauf der Schutzfrist mit dem Datum des 
jüngsten Schriftstücks des Aktes. 
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(3) Öffentliches Archivgut, das besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinn des Art. 9 Abs. 1 der Datenschutz-
Grundverordnung enthält, unterliegt über 30 Jahre hinaus einer Schutzfrist bis 
zum Tod der betreffenden natürlichen Person, es sei denn, diese hat einer 
Einsichtnahme schon zu Lebzeiten ausdrücklich zugestimmt. Ist der Todestag 
nicht oder nur mit großem Aufwand feststellbar, endet die Schutzfrist 100 
Jahre nach der Geburt der betreffenden Person. 

(4) Im Fall von öffentlichem Archivgut nach § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 3 
beginnt der Lauf der Schutzfrist mit dem Ausscheiden aus dem Amt. 

(5) Während der Schutzfrist ist das öffentliche Archivgut besonders 
gesichert aufzubewahren. Im Fall digital verarbeiteter Aufzeichnungen ist eine 
fachgerecht gesicherte Datenspeicherung vorzunehmen. 

(6) Während der Schutzfrist ist das Archivgut des Landes oder der 
Gemeinden nur zugänglich: 

 a) für jene Personen und Einrichtungen, die das Archivgut dem Land 
Tirol oder der jeweiligen Gemeinde übergeben haben, 

 b) anderen Personen nach Maßgabe einer Ausnahmebewilligung nach 
§ 10 Abs. 5 oder im Rahmen des § 11 Abs. 2. 

 b) für andere Personen nach den Bestimmungen des 
Informationsfreiheitsgesetzes oder aufgrund einer Bewilligung nach 
§ 10 Abs. 4. 

§ 10 

Benützung von öffentlichem Archivgut 

(1) Das Recht zur Benützung von öffentlichem Archivgut wird nach dem 
Ablauf der Schutzfrist jeder natürlichen oder juristischen Person ohne 
Nachweis eines Rechtsanspruchs oder eines rechtlichen Interesses nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewährleistet. 

(2) Die Benützung von öffentlichem Archivgut des Landes oder der 
Gemeinden ist unentgeltlich, es sei denn, dass über die Bereitstellung von 
Archivalien und die damit verbundene Auskunft und Beratung hinausgehende 
Leistungen, wie die Herstellung von Reproduktionen und Abschriften, 
umfangreichere Rechercheleistungen durch das Archivpersonal oder die 
Erstattung von gutachterlichen Äußerungen, erbracht werden. Werden 
derartige Leistungen durch das Archivpersonal erbracht, so sind von den 
Benützern dafür angemessene Kostenersätze zu leisten. Für die Benützung von 

sonstigem Archivgut von öffentlichem Interesse kann ein angemessener 
Kostenersatz verlangt werden. 

(3) Das Recht zur Benützung von öffentlichem Archivgut besteht nicht, 
wenn 

 a) die Geheimhaltung aus zwingenden außen- und integrationspolitischen 
Gründen, im Interesse der nationalen Sicherheit, der umfassenden 
Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit oder im wirtschaftlichen oder finanziellen 
Interesse einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen 
Selbstverwaltungskörpers erforderlich ist, 

 b) es um personenbezogene Daten geht, an deren Geheimhaltung ein die 
Einsichtnahme überwiegendes schutzwürdiges Interesse der 
betroffenen Person besteht, 

 c) ein Geschäfts- und Betriebsgeheimnis verletzt wird, an dessen 
Wahrung ein die Einsichtnahme überwiegendes schutzwürdiges 
Interesse besteht oder die Geheimhaltung im wirtschaftlichen oder 
finanziellen Interesse einer Unternehmung im Sinn des § 3 Abs. 4 
erforderlich ist, 

 d) der Benützungswerber schwerwiegend gegen die Benützungsordnung 
verstoßen hat, 

 e) die erforderlichen Vorbereitungen und Maßnahmen einen nicht 
vertretbaren Verwaltungsaufwand verursachen würden oder 

 f) konservatorische Gründe dagegen sprechen. 

(4) Wird die begehrte Benützung von öffentlichem Archivgut des Landes 
oder der Gemeinden nicht oder nur in eingeschränktem Umfang gewährt, so 
hat die Behörde auf Antrag des Benützungswerbers darüber einen Bescheid zu 
erlassen. 

(5) Zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung oder aus besonderes 
berücksichtigungswürdigen persönlichen Gründen, insbesondere zur Wahrung 
persönlicher Rechte, kann vor dem Ablauf der Schutzfrist nach § 9 Abs. 1 auf 
schriftlichen Antrag die Benützung von öffentlichem Archivgut des Landes 
oder der Gemeinden bewilligt werden, wenn keine gesetzlichen Vorschriften 
und keine überwiegenden schutzwürdigen öffentlichen oder privaten Interessen 
entgegenstehen. Die Bewilligung kann mit Auflagen verbunden oder unter 
Bedingungen erteilt werden, die zur Wahrung der Rechte von Personen oder 
öffentlicher Interessen erforderlich sind. 
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(6) Über Anträge nach Abs. 5 hat die Behörde nach Einholung eines 
Fachgutachtens mit Bescheid zu entscheiden. 

(7) Für die Benützung von sonstigem Archivgut von öffentlichem 
Interesse vor dem Ablauf der Schutzfrist nach § 9 Abs. 1 gilt Abs. 5 sinngemäß 
mit der Maßgabe, dass ein solches Begehren an die im § 3 Abs. 4 genannten 
Einrichtungen zu richten ist und diese darüber zu entscheiden haben. 

(8) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über die Benützung von öffentlichem Archivgut des Landes zu erlassen und 
die Höhe der Kostenersätze für das Landesarchiv unter Bedachtnahme auf den 
mit der Erbringung der Leistungen regelmäßig verbundenen Personal- und 
Sachaufwand nach dem Kostendeckungsprinzip festzulegen. 

(9) Die Gemeinde kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 
Benützung von öffentlichem Archivgut der jeweiligen Gemeinde erlassen und 
kann die Höhe der Kostenersätze für das jeweilige Gemeindearchiv unter 
Bedachtnahme auf den mit der Erbringung der Leistungen regelmäßig 
verbundenen Personal- und Sachaufwand nach dem Kostendeckungsprinzip 
festlegen. 

§ 10 

Zugang zu öffentlichem Archivgut, Benützungsordnung 

(1) Jedermann hat nach dem Ablauf der Schutzfrist ein Recht auf Zugang 
zu öffentlichem Archivgut. Der Zugang kann schriftlich, mündlich telefonisch, 
in jeder technisch möglichen und vorgesehenen Form, beantragt werden. Für 
die Verfahren betreffend Anträge auf Zugang zu öffentlichem Archivgut gelten 
die Bestimmungen des Informationsfreiheitsgesetzes sinngemäß, soweit im 
Folgenden nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Der Zugang zu öffentlichem Archivgut des Landes oder der 
Gemeinden ist unentgeltlich, es sei denn, dass über die Bereitstellung von 
Archivalien und die damit verbundene Auskunft und Beratung hinausgehende 
Leistungen, wie die Herstellung von Reproduktionen und Abschriften, 
umfangreichere Rechercheleistungen durch das Archivpersonal oder die 
Erstattung von gutachterlichen Äußerungen, erbracht werden. Werden 
derartige Leistungen durch das Archivpersonal erbracht, so sind von den 
Benützern dafür angemessene Kostenersätze zu leisten. Für den Zugang zu 
sonstigem Archivgut von öffentlichem Interesse kann ein angemessener 
Kostenersatz verlangt werden. 

(3) Das Recht auf Zugang zu öffentlichem Archivgut besteht nicht, wenn 

 a) dessen Geheimhaltung aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach 
Art 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG weiterhin erforderlich ist, 

 b) die erforderlichen Vorbereitungen und Maßnahmen einen 
unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verursachen würden, 
wobei der Verwaltungsaufwand mit dem Interesse am Zugang im 
Einzelfall abzuwägen ist, oder 

 c) konservatorische Gründe dagegen sprechen. 

(4) Zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung oder aus besonders 
berücksichtigungswürdigen persönlichen Gründen, insbesondere zur Wahrung 
persönlicher Rechte, kann vor und nach dem Ablauf der Schutzfrist auf 
schriftlichen Antrag im Einzelfall auch dann der Zugang zu öffentlichem 
Archivgut bewilligt werden, wenn Geheimhaltungsinteressen berührt werden. 
Die Bewilligung ist mit Auflagen oder unter Bedingungen zu erteilen, soweit 
dies zum Schutz von Geheimhaltungsinteressen erforderlich ist. 

(5) Über Anträge nach Abs. 4 hat die Behörde nach Einholung eines 
Fachgutachtens mit Bescheid zu entscheiden. 

(6) Für den Zugang zu sonstigem Archivgut von öffentlichem Interesse 
gilt Abs. 4 sinngemäß mit der Maßgabe, dass ein solches Begehren an die im 
§ 3 Abs. 4 genannten Einrichtungen zu richten ist und diese darüber zu 
entscheiden haben. 

(7) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über die Benützung von öffentlichem Archivgut des Landes zu erlassen 
(Benützungsordnung) und in dieser Verordnung auch die Höhe der 
Kostenersätze für das Landesarchiv unter Bedachtnahme auf den mit der 
Erbringung der Leistungen regelmäßig verbundenen Personal- und 
Sachaufwand nach dem Kostendeckungsprinzip festzulegen. In der 
Benützungsordnung können zudem Einschränkungen der Benützung von 
öffentlichem Archivgut durch Benützungswerber, die schwerwiegend gegen 
die Benützungsordnung verstoßen haben, vorgesehen werden. 

(8) Abs. 7 gilt für Gemeindearchive mit der Maßgabe sinngemäß, dass 
eine Benützungsordnung vom Bürgermeister bzw. Verbandsobmann erlassen 
werden kann. 
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§ 10a 

Deposita 

(1) Natürliche Personen sowie juristische Personen des öffentlichen oder 
privaten Rechts können ihr Archivgut dem Landesarchiv als Depositum unter 
Wahrung ihres Eigentums anbieten. Im Fall der Übernahme ist zwischen den 
Eigentümern des Archivgutes und dem Landesarchiv darüber ein schriftlicher 
Vertrag abzuschließen, sofern nicht einschlägige Rechtsvorschriften bestehen. 

(2) Im Vertrag sind insbesondere die Nutzung des Archivguts, die 
Verwahrmodalitäten, die Dauer der Verwahrung und die Sorgfaltspflichten 
festzulegen. 

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die Höhe der 
Kostenersätze für die Verwahrung von Deposita im Landesarchiv festzulegen. 
Der Regelkostenersatz hat auf den mit der Erbringung der Leistung regelmäßig 
verbundenen Personal- und Sachaufwand nach dem Kostendeckungsprinzip 
Bedacht zu nehmen. Der Regelkostenersatz kann aus besonders 
berücksichtigungswürdigen Gründen unterschritten werden oder gänzlich 
entfallen. Als besonders berücksichtigungswürdige Gründe sind insbesondere 
der wissenschaftliche Wert der Deposita für die Landesgeschichte, der Zweck 
der Verwahrung oder Art und Umfang einer allenfalls vertraglich vereinbarten 
Gegenleistung anzusehen. 

(4) Abs. 1, 2 und 3 gilt für Gemeindearchive mit der Maßgabe sinngemäß, 
dass eine Verordnung nach Abs. 3 vom Bürgermeister bzw. Verbandsobmann 
erlassen werden kann. 

§ 12 

Unveräußerbarkeit 

Das Eigentum an öffentlichem Archivgut darf Dritten grundsätzlich nicht 
übertragen werden. Davon abweichend kann das Eigentum an öffentlichem 
Archivgut tunlichst im Tauschweg übertragen werden, wenn dies 
archivwissenschaftlichen Grundsätzen nicht widerspricht und schutzwürdige 
Interessen Dritter nicht beeinträchtigt werden. 

§ 13 

Behörden 

Behörde im Sinn dieses Gesetzes ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, 

 a) die Landesregierung das Amt der Landesregierung in allen 
Angelegenheiten, die das öffentliche Archivgut des Landes betreffen; 

 b) der Bürgermeister oder der Verbandsobmann des jeweiligen 
Gemeindeverbandes in allen Angelegenheiten, die das öffentliche 
Archivgut der Gemeinde betreffen. Die örtliche Zuständigkeit richtet 
sich danach, wo das öffentliche Archivgut anfällt. 

 

Artikel 34 

Änderung des Tiroler Kinderbildungs- und 
Kinderbetreuungsgesetzes 

§ 36 

Aufsichts-, Melde- und Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die Betreuungspersonen haben die Kinder während des Besuchs der 
Kinderbetreuungseinrichtung zu beaufsichtigen. Die Aufsichtspflicht des 
Personals beginnt mit der Übernahme des Kindes. Sie endet bei nicht 
schulpflichtigen Kindern mit der Übergabe an die Eltern oder an Personen, die 
von den Eltern zur Übernahme des Kindes bevollmächtigt wurden. Bei 
schulpflichtigen Kindern endet die Aufsichtspflicht nach Verlassen der 
Kinderbetreuungseinrichtung. 

(2) Die Betreuungspersonen haben dem Kinder- und Jugendhilfeträger 
den Verdacht der Vernachlässigung, der Misshandlung oder des sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, die in der Kinderbetreuungseinrichtung betreut 
werden, unverzüglich zu melden. 

(3) Im Übrigen sind, soweit keine besonderen gesetzlichen 
Auskunftspflichten bestehen, die Betreuungspersonen zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen, an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Person 
besteht, verpflichtet. Weitergehende Verschwiegenheitspflichten aufgrund 
anderer gesetzlicher Vorschriften werden dadurch nicht berührt. 

(3) Im Übrigen sind die Betreuungspersonen zur Verschwiegenheit über 
alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen 
verpflichtet, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach 
Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung überwiegender 
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berechtigter Interessen einer Person, erforderlich und gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Weitergehende Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflichten aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen 
werden dadurch nicht berührt. 

 

Artikel 35 

Änderung des Tiroler Jugendgesetzes 

§ 2 

Aufgaben des Landes, Jugendberatungsdienst, Informationspflicht 

(1) Das Land Tirol hat, unbeschadet der Bestimmungen des 4. 
Abschnittes, die Verwirklichung der Ziele nach § 1 Abs. 1 im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung anzustreben. 

(2) Das Land Tirol hat sicherzustellen, dass in allen politischen Bezirken 
in den Einrichtungen der offenen Jugendarbeit ein niederschwelliger 
Jugendberatungsdienst als Beratung bereitsteht. 

(3) Die im Jugendberatungsdienst tätigen Personen müssen entsprechend 
fachlich ausgebildet und geeignet sein. 

(4) Für die im Jugendberatungsdienst tätigen Personen, die nicht 
Landesbedienstete sind, gelten die Bestimmungen über die 
Amtsverschwiegenheit für Landesbeamte sinngemäß. 

(4) Für die im Jugendberatungsdienst tätigen Personen, die nicht 
Landesbedienstete sind, gelten die Bestimmungen über die 
Geheimhaltungspflicht für Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) 
sinngemäß. 

(5) Die Inanspruchnahme des Jugendberatungsdienstes ist kostenlos. 
Soweit dies mit einem vertretbaren Aufwand möglich ist, sind auf Verlangen 
der Ratsuchenden Vorkehrungen zu treffen, daß ihre Anonymität gewahrt 
bleibt. 

(6) Die Landesregierung hat dafür zu sorgen, daß alle Jugendlichen vor 
dem Ende der allgemeinen Schulpflicht über dieses Gesetz informiert werden. 

 

5. Abschnitt 

Umweltrecht 

Artikel 36 

Änderung des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005 

§ 28 

Schutz von Mineralien, Fossilien und Naturhöhlen 

(1) Mineralien und Fossilien dürfen nicht absichtlich zerstört oder 
beschädigt werden. 

(2) Mineralien oder Fossilien dürfen nicht unter Verwendung von 
maschinellen Einrichtungen, Spreng- oder Treibmitteln oder sonstigen 
chemischen Hilfsmitteln gesammelt werden. 

(3) Vorhaben, die den Bestand, den Inhalt oder das charakteristische 
Gepräge von Naturhöhlen beeinträchtigen können, sowie die Ausgestaltung 
einer Naturhöhle als Schauhöhle und ihre Erschließung für die Allgemeinheit 
bedürfen einer naturschutzrechtlichen Bewilligung. 

(4) Die Landesregierung hat ein Verzeichnis über die Naturhöhlen in Tirol 
zu führen (Naturhöhlenbuch). In das Naturhöhlenbuch sind einzutragen: 

 a) die Bezeichnung und die Lage der Naturhöhle; 

 b) eine genaue Beschreibung des Inhaltes der Naturhöhle; 

 c) die Bezeichnung der betreffenden Grundstücke und die jeweiligen 
Eigentümer; 

 d) die Geschäftszahl und das Datum von Bewilligungen nach Abs. 3. 

(5) Abschriften der jeweils in Betracht kommenden Teile des 
Naturhöhlenbuches sind den Bezirksverwaltungsbehörden und den Gemeinden 
zur Verfügung zu stellen. Jedermann hat das Recht, in das Naturhöhlenbuch 
und in die bei den Bezirkshauptmannschaften befindlichen Abschriften 
während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit Einsicht zu nehmen. 

§ 28a 

Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer 

(1) Zum erwerbsmäßigen Führen von Personen in Naturhöhlen sind, 
soweit im Abs. 9 nichts anderes bestimmt ist, nur Personen berechtigt, denen 
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die Landesregierung die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. 
Naturhöhlenführer verliehen hat. 

(2) Die Landesregierung hat einer Person auf ihren Antrag die Befugnis 
als Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer zu verleihen, wenn sie 
volljährig, verlässlich, körperlich und geistig geeignet ist und über 
entsprechende Kenntnisse auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und der 
praktischen Höhlenkunde, des Naturschutzrechtes und der Ersten Hilfe verfügt. 
Ist die Person fremdsprachig, muss sie auch über die für das erwerbsmäßige 
Führen von Personen in Naturhöhlen erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen. 

(3) Als nicht verlässlich sind Personen anzusehen, die wegen einer 
vorsätzlichen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Handlung, 
wegen einer strafbaren Handlung gegen fremdes Vermögen oder gegen die 
Sittlichkeit von einem Gericht rechtskräftig verurteilt wurden, es sei denn, dass 
die Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung über die Erteilung von 
Auskünften aus dem Strafregister nach den tilgungsrechtlichen Vorschriften 
unterliegt. Zur Beurteilung der Verlässlichkeit ist eine Strafregisterauskunft 
nach § 9 Abs. 1 Z 1 des Strafregistergesetzes 1968 einzuholen. Die körperliche 
und die geistige Eignung hat der Antragsteller durch ein ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen. Die nach Abs. 2 erforderlichen Kenntnisse sind durch das 
Zeugnis über die erfolgreiche Ablegung der Naturhöhlenführerprüfung 
nachzuweisen. Zu diesem Zweck ist dieses von der Prüfungskommission nach 
Abs. 7 der Landesregierung auf ihr Verlangen vorzulegen. 

(4) Die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer 
erlischt: 

 a) mit dem Tod der Naturhöhlenführerin bzw. des Naturhöhlenführers, 

 b) mit der Entziehung der Befugnis, 

 c) mit dem Verzicht auf die Befugnis. 

Die Landesregierung hat die Befugnis zu entziehen, wenn die 
Naturhöhlenführerin bzw. der Naturhöhlenführer die Verlässlichkeit oder die 
körperliche oder geistige Eignung verliert. Die Naturhöhlenführerin bzw. der 
Naturhöhlenführer kann auf ihre/seine Befugnis verzichten. Der Verzicht ist 
gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären. Er wird mit dem 
Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der 
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist, wirksam. 

(5) Die Landesregierung hat ein Naturhöhlenführerverzeichnis zu führen. 
In dieses Verzeichnis sind jene Personen einzutragen, denen die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer verliehen wurde. In das 
Verzeichnis sind der Vor- und Familienname, das Geburtsdatum und die 
Adresse der Naturhöhlenführerin bzw. des Naturhöhlenführers sowie die 
Geschäftszahl und das Datum der Entscheidung über die Verleihung 
einzutragen. Im Fall des Erlöschens der Befugnis ist die Eintragung zu löschen. 
Die Landesregierung hat auf Verlangen jedermann darüber Auskunft zu geben, 
ob eine bestimmte Person die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. 
Naturhöhlenführer besitzt. 

(6) Die Landesregierung hat jeder Person, der die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer verliehen wurde, einen 
Naturhöhlenführerausweis auszuhändigen. Die Naturhöhlenführer haben 
diesen Ausweis bei der Ausübung ihrer Tätigkeit mitzuführen. Er ist den 
Gästen und den Organen der Behörde auf Verlangen vorzuweisen. 

(7) Die Naturhöhlenführerprüfung ist vor einer Prüfungskommission 
abzulegen. Ihr gehören der Leiter der nach der Geschäftseinteilung des Amtes 
der Tiroler Landesregierung für die rechtlichen Angelegenheiten des 
Naturschutzes zuständigen Organisationseinheit als Vorsitzender und zwei 
weitere von der Landesregierung auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellende 
Mitglieder an. Eines der weiteren Mitglieder muss eine auf dem Gebiet der 
theoretischen und praktischen Speläologie fachkundige Person, das andere 
Mitglied muss ein Arzt sein. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein 
Ersatzmitglied zu bestellen, das die gleichen Voraussetzungen wie das 
betreffende Mitglied erfüllen muss. 

(9) Unionsbürger und Staatsangehörige der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens und der Schweiz sind auch ohne die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer zum vorübergehenden und 
gelegentlichen erwerbsmäßigen Führen von Personen in Naturhöhlen 
berechtigt, wenn 

 a) sie zur Ausübung eines entsprechenden Berufes in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens, in der Schweiz oder in einem anderen Land 
rechtmäßig niedergelassen sind, und 

 b) der Beruf oder die Ausbildung für diesen Beruf in dem betreffenden 
Staat bzw. Land reglementiert im Sinn des Art. 3 Abs. 1 lit. a bzw. e 
der Richtlinie 2005/36/EG ist, oder sie andernfalls in den letzten zehn 
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Jahren mindestens ein Jahr lang einen entsprechenden Beruf im 
betreffenden Staat bzw. Land ausgeübt haben. 

Sie haben der Landesregierung vor der erstmaligen Ausübung der 
Tätigkeit und in der Folge jährlich schriftlich mitzuteilen, dass sie 
beabsichtigen, während des betreffenden Jahres Personen vorübergehend und 
gelegentlich in Naturhöhlen zu führen. Diese Mitteilung ist nicht erforderlich, 
wenn an ihrer Stelle der Landesregierung jeweils eine nach den einschlägigen 
Rechtsvorschriften anderer Bundesländer erstattete Mitteilung oder Meldung 
übermittelt wird. 

(10) Ob das erwerbsmäßige Führen von Personen in Naturhöhlen 
vorübergehend und gelegentlich erfolgt, richtet sich insbesondere nach der 
Dauer, der Häufigkeit, der regelmäßigen Wiederkehr und der Kontinuität der 
Tätigkeit. 

§ 32 

Naturinventar, Naturpflegepläne 

(1) Die Landesregierung hat für Schutzgebiete nach den §§ 10, 11, 13, 21 
und 22 nach Maßgabe der jeweils im Landesvoranschlag hiefür vorgesehenen 
Mittel zur Sicherung des jeweiligen Schutzzweckes ein Naturinventar zu 
erstellen. 

(2) Das Naturinventar hat die für den Schutzzweck des betreffenden 
Schutzgebietes bedeutsamen Gegebenheiten zu enthalten. Im Naturinventar 
sind alle naturschutzfachlich bedeutsamen Umstände, insbesondere auch 
naturschutzrechtlich bewilligte Vorhaben mit Zahl und Datum der 
Bewilligung, fortlaufend einzutragen. Jedermann hat das Recht, in das 
Naturinventar während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit Einsicht 
zu nehmen. 

(3) Die Landesregierung kann für Schutzgebiete nach den §§ 10, 11, 13, 
21 und 22 Raumordnungsprogramme erlassen, in denen insbesondere unter 
Bedachtnahme auf die vorhandenen Naturinventare jene Maßnahmen 
festzulegen sind, die zur Erhaltung und zur Pflege der Natur im Sinne der Ziele 
nach § 1 Abs. 1 erforderlich sind (Naturpflegepläne). 

§ 33 

Kennzeichnung von Schutzgebieten, Naturdenkmälern und Natura 2000-
Gebieten 

(1) Schutzgebiete nach den §§ 10, 11, 13, 21 und 22 sind unter 
Berücksichtigung einer allfälligen Erklärung zum Naturpark von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit geeigneten Tafeln ausreichend zu 
kennzeichnen. 

(2) Die Tafeln im Sinne des Abs. 1 sind von der 
Bezirksverwaltungsbehörde nach der Aufhebung der Verordnung, mit der das 
betreffende Gebiet zum Schutzgebiet erklärt wurde, unverzüglich zu entfernen. 

(3) Naturdenkmäler sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
geeigneten Tafeln ausreichend zu kennzeichnen. Außerdem sind auf 
geeigneten Tafeln die durch eine Verordnung nach § 27 Abs. 4 festgelegten 
Verbote gut lesbar anzugeben. Der Zeitpunkt der Anbringung der Tafeln ist in 
einem Aktenvermerk festzuhalten. Mit diesem Zeitpunkt treten die 
Rechtswirkungen der Erklärung zum Naturdenkmal gegenüber dritten 
Personen sowie Verordnungen nach § 27 Abs. 4 in Kraft. 

(4) Die Tafeln im Sinne des Abs. 3 sind von der 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich zu entfernen, sobald der Widerruf 
einer Erklärung zum Naturdenkmal in Rechtskraft erwachsen ist. 

(5) Die Tafeln im Sinne der Abs. 1 und 3 sind vom Land bereitzustellen. 
Ihre Beschädigung, Zerstörung oder unbefugte Entfernung sind verboten. 

(6) Die Eigentümer der in Betracht kommenden Grundstücke und die 
sonst hierüber Verfügungsberechtigten haben die Maßnahmen, die zur 
Anbringung, Instandhaltung, Instandsetzung und Entfernung der Tafeln im 
Sinne der Abs. 1 und 3 erforderlich sind, unentgeltlich zu dulden. 

(7) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat Natura 2000-Gebiete mit 
geeigneten Tafeln ausreichend zu kennzeichnen. Die Abs. 2, 5 und 6 gelten 
sinngemäß. 

(8) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat ein Verzeichnis der im Bezirk 
gelegenen Naturdenkmäler zu führen (Naturdenkmalbuch). Jedermann hat das 
Recht, bei der Bezirksverwaltungsbehörde während der für den 
Parteienverkehr bestimmten Zeit in das Naturdenkmalbuch Einsicht zu 
nehmen. In das Naturdenkmalbuch sind einzutragen: 
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 a) eine genaue Beschreibung des Naturdenkmals unter Angabe der 
Entscheidung über die Erklärung zum Naturdenkmal und einer 
allenfalls erlassenen Verordnung nach § 27 Abs. 4 sowie die 
Bezeichnung des jeweiligen Eigentümers; 

 b) jede erhebliche Änderung des Naturdenkmals; 

 c) der Widerruf der Erklärung zum Naturdenkmal unter Angabe der 
betreffenden Entscheidung sowie unter Angabe der Verordnung, mit 
der eine allenfalls nach § 27 Abs. 4 erlassene Verordnung aufgehoben 
wurde. 

(9) Die Landesregierung hat nach dem Inkrafttreten einer Verordnung 
über die Erklärung eines Gebietes zum Naturschutzgebiet oder 
Sonderschutzgebiet, die Bezirksverwaltungsbehörde nach dem Inkrafttreten 
einer Verordnung über die Erklärung eines Gebietes zum geschützten 
Landschaftsteil, eine Ausfertigung der betreffenden Verordnung unverzüglich 
dem zuständigen Grundbuchsgericht zu übersenden. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat überdies nach dem Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung, mit der ein Naturgebilde zum Naturdenkmal erklärt wird, eine 
Ausfertigung dieser Entscheidung unverzüglich dem zuständigen 
Grundbuchsgericht zu übersenden. Das Grundbuchsgericht hat hierauf von 
Amts wegen die Zugehörigkeit des betreffenden Grundstückes zu einem 
Schutzgebiet bzw. die Erklärung zum Naturdenkmal ersichtlich zu machen. 

(10) Die Landesregierung bzw. die Bezirksverwaltungsbehörde hat von 
der Aufhebung einer der im Abs. 9 genannten Verordnungen, die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat überdies vom Widerruf einer Erklärung zum 
Naturdenkmal das zuständige Grundbuchsgericht unverzüglich zu 
verständigen. Das Grundbuchsgericht hat auf Grund einer solchen 
Verständigung die Ersichtlichmachung nach Abs. 9 von Amts wegen zu 
löschen. 

(11) Das Grundbuchsgericht hat von jedem Wechsel des Eigentums an 
einem Naturdenkmal die Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich zu 
verständigen. 

§ 44 

Sicherheitsleistung, ökologische Bauaufsicht 

(1) Wird eine naturschutzrechtliche Bewilligung befristet, mit 
Bedingungen oder unter Auflagen erteilt, so kann dem Inhaber der Bewilligung 
eine Sicherheitsleistung in der Höhe der voraussichtlichen Kosten jener 

Maßnahmen, die der Inhaber der Bewilligung nach dem Ablauf der Frist, dem 
Eintritt der Bedingungen oder zur Einhaltung der Auflagen zu treffen hat, 
vorgeschrieben werden, sofern dies erforderlich ist, um die rechtzeitige und 
vollständige Durchführung dieser Maßnahmen sicherzustellen. 

(2) Die Sicherheitsleistung ist zur Deckung der Kosten einer allfälligen 
Ersatzvornahme nach § 4 VVG zu verwenden. Erweist sich die 
Ersatzvornahme aus einem vom Bewilligungsinhaber zu vertretenden Grund 
als unmöglich, so ist die Sicherheitsleistung zugunsten des Landes Tirol für 
Zwecke der Förderung von Maßnahmen zur Erhaltung und zur Pflege der 
Natur im Sinn der Ziele nach § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2 für verfallen zu 
erklären. 

(3) Die Sicherheitsleistung wird frei, sobald die Maßnahmen, deren 
Durchführung sie sicherstellen sollte, abgeschlossen sind. 

(4) Die Behörde hat im Bescheid, mit dem eine naturschutzrechtliche 
Bewilligung aufgrund einer Interessenabwägung erteilt wurde, oder in einem 
Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 einer Person, die über besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Naturkunde und des Naturschutzes 
verfügt, mit deren Zustimmung die Aufgaben der ökologischen Bauaufsicht zu 
übertragen, wenn dies zur Erfüllung der sich aus diesen Bescheiden 
ergebenden Verpflichtungen erforderlich ist. Die Bestellung als Aufsichtsorgan 
kann auch mit gesondertem Bescheid erfolgen. Das Aufsichtsorgan hat die 
plan- und bescheidgemäße Ausführung des Vorhabens oder die Durchführung 
der behördlichen Vorschreibungen laufend zu überwachen und dem 
Verantwortlichen allfällige Mängel unter Setzung einer angemessenen Frist zu 
deren Behebung bekannt zu geben. Werden die aufgezeigten Mängel nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig behoben, so hat das Aufsichtsorgan 
davon die Behörde unverzüglich zu verständigen. Das Aufsichtsorgan hat 
weiters den Inhaber der naturschutzrechtlichen Bewilligung oder den durch 
einen Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten bei der Ausführung des 
Vorhabens oder der Erfüllung der behördlichen Vorschreibungen auf 
Verlangen fachlich zu beraten. Die Übertragung der ökologischen Bauaufsicht 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für ihre Beibehaltung nicht mehr 
vorliegen oder wenn sonstige wichtige Gründe dies erfordern. 

(5) Die Aufsichtsorgane sind berechtigt, zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im erforderlichen Ausmaß die betreffenden Grundstücke, Gebäude 
und sonstigen baulichen Anlagen zu betreten, Untersuchungen, Vermessungen, 
Messungen und Prüfungen vorzunehmen, Probebetriebe durchzuführen und 
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Proben zu entnehmen. Sie sind weiters berechtigt, in die jeweiligen 
schriftlichen oder elektronischen Unterlagen Einsicht zu nehmen und Kopien 
herzustellen und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die 
Aufsichtsorgane sind zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
verpflichtet. Die Aufsichtsorgane sind zur Verschwiegenheit über die ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit 
dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter 
Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist. 

(6) Die Kosten für die ökologische Bauaufsicht sind dem Inhaber der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung oder dem durch eine Entscheidung nach 
§ 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten entsprechend dem Aufwand mit Bescheid 
vorzuschreiben. Die Verantwortlichkeit des Inhabers der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung oder des durch eine Entscheidung nach 
§ 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten wird durch die Bestellung einer 
ökologischen Bauaufsicht nicht berührt. 

 

Artikel 37 

Änderung des Tiroler Nationalparkgesetzes Hohe Tauern 

§ 24 

Nationalparkkuratorium 

(1) Dem Nationalparkkuratorium gehören an: 

 a) das nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung für die 
Angelegenheiten des Naturschutzes zuständige Mitglied der 
Landesregierung als Vorsitzender; 

 b) vier Vertreter der Gemeinden der Nationalparkregion, wobei ein 
Vertreter aus dem Kreis der selbständig Erwerbstätigen und ein 
Vertreter aus dem Kreis der unselbständig Erwerbstätigen kommen 
soll; 

 c) fünf Vertreter der bäuerlichen Grundeigentümer im Nationalpark; 

 d) ein Vertreter des Österreichischen Alpenvereins-Hauptverein; 

 e) zwei Landesbedienstete, die über besondere Kenntnisse und 
Erfahrungen in den fachlichen Angelegenheiten des Naturschutzes 
bzw. der überörtlichen Raumordnung verfügen. 

(2) Die Mitglieder des Nationalparkkuratoriums nach Abs. 1 lit. b bis e 
werden von der Landesregierung auf die Dauer von fünf Jahren bestellt, und 
zwar 

 a) die Mitglieder nach Abs. 1 lit. b auf Vorschlag der Gemeinden der 
Nationalparkregion, 

 b) die Mitglieder nach Abs. 1 lit. c auf Vorschlag der 
Bezirkslandwirtschaftskammer Lienz, 

 c) das Mitglied nach Abs. 1 lit. d auf Vorschlag des Österreichischen 
Alpenvereins-Hauptverein. 

(3) Die Mitglieder des Nationalparkkuratoriums nach Abs. 1 lit. b bis e 
müssen zum Landtag wählbar sein. Die Landesregierung hat die nach Abs. 2 
vorschlagsberechtigten Stellen aufzufordern, innerhalb von vier Wochen einen 
Vorschlag für die Bestellung zu erstatten. Wird ein Vorschlag nicht rechtzeitig 
erstattet, so kann die Landesregierung die betreffenden Mitglieder des 
Nationalparkkuratoriums ohne Vorschlag bestellen. Für jedes Mitglied nach 
Abs. 1 lit. b bis e ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen, dem die 
Vertretung des betreffenden Mitgliedes während der Dauer seiner 
Verhinderung obliegt. 

(4) Die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) zum 
Nationalparkkuratorium erlischt 

 a) durch den Tod, 

 b) für Mitglieder nach Abs. 1 lit. b bis e durch 

 1. das dreimalige, aufeinanderfolgende und unentschuldigte 
Fernbleiben von den Sitzungen, 

 2. den Widerruf der Bestellung oder 

 3. den Verzicht auf die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft). 

Die Bestellung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen hiefür 
weggefallen sind oder wenn sich herausstellt, daß sie nie gegeben waren. Der 
Verzicht ist gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären. Er wird mit 
dem Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der 
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist, wirksam. 
Erlischt die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) zum 
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Nationalparkkuratorium, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied 
(Ersatzmitglied) zu bestellen. 

(5) Die Mitglieder des Nationalparkkuratoriums nach Abs. 1 lit. b bis e 
haben gegenüber dem Vorsitzenden die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu geloben. Das Gelöbnis ist durch ein allgemein gebräuchliches 
Zeichen zu bekräftigen. 

(6) Die Mitglieder haben auch nach dem Ablauf der Amtsdauer die 
Geschäfte weiterzuführen, bis die neuen Mitglieder bestellt wurden. Die neuen 
Mitglieder und Ersatzmitglieder sind so rechtzeitig zu bestellen, daß sie am 
Tage nach dem Ablauf der Amtsdauer der früheren Mitglieder bzw. 
Ersatzmitglieder ihre Tätigkeit aufnehmen können. 

(7) Für die Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder des Nationalparkkuratoriums 
nach Abs. 1 lit. b bis d gelten die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 Z 1 bis 4 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, über die 
Befangenheit von Verwaltungsorganen und die Bestimmungen über die 
Amtsverschwiegenheit für Landesbeamte sinngemäß. 

(7) Für die Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder des Nationalparkkuratoriums 
nach Abs. 1 lit. b bis d gelten die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 Z 1 bis 4 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, über die Befangenheit von 
Verwaltungsorganen und die Bestimmungen über die Geheimhaltungspflicht 
für Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die 
Entscheidung über die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der 
Landesregierung. 

(8) Die Mitglieder des Nationalparkkuratoriums nach Abs. 1 lit. b bis d 
haben gegenüber dem Nationalparkfonds Anspruch auf Ersatz der Reisekosten 
nach den für Landesbeamte der VIII. Dienstklasse geltenden Vorschriften. Sie 
haben ferner Anspruch auf eine angemessene Vergütung für ihre 
Mühewaltung. Die Höhe dieser Vergütung ist von der Landesregierung durch 
Verordnung entsprechend dem Zeitaufwand festzusetzen. Den 
Ersatzmitgliedern stehen diese Ansprüche nur dann zu, wenn sie in Vertretung 
von Mitgliedern tätig werden. 

 

Artikel 38 

Änderung des Tiroler Bergwachtgesetzes 2003 

§ 4 

Pflichten 

(1) Der Bergwächter hat den Dienst nach Maßgabe des ihm erteilten 
Dienstauftrages auszuüben. 

(2) Der Bergwächter hat bei der Ausübung des Dienstes das 
Dienstabzeichen sichtbar zu tragen und den Dienstausweis mit sich zu führen. 
Er hat den Dienstausweis dem Betretenen vorzuweisen. Er hat den Dienst nach 
Maßgabe der Dienstvorschrift in Dienstkleidung auszuüben. 

(3) Für den Bergwächter und den Anwärter gelten die Bestimmungen über 
die Amtsverschwiegenheit für Landesbeamte sinngemäß. Die Landesregierung 
kann den Bergwächter und den Anwärter im Einzelfall von der 
Verschwiegenheitspflicht entbinden. 

(3) Für den Bergwächter und den Anwärter gelten die Bestimmungen über 
die Geheimhaltungspflicht für Landesbedienstete (§ 13 
Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die Entscheidung über die Entbindung 
von der Geheimhaltungspflicht obliegt der Landesregierung. 

 

6. Abschnitt 

Land- und Forstwirtschaftsrecht 

Artikel 39 

Änderung des Tiroler Tierseuchenfondsgesetzes 

§ 3 

(1) Der Tierseuchenfonds wird vom Verwaltungsausschuss verwaltet. Ihm 
gehören an: 

 a) das nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung für das 
Veterinärwesen zuständige Mitglied der Landesregierung; 

 b) der Leiter der nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler 
Landesregierung für die fachlichen Angelegenheiten des 
Veterinärwesens zuständigen Organisationseinheit; 
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 c) ein Vertreter der Landwirtschaftskammer; 

 d) acht Vertreter der Tierbesitzer. 

(2) Die Mitglieder nach Abs. 1 lit. c und d sind von der Landesregierung 
auf Vorschlag der Landwirtschaftskammer jeweils auf die Dauer von fünf 
Jahren zu bestellen. Sie müssen zum Landtag wählbar sein. Die 
Landesregierung hat die Landwirtschaftskammer aufzufordern, binnen vier 
Wochen so viele Personen vorzuschlagen, als Mitglieder nach Abs. 1 lit. c und 
d zu bestellen sind. Wird ein Vorschlag nicht rechtzeitig erstattet, so ist die 
Bestellung ohne Vorschlag vorzunehmen. Ein Mitglied des 
Verwaltungsausschusses nach Abs. 1 lit. c und d scheidet durch Widerruf der 
Bestellung oder durch Verzicht auf die Mitgliedschaft aus. Die Bestellung ist 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen dafür weggefallen sind oder wenn 
sich herausgestellt hat, dass sie nie gegeben waren. Der Verzicht auf die 
Mitgliedschaft ist gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären. 
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein 
neues Mitglied zu bestellen. Der Verwaltungsausschuss hat aus dem Kreis der 
Tierbesitzer jeweils auf die Dauer von fünf Jahren einen Vorsitzenden zu 
wählen. Stellvertreter des Vorsitzenden ist das Mitglied nach Abs. 1 lit. b. 

(3) Das Amt eines Mitgliedes des Verwaltungsausschusses ist ein 
Ehrenamt. Die Mitglieder haben gegenüber dem Tierseuchenfonds Anspruch 
auf Ersatz der Reisekosten und auf Reisezulagen nach den für Landesbeamte 
der Dienstklasse VIII geltenden Vorschriften sowie auf eine angemessene 
Vergütung für ihre Mühewaltung. Die Landesregierung hat die Höhe dieser 
Vergütung nach Anhören der Landwirtschaftskammer durch Verordnung für 
den Vorsitzenden, seinen Stellvertreter und die übrigen Mitglieder jeweils 
entsprechend dem Zeitaufwand festzusetzen. 

(4) Für die Mitglieder des Verwaltungsausschusses nach Abs. 1 lit. c und 
d gelten der § 7 Abs. 1 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2018, 
über die Befangenheit von Verwaltungsorganen und die Vorschriften über die 
Amtsverschwiegenheit für Landesbeamte sinngemäß. 

(4) Für die Mitglieder des Verwaltungsausschusses nach Abs. 1 lit. c und 
d gelten der § 7 Abs. 1 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, 
über die Befangenheit von Verwaltungsorganen und die Bestimmungen über 
die Geheimhaltungspflicht für Landesbedienstete (§ 13 

Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die Entscheidung über die Entbindung 
von der Geheimhaltungspflicht obliegt der Landesregierung. 

 

Artikel 40 

Änderung des Tiroler Pflanzengesundheitsgesetzes 

Gesetz vom 5. Februar 2020 über den Schutz der Pflanzen und 
ihrer Erzeugnisse durch die Bekämpfung von Schädlingen (Tiroler 
Pflanzengesundheitsgesetz) (Tiroler Pflanzengesundheitsgesetz – 
TPGHG) 

§ 14 

Umsetzung und Durchführung von Unionsrecht 

(1) Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2000/29/EG des Rates über 
Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und 
Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse, 
ABl. 2000 Nr. L 169, S. 1, zuletzt geändert durch die Durchführungsrichtlinie 
(EU) 2019/523 der Kommission vom 21. März 2019, ABl. 2019, Nr. L 86, 
S. 41, umgesetzt, soweit sie aufgrund der Verordnung (EU) 2016/2031 noch in 
Kraft ist. 

(2) Mit diesem Gesetz werden begleitende Maßnahmen zur Durchführung 
folgender Rechtsakte der Europäischen Union geregelt: 

 1. Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen, zur 
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU) Nr. 
652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 69/464/EWG, 
74/647/EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG, 2006/91/EG 
und 2007/33/EG des Rates, ABl. 2016 Nr. L 317, S. 4, 

 2. Delegierte Verordnung (EU) 2019/829 der Kommission zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor 
Pflanzenschädlingen zwecks Ermächtigung der Mitgliedstaaten, 
befristete Ausnahmen für amtliche Tests, für wissenschaftliche 
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Zwecke oder für Bildungszwecke, Versuche, Sortenauslese bzw. 
Züchtungsvorhaben zuzulassen, ABl. 2019 Nr. L 137, S. 15, 

 3. Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission zur 
Festlegung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung der 
Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf Maßnahmen zum Schutz vor 
Pflanzenschädlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
690/2008 der Kommission sowie zur Änderung der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission, ABl. 
2019 Nr. L 319, S. 1., 

 4. Verordnung (EU) 2024/3115 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/2031 in Bezug auf 
Mehrjahresprogramme für Erhebungen, Meldungen über das 
Auftreten geregelter Nicht-Quarantäneschädlinge, befristete 
Ausnahmen von Einfuhrverboten und besonderen 
Einfuhrbestimmungen und Festlegung von Verfahren für deren 
Gewährung, befristete Einfuhrbestimmungen für Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände mit hohem Risiko, 
die Festlegung von Verfahren für die Auflistung von Pflanzen mit 
hohem Risiko, den Inhalt von Pflanzengesundheitszeugnissen und 
die Verwendung von Pflanzenpässen und in Bezug auf bestimmte 
Berichtspflichten für abgegrenzte Gebiete und Erhebungen über 
Schädlinge und zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/625 in 
Bezug auf gewisse Meldepflicht bei Nichteinhaltung, ABl. L, 
2024/3115, 16.12.2024. 

 

Artikel 41 

Änderung des Tiroler Almschutzgesetzes 

§ 6 

Almbuch 

(1) Die Behörde hat ein Verzeichnis der Almen (Almbuch) zu führen. 

(2) Im Almbuch sind für jede Alm ihr Name, ihre Bestandteile sowie die 
für den Almbetrieb bedeutsamen rechtlichen und wirtschaftlichen Umstände, 
wie Eigentumsverhältnisse, Nutzungsrechte nach dem Wald- und 

Weideservitutengesetz, Regelungen der Bewirtschaftung und dergleichen, 
anzugeben. Für jede Alm ist ein Lageplan in das Almbuch aufzunehmen. 

(3) Die Behörde hat das Grundbuchsgericht von jeder Eintragung in das 
Almbuch unverzüglich zu verständigen. Im Grundbuch ist bei den einen 
Bestandteil einer Alm bildenden Grundstücken von Amts wegen ersichtlich zu 
machen, daß sie im Almbuch eingetragen sind. 

(4) Die Eintragung im Almbuch sowie die Ersichtlichmachung im 
Grundbuch ist zu löschen, wenn 

 a) nach § 3 Abs. 1 rechtskräftig festgestellt wurde, dass keine Alm 
vorliegt oder dass eine Grundfläche, ein Gebäude oder eine andere 
Anlage kein Bestandteil einer Alm ist, oder 

 b) nach § 3 Abs. 3 die Almeigenschaft einer Alm oder eines 
Bestandteiles einer solchen rechtskräftig aufgehoben wurde. 

Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über 
den Inhalt und die Form des Almbuches zu erlassen. Sie hat vor der Erlassung 
der Verordnung die Landwirtschaftskammer zu hören. 

(6) Der Eigentümer einer Alm, ferner der nach dem Wald- und 
Weideservitutengesetz zur Nutzung einer Alm Berechtigte und die Person, der 
die Bewirtschaftung einer Alm überlassen worden ist, haben der Behörde auf 
deren Verlangen die zur Führung des Almbuches erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

(7) Jeder ist berechtigt, in das Almbuch Einsicht zu nehmen und 
Abschriften daraus anzufertigen. 

(8) (7) Die im Almbuch enthaltenen Daten dürfen zum Zwecke des 
automationsunterstützten Datenverkehrs ermittelt und verarbeitet werden. 
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Artikel 42 

Änderung des Tiroler Landwirtschaftskammer- und 
Landarbeiterkammergesetzes 

§ 12 

Kontrollausschuss 

(1) Zur Überprüfung der ziffernmäßigen Richtigkeit, der Rechtmäßigkeit, 
der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit der Gebarung 
der Landwirtschaftskammer hat die Vollversammlung aus ihrer Mitte mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen für die Dauer ihrer 
Funktionsperiode einen Kontrollausschuss zu wählen. 

(2) Der Kontrollausschuss muss aus mindestens drei Mitgliedern 
bestehen. Die Mitglieder des Vorstandes dürfen dem Kontrollausschuss nicht 
angehören. Jeder in der Vollversammlung vertretenen Wählergruppe steht 
mindestens ein Mitglied zu. Der Kontrollausschuss kann Sachverständige oder 
sonstige Auskunftspersonen zur Beratung beiziehen. 

(3) Der Präsident und der Kammerdirektor sowie die von ihnen 
ausdrücklich beauftragten Kammerbediensteten haben dem Kontrollausschuss 
auf Verlangen alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen und alle Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung der Überprüfung nach Abs. 1 erforderlich sind. 
Gegenüber dem Kontrollausschuss gilt die Verschwiegenheitspflicht 
Geheimhaltungspflicht nach § 56 nicht. 

(4) Der Präsident hat den Kontrollausschuss zur ersten Sitzung 
einzuberufen und diese bis zur Wahl des Vorsitzenden zu leiten. Der 
Kontrollausschuss hat aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen einen Vorsitzenden und einen Schriftführer zu wählen. 
Der Vorsitzende darf nicht der gleichen Wählergruppe angehören, der der 
Präsident zugerechnet wird, es sei denn, dass nur eine Wählergruppe in der 
Vollversammlung vertreten ist. 

(5) Der Vorsitzende hat den Kontrollausschuss nach Bedarf, mindestens 
jedoch einmal jährlich, zu einer Sitzung einzuberufen. Die Mitglieder des 
Kontrollausschusses sind unter Bekanntgabe der vom Vorsitzenden 
festzusetzenden Tagesordnung spätestens eine Woche vor der Sitzung 
schriftlich einzuladen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(6) Für die Durchführung von Sitzungen des Kontrollausschusses in Form 
einer Videokonferenz gilt § 10 Abs. 5 sinngemäß. 

(7) Der Kontrollausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen wurden und der Vorsitzende und mindestens die 
Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(8) In dringenden Fällen können Beschlüsse des Kontrollausschusses auch 
im Umlaufweg gefasst werden; § 10 Abs. 7 gilt sinngemäß. 

(9) Der Kontrollausschuss hat das Ergebnis seiner Überprüfung dem 
Präsidenten in einem Bericht bekannt zu geben. Dieser hat den Bericht samt 
einer allfälligen Stellungnahme zugleich mit dem Rechnungsabschluss der 
Vollversammlung vorzulegen. 

§ 40 

Kontrollausschuss 

(1) Zur Überprüfung der ziffernmäßigen Richtigkeit, der Rechtmäßigkeit, 
der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit der Gebarung 
der Landarbeiterkammer hat die Vollversammlung aus ihrer Mitte mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen für die Dauer ihrer 
Funktionsperiode einen Kontrollausschuss zu wählen. 

(2) Der Kontrollausschuss muss aus mindestens drei Mitgliedern 
bestehen. Die Mitglieder des Vorstandes dürfen dem Kontrollausschuss nicht 
angehören. Jeder in der Vollversammlung vertretenen Wählergruppe steht 
mindestens ein Mitglied zu. Der Kontrollausschuss kann Sachverständige oder 
sonstige Auskunftspersonen zur Beratung beiziehen. 

(3) Der Präsident und der Kammerdirektor sowie die von ihnen 
ausdrücklich beauftragten Kammerbediensteten haben dem Kontrollausschuss 
auf Verlangen alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen und alle Auskünfte zu 
erteilen, die für die Durchführung der Überprüfung nach Abs. 1 erforderlich 
sind. Gegenüber dem Kontrollausschuss gilt die Verschwiegenheitspflicht 
Geheimhaltungspflicht nach § 56 nicht. 

(4) Der Präsident hat den Kontrollausschuss zur ersten Sitzung 
einzuberufen und diese bis zur Wahl des Vorsitzenden zu leiten. Der 
Kontrollausschuss hat aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen einen Vorsitzenden und einen Schriftführer zu wählen. 
Der Vorsitzende darf nicht der gleichen Wählergruppe angehören, der der 



70 

Präsident zugerechnet wird, es sei denn, dass nur eine Wählergruppe in der 
Vollversammlung vertreten ist. 

(5) Der Vorsitzende hat den Kontrollausschuss nach Bedarf, mindestens 
jedoch einmal jährlich, zu einer Sitzung einzuberufen. Die Mitglieder des 
Kontrollausschusses sind unter Bekanntgabe der vom Vorsitzenden 
festzusetzenden Tagesordnung spätestens eine Woche vor der Sitzung 
schriftlich einzuladen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(6) Für die Durchführung von Sitzungen des Kontrollausschusses in Form 
einer Videokonferenz gilt § 38 Abs. 5 sinngemäß. 

(7) Der Kontrollausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen wurden und der Vorsitzende und mindestens die 
Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(8) In dringenden Fällen können Beschlüsse des Kontrollausschusses auch 
im Umlaufweg gefasst werden; § 38 Abs. 7 gilt sinngemäß. 

(9) Der Kontrollausschuss hat das Ergebnis seiner Überprüfung dem 
Präsidenten in einem Bericht bekannt zu geben. Dieser hat den Bericht samt 
einer allfälligen Stellungnahme zugleich mit dem Rechnungsabschluss der 
Vollversammlung vorzulegen. 

§ 56 

Verschwiegenheitspflicht, Befangenheit 

Für die Organe der Landwirtschaftskammer und der Landarbeiterkammer 
gelten die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit für Landesbeamte 
sowie die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51/1999, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2018, über die Befangenheit von 
Verwaltungsorganen, sofern das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 nicht ohnehin anzuwenden ist, sinngemäß. 

§ 56 

Geheimhaltungspflicht, Befangenheit 

Für die Organe der Landwirtschaftskammer und der Landarbeiterkammer 
gelten die Bestimmungen über die Geheimhaltungspflicht für 
Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) sowie die Bestimmungen 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51/1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, über die Befangenheit 
von Verwaltungsorganen, sofern das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 nicht ohnehin anzuwenden ist, sinngemäß. 

 

Artikel 43 

Änderung des Gentechnik-Vorsorgegesetzes 

§ 12 

Tiroler Gentechnik-Register 

(1) Die Landesregierung hat Aufzeichnungen über Berechtigungen nach 
§ 5 Abs. 2 und über Aufträge nach den §§ 8 und 9 sowie Übersichtskarten zu 
führen, aus denen die genutzten Grundstücke zu ersehen sind. 

(2) Die Aufzeichnungen und die Eintragungen in die Übersichtskarten 
haben keine rechtsgestaltende Wirkung. 

(3) Die Landesregierung darf Aufzeichnungen und Übersichtskarten 
automationsunterstützt führen, Auszüge daraus automationsunterstützt 
herstellen und die im Abs. 4 angeführten Daten für das Internet in geeigneter 
Form aufbereiten. 

(4) Im Tiroler Gentechnikregister sind folgende Daten zu verarbeiten: 

 a) Angaben über die Eigentümer der genutzten Grundstücke und die 
sonst Nutzungsberechtigten (§ 4 Abs. 1, § 5 Abs. 2, § 11 Abs. 2): bei 
natürlichen Personen Name und Zustelladresse, bei juristischen 
Personen und Personengesellschaften des Handelsrechts Name, 
Rechtsform, Firmenbuchnummer und Sitz; 

 b) die im § 4 Abs. 2 lit. a, e, f und g angeführten Angaben; 

 c) Angaben über die gentechnikrechtliche Zulassung der ausgebrachten 
GVO einschließlich der hierbei allenfalls vorgesehenen 
Vorsichtsmaßnahmen; 

 d) Ermittlungsergebnisse aus dem Anzeigeverfahren, die sich auf die im 
§ 4 Abs. 2 lit. a, e, f und g angeführten Angaben beziehen; 

 e) Angaben über die nach § 8 Abs. 1 oder 3 oder § 9 Verpflichteten: bei 
natürlichen Personen Name und Zustelladresse, bei juristischen 
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Personen und Personengesellschaften des Handelsrechts Name, 
Rechtsform, Firmenbuchnummer und Sitz; 

 f) Gegenstand eines behördlichen Auftrags nach § 8 Abs. 1 oder 3; 

 g) die Übersichtskarten. 

(5) Die Einsicht in das Tiroler Gentechnik-Register und in die im Abs. 4 
angeführten Daten ist jedermann gestattet. Werden Auszüge verlangt, so 
können diese nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten schriftlich oder 
automationsunterstützt zur Verfügung gestellt werden. 

 

Artikel 44 

Änderung des Tiroler Jagdgesetzes 2004 

§ 3 

Jagdkataster 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben in elektronischer Form ein 
Verzeichnis der in ihrem Sprengel gelegenen Jagdgebiete (Jagdkataster) zu 
führen. 

(2) Der Jagdkataster hat zu enthalten: 

 a) eine graphische Darstellung aller im Sprengel gelegenen Jagdgebiete, 
Jägernotwege und Wildruheflächen, 

 b) die Bezeichnung und das Flächenausmaß der einzelnen Jagdgebiete, 

 c) die in den einzelnen Jagdgebieten vorkommenden Wildarten, 

 d) die Verjüngungsdynamik, gegliedert nach Jagdgebieten, 

 e) das Datum und die Geschäftszahl der Entscheidungen, mit denen 
Jagdgebiete nach § 4 festgestellt oder Flächen nach § 8 angegliedert 
wurden. 

(3) Im Jagdkataster sind zudem jene Teile von Jagdgebieten, die 
Gegenstand eines Jagdpachtvertrages nach § 18 Abs. 1 dritter Satz sind, 
graphisch darzustellen; Abs. 2 gilt für diese Teile von Jagdgebieten sinngemäß. 

(4) Die Landesregierung hat auf der Grundlage der Jagdkataster der 
Bezirksverwaltungsbehörden einen Jagdkataster für das gesamte Land zu 
führen. 

(5) Jedermann hat das Recht, in die Jagdkataster Einsicht zu nehmen und 
Ausdrucke anzufertigen. 

§ 31 

Bestellung der Jagdschutzorgane 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat zum Schutz der Jagd mit Bescheid 
einen Jagdaufseher oder Berufsjäger als Jagdschutzorgan zu bestellen. Sie ist 
dabei, sofern der Jagdausübungsberechtigte hierfür schriftlich eine geeignete 
Person vorschlägt, an dessen Vorschlag gebunden. Erfüllt der 
Jagdausübungsberechtigte die Voraussetzungen für die Bestellung als 
Jagdschutzorgan, so kann er auch sich selbst als Jagdschutzorgan vorschlagen. 
Die Jagdausübungsberechtigten nahegelegener Jagdgebiete können der 
Bezirksverwaltungsbehörde ein gemeinsames Jagdschutzorgan vorschlagen. 
Erstattet der Jagdausübungsberechtigte trotz Aufforderung keinen Vorschlag 
für ein Jagdschutzorgan, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde ohne Bindung 
an einen Vorschlag ein Jagdschutzorgan zu bestellen. 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat zum Schutz der Jagd mit Bescheid 
eine vom Jagdausübungsberechtigten vorgeschlagene Person mit deren 
Zustimmung als Jagdschutzorgan (Jagdaufseher oder Berufsjäger) zu bestellen, 
sofern diese die Voraussetzungen für die Bestellung erfüllt. Der 
Jagdausübungsberechtigte hat der Bezirksverwaltungsbehörde für die 
Bestellung als Jagdschutzorgan schriftlich eine geeignete Person 
vorzuschlagen. Erfüllt der Jagdausübungsberechtigte die Voraussetzungen für 
die Bestellung als Jagdschutzorgan, so kann er auch sich selbst als 
Jagdschutzorgan vorschlagen. Die Jagdausübungsberechtigten nahegelegener 
Jagdgebiete können der Bezirksverwaltungsbehörde ein gemeinsames 
Jagdschutzorgan vorschlagen. Erstattet der Jagdausübungsberechtigte trotz 
schriftlicher Aufforderung binnen angemessener Frist keinen entsprechenden 
Vorschlag für ein Jagdschutzorgan, so hat ihn die Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Bescheid zu einem solchen Vorschlag aufzufordern. 

(2) Für Jagdgebiete über 2000 Hektar, die wenigstens zu 1500 Hektar aus 
Waldungen bestehen, und für alle Jagdgebiete über 3000 Hektar ist ein 
Berufsjäger zu bestellen. Bei entsprechend größerem Ausmaß der Jagdgebiete 
hat die Bezirksverwaltungsbehörde nach Anhören des Obmannes der 
Bezirkslandwirtschaftskammer zusätzliche Jagdaufseher oder Berufsjäger zu 
bestellen, wenn es der Schutz der Jagd oder der Schutz der Interessen der 
Landeskultur erfordert. Bei entsprechend größerem Ausmaß der Jagdgebiete 
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hat die Bezirksverwaltungsbehörde dem Jagdausübungsberechtigten nach 
Anhören des Obmannes der Bezirkslandwirtschaftskammer mit Bescheid die 
Erstattung eines Vorschlages geeigneter zusätzlicher Jagdschutzorgane 
vorzuschreiben und geeignete zusätzliche Jagdschutzorgane mit deren 
Zustimmung zu bestellen, wenn es der Schutz der Jagd oder der Schutz der 
Interessen der Landeskultur erfordert. Das Erfordernis der Bestellung eines 
Berufsjägers wird durch die Verpachtung der Ausübung des Jagdrechtes in 
einem Teil eines Jagdgebietes (§ 18 Abs. 1 dritter Satz) oder die teilweise 
Selbstbewirtschaftung nicht berührt. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann nach Anhören der 
Landarbeiterkammer und des Bezirksjagdbeirates von der Bestellung eines 
Berufsjägers als Jagdschutzorgan absehen, wenn die Jagd nur eine geringe 
Einstandsmöglichkeit aufweist, sowie in begründeten Ausnahmefällen dann, 
wenn der Schutz der Jagd und der Interessen der Landeskultur trotzdem 
gewährleistet ist, wobei auf die Wildbestandsverhältnisse und die bisherige Art 
der Ausübung der Jagd in dem betreffenden Jagdgebiet Bedacht zu nehmen ist. 
Die Bezirksverwaltungsbehörde hat hierüber einen Feststellungsbescheid zu 
erlassen und diesen auch der Landarbeiterkammer zuzustellen. Die 
Landarbeiterkammer kann gegen einen solchen Bescheid Beschwerde an das 
Landesverwaltungsgericht erheben. 

§ 34 

Voraussetzungen für die Bestellung und den Widerruf, Verfahren 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die vom 
Jagausübungsberechtigten Jagdausübungsberechtigten vorgeschlagene Person 
binnen vier Wochen nach Einlangen des Vorschlages zum Jagdschutzorgan zu 
bestellen, wenn 

 a) die Voraussetzungen nach § 32 Abs. 1 vorliegen, wobei es der 
Verlässlichkeit nach § 32 Abs. 1 lit. d nicht entgegensteht, wenn zwar 
Umstände nach § 32 Abs. 2 vorliegen, die Annahme mangelnder 
Verlässlichkeit aber aufgrund von Art und Schwere der verwirklichten 
Handlungen oder Unterlassungen bzw. der vorliegenden Umstände 
außer Verhältnis zur damit verbundenen Beeinträchtigung einer 
geordneten Jagdwirtschaft oder der Einhaltung jagdrechtlicher 
Vorschriften steht, 

 b) sich durch die Bestellung kein Widerspruch zu Abs. 2 ergibt und 

 c) im Fall des § 31 Abs. 1 vierter Satz die Bestellung eines gemeinsamen 
Jagdschutzorgans den Schutz der Jagd hinreichend gewährleistet. 

Im Fall des § 31 Abs. 1 fünfter Satz hat die Bezirksverwaltungsbehörde 
ohne unnötigen Aufschub eine im Sinn der lit. a, b und c geeignete Person zum 
Jagdschutzorgan zu bestellen. 

(2) Eine Person darf gleichzeitig höchstens zwei Bestellungen zum 
Jagdschutzorgan innehaben. Die Bestellung eines gemeinsamen 
Jagdschutzorgans nach § 31 Abs. 1 vierter Satz ist dabei als eine Bestellung zu 
zählen. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann von der Beschränkung nach dem 
ersten Satz absehen, wenn das Jagdschutzorgan insbesondere unter 
Bedachtnahme auf § 32 Abs. 1 lit. f und g und seine persönlichen Verhältnisse 
seinen Aufgaben voraussichtlich nachkommen kann. 

(3) Die Jagdschutzorgane sind von der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzugeloben. Dabei hat die Bezirksverwaltungsbehörde das 
Jagdschutzabzeichen und den Dienstausweis zu übergeben. 

(4) Die Jagdschutzorgane haben bei der Ausübung ihres Dienstes das 
Jagdschutzabzeichen sichtbar zu tragen sowie den Dienstausweis mit sich zu 
führen und diesen dem Beanstandeten auf dessen Verlangen vorzuweisen. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß, wenn der 
Jagdausübungsberechtigte selbst zum Jagdschutzorgan bestellt wird. 

(6) Die Bestellung nach Abs. 1 ist zu widerrufen, wenn 

 a) nachträglich ein Umstand bekannt wird oder eintritt, der die 
Bestellung ausgeschlossen hätte, 

 b) das Jagdschutzorgan den Jagdschutz zurücklegt, 

 c) der Jagdausübungsberechtigte anstelle des bestellten Jagdschutzorgans 
ein neues Jagdschutzorgan vorschlägt und die Bestellung der 
vorgeschlagenen Person anstelle des bestellten Jagdschutzorgans nach 
Anhören desselben im Interesse des Jagdschutzes erforderlich scheint, 

 d) das bestellte Jagdschutzorgan nach Beendigung des Pachtverhältnisses 
vom neuen Pächter oder dem Jagdausübungsberechtigten nicht 
neuerlich vorgeschlagen wird oder 

 e) das Jagdschutzorgan seiner Fortbildungsverpflichtung nach § 33a 
nicht nachkommt. 



73 

(7) Wird die Bestellung nach Abs. 6 widerrufen, so hat das 
Jagdschutzorgan das Jagdschutzabzeichen und den Dienstausweis der 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich zurückzustellen. 

14. Abschnitt 

Straf- und Schlussbestimmungen 

§ 70 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

 1. entgegen § 4 Abs. 1 erster Satz die Jagd außerhalb des festgestellten 
Jagdgebietes ausübt, 

 2. die Jagd auf Grundflächen nach § 10 Abs. 1 ausübt, 

 3. entgegen § 11 Abs. 1 die Jagd ausübt, ohne eine auf seinen Namen 
lautende gültige Tiroler Jagdkarte oder eine für das betreffende 
Jagdgebiet gültige Jagdgastkarte zu besitzen oder diese den 
Jagdschutzorganen bzw. den Organen der öffentlichen Sicherheit 
nicht vorweist,  

 4. einer Verpflichtung zur Übertragung der Ausübung des Jagdrechtes 
auf einen Jagdleiter nach § 11 Abs. 2, 3, 5 oder 6 oder einer 
Verpflichtung zur Bestellung eines Jagdleiters nach § 11 Abs. 4 
nicht nachkommt, 

 5. entgegen § 11 Abs. 5 die Ausübung des Jagdrechtes an Personen 
verpachtet, die nicht im Besitz einer gültigen Tiroler Jagdkarte sind, 

 6. als Jagdleiter tätig wird, ohne die Voraussetzungen nach § 11a 
Abs. 2 zu erfüllen, oder entgegen dem § 11a Abs. 4 ohne 
Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde als Jagdleiter für 
mehr als zwei Jagdgebiete tätig wird, 

 7. entgegen § 11b Abs. 1 die Jagd in nicht weidgerechter Weise 
ausübt, insbesondere der Verpflichtung zur Hege des Wildes nicht 
nachkommt, 

 8. entgegen § 12 Abs. 2 eine Jagderlaubnis einer Person ohne gültige 
Jagdkarte erteilt oder für nicht jagdbare Tiere oder für Tiere, die 
vom Jagdausübungsberechtigten nach den jagdrechtlichen 

Vorschriften und Bescheiden selbst nicht bejagt werden dürfen, 
ausstellt, 

 9. entgegen § 19 Abs. 2 die Jagd unterverpachtet oder in einen 
Wildabschussvertrag nach § 20a Abs. 1 lit. a bis e unzulässige 
Bestimmungen aufnimmt, 

 10. Jagdgastkarten an andere als im § 27a Abs. 2 lit. a oder b 
angeführte Personen ausgibt oder verspätet ausgibt oder für nicht 
jagdbare Tiere oder für Tiere, die vom Jagdausübungsberechtigten 
nach den jagdrechtlichen Vorschriften und Bescheiden selbst nicht 
bejagt werden dürfen, ausstellt, 

 11. einer Verpflichtung zur Mitwirkung am Schutz der Jagd nicht 
nachkommt, indem er es als Jagdausübungsberechtigter entgegen 
§ 31 Abs. 1 trotz Aufforderung mit Bescheid unterlässt, eine 
geeignete Person für die Bestellung als Jagdschutzorgan 
vorzuschlagen, 

 11.12. entgegen § 36 Abs. 2 während der Schonzeit dem Wild nachstellt 
oder sich die Eier des jagdbaren Federwildes aneignet, ohne eine 
entsprechende Ausnahmebewilligung nach § 36 Abs. 3 zu besitzen 
oder ohne nach § 52a Abs. 3 oder Abs. 4 dazu berechtigt zu sein, 

 12.13. außer in den Fällen des Abs. 2 den Bestimmungen über den 
Abschussplan nach §§ 37a und 37b, den Sonderbestimmungen für 
Hühnervögel nach § 38a oder den hiezu ergangenen Verordnungen 
oder Bescheiden zuwiderhandelt, ohne eine entsprechende 
Ermächtigung nach § 37c Abs. 1 zu besitzen, 

 13.14. einer Verordnung über die zeitweise Einstellung oder 
Einschränkung des Abschusses nach § 37c Abs. 2 zuwiderhandelt, 

 14.15. entgegen § 38 Abs. 3, einer Verordnung aufgrund § 38 Abs. 3 oder 
4 oder entgegen § 39 Abs. 1 erlegte Wildstücke nicht 
ordnungsgemäß vorlegt, 

 15.16. den Verboten nach § 40 Abs. 1 lit. b, c, d, f, g, h, i, j, k oder l 
zuwiderhandelt, ohne dass die ausnahmsweise Zulässigkeit 
aufgrund von § 52a Abs. 2 dritter Satz oder einer Verordnung nach 
§ 52a Abs. 8 gegeben ist, 

 16.17. den Verboten nach § 40 Abs. 1 lit. a, e oder m zuwiderhandelt, 
ohne eine entsprechende Ausnahmebewilligung nach § 40 Abs. 2a 
bzw. 3 zu besitzen oder ohne dass die ausnahmsweise Zulässigkeit 
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aufgrund von § 52a Abs. 2 dritter Satz oder einer Verordnung nach 
§ 40 Abs. 2 oder § 52a Abs. 8 gegeben ist, 

 17.18. die örtlichen Verbote nach § 41 missachtet, 

 18.19. den Verboten nach § 42 Abs. 1 erster Satz oder § 42 Abs. 4 erster 
Satz ohne eine entsprechende Ausnahmebewilligung 
zuwiderhandelt, 

 19.20. entgegen § 44 einen Jägernotweg benützt, 

 20.21. entgegen § 45 Abs. 2 Wild auf Wildruheflächen außer in den dort 
angeführten Ausnahmefällen erlegt, 

 21.22. außer in den Fällen des Abs. 2 den Bestimmungen über die 
Wildfütterung und Fütterungsanlagen nach §§ 46 und 46a oder den 
hiezu ergangenen Verordnungen oder Bescheiden zuwiderhandelt, 

 22.23. entgegen § 51 Abs. 1 zweiter Satz Anlagen zum Schutz seines 
Grundstückes vor dem Eindringen des Wildes errichtet, die zum 
Fangen des Wildes geeignet sind, 

 23.24. entgegen § 52 Abs. 1 lit. a oder § 52 Abs. 1a lit. a den ihm 
aufgetragenen Abschuss nicht entsprechend dem Auftrag tätigt, 
Aufträgen nach § 52 Abs. 1 lit. b nicht nachkommt, dem § 52 
Abs. 1a lit. b zuwiderhandelt oder entgegen dem § 52 Abs. 2 die 
ihm aufgetragenen Maßnahmen nicht entsprechend dem Auftrag 
durchführt, 

 24.25. als Jagdausübungsberechtigter entgegen § 52a Abs. 4 von der 
Beauftragung erfasste Tätigkeiten durch von der Landesregierung 
beauftragte Personen nicht duldet oder entgegen einer Verordnung 
nach § 52a Abs. 8 den darin zugelassenen Methoden und 
Gerätschaften bei der Durchführung einer Maßnahme nach § 52a 
Abs. 2 lit. d zuwiderhandelt, 

 25.26. entgegen § 53 Abs. 1 erster Satz oder Abs. 2 erster Satz jagdbare 
Tiere ohne Bewilligung aussetzt, 

 26.27. einem Verbot nach § 53 Abs. 3 oder einer Anordnung nach § 53 
Abs. 4 erster Satz zuwiderhandelt, 

 27.28. einer Verpflichtung zur Meldung des Vorkommens oder zur 
Erlegung invasiver gebietsfremder Arten nach § 53b Abs. 1 oder 2 
nicht nachkommt, 

 28.29. Die Durchführung von Maßnahmen des amtlichen Monitorings 
nach § 53c behindert oder vereitelt oder als 

Jagdausübungsberechtigter, Grundeigentümer bzw. 
Teilwaldberechtigter, Einforstungsberechtigter oder sonstiger 
Nutzungsberechtigter entgegen § 53c Abs. 3 Maßnahmen des 
amtlichen Monitorings nach § 53c nicht duldet. 

 29.30. bei der Vornahme von Meldungen nach diesem Gesetz oder einer 
Verordnung aufgrund dieses Gesetzes vorsätzlich falsche Angaben 
macht, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 6.000,- Euro zu bestrafen. 

(2) Wer 

 1. ein Gehege ohne Bewilligung nach § 7 Abs. 1 errichtet, erweitert, 
wesentlich ändert oder betreibt, 

 2.  einer Verpflichtung zur Gewährung des Zutritts zum Gehege oder 
zur Auskunftserteilung nach § 7 Abs. 6 zweiter Satz nicht 
nachkommt, 

 3. einer Verpflichtung zur Anzeige der Zusammenlegung oder der 
Abrundung von Jagdgebieten oder des Flächentauschs 
aneinandergrenzender Jagdgebiete nach § 9 Abs. 4 zweiter Satz 
oder Abs. 5 dritter Satz nicht nachkommt, 

 4. einer Verpflichtung zur Verständigung des 
Jagdausübungsberechtigten oder zur Übergabe gefangener oder 
getöteter Tiere nach § 10 Abs. 2 zweiter Satz nicht nachkommt, 

 5. als Jagdausübungsberechtigter die Jagd in seinem Jagdgebiet von 
mehr Personen ausüben lässt, als nach § 11 Abs. 8 zulässig wäre, 

 6. einer Verpflichtung zur Anzeige der Übertragung der Ausübung des 
Jagdrechtes auf einen Jagdleiter oder der Bestellung eines 
Jagdleiters nach § 11a Abs. 5 erster Satz nicht nachkommt, 

 7. als Inhaber einer Jagderlaubnis entgegen § 12 Abs. 3 bei der 
Ausübung der Jagd den Jagderlaubnisschein nicht mitführt, diesen 
den Jagdschutzorganen bzw. den Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes nicht vorweist oder diesen der 
Bezirksverwaltungsbehörde auf deren Verlangen nicht vorlegt, 

 8. als Jagdausübungsberechtigter entgegen § 12a Abs. 1 zweiter Satz 
einer Person, die die Jagd auf Schalenwild, Murmeltiere oder 
Hühnervögel aufgrund einer Jagdgastkarte ausübt, eine Begleitung 
durch einen Pirschführer nicht vorschreibt oder als Inhaber einer 



75 

Jagdgastkarte die Jagd ohne die vorgeschriebene bzw. nach § 12a 
Abs. 1 zweiter Satz gesetzlich vorzuschreibende Begleitung durch 
einen Pirschführer ausübt, 

 9. einer Verpflichtung zur Anzeige eines Pachtvertrages, dessen 
Verlängerung, Änderung oder Ergänzung nach § 18 Abs. 4 erster 
Satz nicht nachkommt, 

 10. einer Aufforderung zur Vorlage eines Wildabschussvertrages, 
dessen Verlängerung, Änderung oder Ergänzung nach § 20a Abs. 2 
erster Satz nicht nachkommt, 

 11. als Obmann einer Jagdgenossenschaft der Verpflichtung zur 
Anzeige eines Beschlusses über die Eigenbewirtschaftung oder der 
freihändigen Vergabe nach § 25 Abs. 1 nicht nachkommt, 

 12. einer Verpflichtung zur Führung eines Verzeichnisses über die 
ausgegebenen Jagdgastkarten nach § 27b Abs. 1 oder einer 
Verpflichtung zur Gewährung der Einsicht in diese 
Aufzeichnungen oder der Übermittlung von Abschriften nach § 27b 
Abs. 2 nicht nachkommt, 

 13. einer Verpflichtung zur Vorlage des Abschussplanes nach § 37a 
Abs. 8 erster Satz nicht nachkommt, 

 14. als Jagdausübungsberechtigter seiner Verständigungspflicht oder 
als Hegemeister seinen Verständigungs- und Informationspflichten 
nach § 37b Abs. 6 lit. b nicht nachkommt, 

 15. einer Verpflichtung zur Meldung des Abschusses nach § 37b Abs. 8 
nicht nachkommt, 

 16. einer Verpflichtung zur Vorlage der Trophäen oder des linken 
Unterkieferastes bei den Pflichttrophäenschauen des Tiroler 
Jägerverbandes nach § 38 Abs. 1 nicht nachkommt, oder dort 
falsche Angaben macht, 

 17. einer Verpflichtung zur Meldung des Abschusses nach § 38a Abs. 4 
zweiter Satz nicht rechtzeitig nachkommt, 

 18. einer Verpflichtung zur Meldung und Eintragung des Abschusses 
nach § 39 Abs. 1 zweiter Satz oder des Fundes nach § 39 Abs. 2 
erster Satz nicht nachkommt, 

 19. Wer einer Verpflichtung zur Anzeige einer Ankirrung nach § 40 
Abs. 5 nicht nachkommt, mit der Ausführung des Vorhabens vor 
Ablauf von 14 Tagen nach Vorliegen der Anzeige ohne 

ausdrückliche behördliche Zustimmung beginnt oder einem 
schriftlichen Untersagungsbescheid oder behördlichen Auflagen 
zuwiderhandelt, 

 20. dem Verbot nach § 42 Abs. 2 erster Satz außer in Durchführung 
einer Verordnung nach § 52b Abs. 1 zuwiderhandelt oder der 
Verpflichtung nach § 42 Abs. 2 zweiter Satz nicht nachkommt, 

 21. entgegen § 45 Abs. 3 Wildruheflächen außerhalb von zur 
allgemeinen Benützung bestimmten Straßen und Wegen betritt oder 
befährt, ohne hiezu berechtigt zu sein, 

 22. als Jagdausübungsberechtigter der Verpflichtung zur 
Kennzeichnung von Wildruheflächen oder zur Entfernung der 
Hinweistafeln nach § 45 Abs. 4 nicht ausreichend nachkommt, 

 23. entgegen § 46a Abs. 1 eine Fütterungsanlage für Rotwild, 
Muffelwild oder Rehwild errichtet, erweitert, wesentlich ändert 
oder betreibt, ohne dies der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzuzeigen, 

 24. entgegen § 46a Abs. 7 eine Fütterungsanlage für Rehwild nicht 
ordnungsgemäß einzäunt, ohne eine entsprechende 
Ausnahmebewilligung zu besitzen, 

 25. den Bestimmungen einer Verordnung aufgrund von § 46a Abs. 13 
über die bauliche Ausführung, die Ausstattung und die zu 
treffenden Hygienemaßnahmen von Fütterungsanlagen oder den 
Auflagen eines aufgrund von § 46a Abs. 3 oder 8 ergangenen 
Bescheides zuwiderhandelt oder einem Auftrag zur Änderung der 
Fütterungsanlage nach § 46a Abs. 8 nicht nachkommt, 

 26. entgegen § 47 keinen geprüften Schweißhund oder einen auf 
Schweißfährte geprüften Gebrauchshund hält, 

 27. einer Verpflichtung zur Kenntlichmachung der Stellen des 
Abschusses und des Überwechselns oder zur Meldung an den 
Jagdausübungsberechtigten des Nachbarjagdgebietes nach § 48 
Abs. 1 nicht nachkommt, 

 28. entgegen § 52b Abs. 2 den ihm in einer Verordnung aufgrund von 
§ 52b Abs. 1 aufgetragenen Abschuss von Rabenkrähen nicht 
entsprechend dem Auftrag tätigt, Verpflichtungen einer 
Verordnung aufgrund von § 52b Abs. 1 nicht nachkommt oder 
einem Verbot nach § 52b Abs. 3 zuwiderhandelt, 
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 29. einer Verpflichtung zur Meldung des Abschusses nach § 52b Abs. 4 
erster Satz bzw. § 53 Abs. 4 dritter Satz nicht nachkommt, 

 30. einer Verpflichtung zur Meldung der Erlegung von invasiven 
gebietsfremden Arten nach § 53b Abs. 3 nicht nachkommt,  

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 2.000,- Euro zu bestrafen. 

(3) Bei Vorliegen erschwerender Umstände kann neben der Verhängung 
einer Geldstrafe der Verfall von Gegenständen, die mit der Übertretung im 
Zusammenhang stehen, ausgesprochen werden. Ebenso kann auch der Verfall 
von Wild, das entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes gefangen oder 
erlegt wurde, sowie dessen Trophäen erkannt werden. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Im Straferkenntnis kann auch auf den zeitlichen oder dauernden 
Verlust der Fähigkeit, eine Tiroler Jagdkarte oder Jagdgastkarte zu erlangen, 
erkannt werden. 

(6) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat dem Tiroler Jägerverband eine 
Ausfertigung jeder rechtskräftigen Entscheidung in Verwaltungsstrafsachen 
nach Abs. 1 oder 2 zu übersenden. 

 

Artikel 45 

Änderung des Tiroler Fischereigesetzes 2020 

§ 8 

Fischereikataster 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat ein Verzeichnis der in ihrem 
Sprengel gelegenen Fischereireviere in elektronischer Form zu führen 
(Fischereikataster). Der Fischereikataster hat jedenfalls zu enthalten: 

 a) eine Beschreibung der Fischereireviere einschließlich allfälliger nach 
§ 7 Abs. 1 zugewiesener Fischwässer, 

 b) den Vor- und Familiennamen sowie die Adresse der 
Fischereiberechtigten, der Fischereiausübungsberechtigten und der 
allfälligen Bewirtschafter; sollte es sich bei dem Fischereiberechtigten 
um eine juristische Person handeln, deren Bezeichnung und Sitz, 

 c) den Vor- und Familiennamen sowie die Adresse der 
Fischereiaufsichtsorgane und die Geschäftszahl und das Datum der 
Bestätigung nach § 40 Abs. 1 und 

 d) die höchstzulässige Anzahl an Lizenzeinheiten nach § 29 Abs. 5. 

(2) Die Landesregierung hat auf der Grundlage der Fischereikataster der 
Bezirksverwaltungsbehörden einen Fischereikataster für das gesamte Land in 
elektronischer Form zu führen. 

(3) Jedermann hat das Recht, in die Fischereikataster während der für den 
Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden Einsicht zu nehmen und gegen 
Ersatz der Kosten Ausdrucke oder Kopien herzustellen. 

 

Artikel 46 

Änderung des Gesetzes über den Landeskulturfonds 

§ 5 

Organe des Fonds, Personal 

(1) Organe des Fonds sind das Kuratorium, der Vorsitzende des 
Kuratoriums und der Geschäftsführer. 

(2) Landesbedienstete können mit ihrer Zustimmung unter Wahrung ihrer 
Rechte und Pflichten als Landesbedienstete jederzeit dem Fonds zur 
Dienstleistung zugewiesen werden. 

(3) Der Geschäftsführer ist Dienststellenleiter im Sinne der 
dienstrechtlichen Vorschriften und als solcher Vorgesetzter aller 
Landesbediensteten, die beim Fonds ihren Dienst versehen. 

(4) Der Fonds hat seine Personal- und Sachaufwendungen selbst zu 
tragen. Sind dem Fonds Landesbedienstete zur Dienstleistung zugewiesen 
worden, so hat der Fonds die hierdurch entstandenen Aufwendungen dem Land 
Tirol zu ersetzen. 

(5) Für die Mitglieder des Kuratoriums nach Abs. 1 lit. d bis h und den 
Geschäftsführer gelten die Bestimmungen über die Geheimhaltungspflicht für 
Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die 
Entscheidung über die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der 
Landesregierung. 



77 

§ 6 

Kuratorium 

(1) Dem Kuratorium gehören an: 

 a) das nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung für die 
Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaft zuständige Mitglied 
der Landesregierung als Vorsitzender, 

 b) ein fachkundiger Bediensteter der für die fachlichen Angelegenheiten 
der Landwirtschaft zuständigen Organisationseinheit des Amtes der 
Tiroler Landesregierung, 

 c) ein rechtskundiger Bediensteter der für die rechtlichen 
Angelegenheiten der Landwirtschaft zuständigen Organisationseinheit 
des Amtes der Tiroler Landesregierung, 

 d) zwei Vertreter der Landwirtschaftskammer, 

 e) ein Vertreter der Landarbeiterkammer, 

 f) ein Vertreter der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, 

 g) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Tirol, 

 h) ein Vertreter des Tiroler Gemeindeverbandes. 

(2) Die Mitglieder nach Abs.1 lit. b bis h sind von der Landesregierung 
für fünf Jahre zu bestellen. 

(3) Die Bestellung der Mitglieder nach Abs. 1 lit. d bis h erfolgt auf 
Vorschlag der jeweiligen Interessenvertretung. Die Landesregierung hat die 
vorschlagsberechtigten Interessenvertretungen aufzufordern, binnen vier 
Wochen geeignete, zum Landtag wählbare Personen vorzuschlagen. Wird ein 
solcher Vorschlag nicht rechtzeitig erstattet, so hat die Landesregierung ohne 
Vorschlag geeignete sachkundige Personen zu bestellen. 

(4) Der Vorsitzende des Kuratoriums wird im Fall seiner Verhinderung 
vom Mitglied nach Abs. 1 lit. b vertreten. Für jedes Mitglied nach Abs. 1 lit. b 
bis h ist in gleicher Weise wie für das zu vertretende Mitglied ein 
Ersatzmitglied zu bestellen. 

(5) Ein Mitglied oder Ersatzmitglied des Kuratoriums nach Abs. 1 lit. d 
bis h scheidet vorzeitig aus durch Widerruf der Bestellung oder durch Verzicht 
auf die Mitgliedschaft. Die Landesregierung hat die Bestellung zu widerrufen, 
wenn das Mitglied oder Ersatzmitglied seine Pflichten gröblich vernachlässigt 
oder wenn es an der Ausübung seiner Funktion dauernd verhindert ist. Der 
Verzicht auf die Mitgliedschaft ist der Landesregierung schriftlich zu erklären. 

Er wird mit dem Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und 
wirksam. 

(6) Die Mitglieder nach Abs. 1 lit. d bis h, im Fall ihrer Vertretung die 
Ersatzmitglieder, haben, sofern es sich nicht um Bedienstete der betreffenden 
Interessenvertretung handelt, gegenüber dem Fonds Anspruch auf Ersatz der 
Reisekosten und auf Reisezulagen nach den für Landesbeamte geltenden 
Vorschriften sowie auf eine angemessene Vergütung für ihre Mühewaltung. 
Die Landesregierung hat die Höhe dieser Vergütung nach Anhören des 
Kuratoriums durch Verordnung entsprechend dem Zeitaufwand festzusetzen. 

(7) Für die Mitglieder des Kuratoriums nach Abs. 1 lit. d bis h gelten die 
für Landesbeamte geltenden Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit 
sinngemäß. Die Entscheidung über die Entbindung eines Mitgliedes von der 
Amtsverschwiegenheit obliegt der Landesregierung. 

 

Artikel 47 

Änderung der Tiroler Waldordnung 2005 

§ 7 

Pflichten, Vertretung 

(1) Der Gemeindewaldaufseher hat den Dienst in jenem 
Waldbetreuungsgebiet auszuüben, für das er bestellt wurde (Dienstbereich). 

(2) Der Gemeindewaldaufseher hat bei der Ausübung des Dienstes das 
Dienstabzeichen sichtbar zu tragen und den Dienstausweis mit sich zu führen. 
Er hat den Dienstausweis dem Betretenen auf dessen Verlangen vorzuweisen. 

(3) Der Gemeindewaldaufseher ist nach Art. 20 Abs. 3 B-VG zur 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann ihn 
im Einzelfall von der Verschwiegenheitspflicht entbinden. Im Übrigen gelten 
für die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht die für Landesbeamte 
geltenden Vorschriften sinngemäß. 

(3) Für den Gemeindewaldaufseher gelten die Bestimmungen über die 
Geheimhaltungspflicht für Gemeindebedienstete (§ 14 Gemeinde-
Vertragsbedienstetengesetz) sinngemäß. Die Entscheidung über die 
Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der 
Bezirksverwaltungsbehörde. 
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(4) Ist ein Gemeindewaldaufseher an der Ausübung seines Dienstes 
vorübergehend verhindert, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde einen 
anderen Gemeindewaldaufseher für die Dauer der Verhinderung mit dessen 
Vertretung zu beauftragen, sofern die Aufgaben nicht vorübergehend von der 
Bezirksforstinspektion wahrgenommen werden. Die Gemeinde, deren 
Gemeindewaldaufseher verhindert ist, hat jener Gemeinde, die den in 
Vertretung tätigen Gemeindewaldaufseher angestellt hat, einen nach den 
geleisteten Stunden bemessenen Kostenersatz zu leisten. Kommt hierüber eine 
Einigung nicht zustande, so entscheidet auf Antrag einer der beteiligten 
Gemeinden die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(5) Abs. 4 gilt sinngemäß im Fall des Ausscheidens eines 
Gemeindewaldaufsehers. 

§ 23 

Besondere Verfahrensbestimmungen 

(1) Ein Antrag nach § 22 Abs. 1 lit. a oder b kann, sofern darüber die 
Forsttagsatzungskommission zu entscheiden hat, auch in Form einer 
Eintragung in ein von der Gemeinde zu führendes Verzeichnis gestellt werden. 
Die Eintragung nach § 22 Abs. 1 lit. a und b gilt dabei als Fällungsantrag. Die 
Eintragung hat die für die Erledigung des Antrages erforderlichen Angaben, im 
Fall des § 22 Abs. 1 lit. a und b insbesondere über Nutzungsort und -fläche, 
Holzmenge und den Zeitraum der Fällung, zu enthalten. 

(2) In den Verfahren nach § 22 Abs. 1 lit. b ist die 
Bezirksverwaltungsbehörde als Naturschutzbehörde im Sinn des § 32a des 
Forstgesetzes 1975 zu hören. 

(3) Der Landeshauptmann hat den Gemeinden die Verzeichnisse nach 
Abs. 1 zur Verfügung zu stellen. 

(4) Antrag Anträge nach § 22 Abs. 1 lit. a und b sind vom 
Gemeindewaldaufseher in die Walddatenbank aufzunehmen. 

§ 25a 

Walddatenbank 

(1) Das Land Tirol hat die Walddatenbank als eine EDV-Anwendung 
einzurichten. Diese kann mit dem elektronischen Aktenverwaltungssystem des 
Landes Tirol verknüpft werden. 

(2) Die Walddatenbank ist so einzurichten, dass deren Anwendungen 
ausschließlich über das Portal Tirol zugänglich sind. Weiter ist sicherzustellen, 
dass Zugriffe auf die Walddatenbank nur unter Nachweis der eindeutigen 
Identität und Authentizität nach § 2 Z 2 bzw. 5 des E-Government-Gesetzes, 
möglich sind. Die Einräumung der Zugriffsrechte obliegt dem Land Tirol als 
Stammportalbetreiber oder einem von diesem zur Rechtevergabe eingesetzten 
dezentralen Administrator. Die Anwendungsverantwortung liegt bei der nach 
der Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung für die 
Angelegenheiten der Walddatenbank zuständigen Organisationseinheit. 

(3) Die Walddatenbank dient: 

 a) der Abwicklung der organisatorischen Belange der 
Forsttagsatzungskommissionen, insbesondere der 
Mitgliederverwaltung und der Vorbereitung der Sitzungen; 

 b) der Dokumentation der Anträge nach § 22 Abs. 1 sowie der Erstellung 
und Dokumentation der diese Verfahren in der Sache abschließenden 
Bescheide; 

 c) der Abwicklung der Verfahren über Anträge nach § 22 Abs. 1 im Weg 
von Umlaufbeschlüssen; 

 d) der Dokumentation der anlässlich der Sitzungen der 
Forsttagsatzungskommissionen in Verfahren über Anträge nach § 22 
Abs. 1 gefassten Beschlüsse; 

 e) als zentrales Informationsinstrument für den Landesforstdienst und die 
Gemeindewaldaufseher; 

 f) der Aufbereitung von öffentlichen Informationen über die Verhältnisse 
im Wald,; 

 g) der Dokumentation der Anmeldungen nach § 41. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über 

 a) die Einrichtung der Walddatenbank, insbesondere hinsichtlich des 
Zuganges, der Schnittstellen, der Übermittlungsvorgänge und der 
Mindestanforderungen an die Datensicherheit, sowie 

 b) die Funktionen der Walddatenbank 

zu erlassen. 
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7. Abschnitt 

Wirtschaftsrecht 

Artikel 48 

Änderung des Tiroler Tourismusgesetzes 2006 

§ 44 

Organe des Fonds, Geschäftsstelle 

(1) Die Organe des Fonds sind das Kuratorium, der Vorsitzende des 
Kuratoriums und der Geschäftsführer. 

(2) Die Organe des Fonds haben sich zur Besorgung ihrer Aufgaben einer 
beim Amt der Tiroler Landesregierung einzurichtenden Geschäftsstelle zu 
bedienen. Der Personal- und Sachaufwand der Geschäftsstelle ist aus den 
Mitteln des Fonds zu tragen. 

(3) Für die Mitglieder des Kuratoriums nach § 45 Abs. 1 lit. b, c und e 
sowie den Geschäftsführer gelten die Bestimmungen über die 
Geheimhaltungspflicht für Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) 
sinngemäß. Die Entscheidung über die Entbindung von der 
Geheimhaltungspflicht obliegt der Landesregierung. 

 

Artikel 49 

Änderung des Tiroler Schischulgesetzes 1995 

§ 56 

Verzeichnis der Schischulinhaber 

(1) Der Tiroler Schilehrerverband hat ein Verzeichnis der 
Schischulinhaber zu führen. In dieses Verzeichnis sind jene Personen 
einzutragen, denen die Schischulbewilligung erteilt wurde. 

(2) In das Verzeichnis nach Abs. 1 sind einzutragen: 

 a) der Familienname und der Vorname, das Geburtsdatum und die 
Adresse des Schischulinhabers, 

 b) der Name der Schischule, 

 c) außer im Fall des § 5 Abs. 3a das Schischulgebiet, in dem das 
Schischulbüro und der Sammelplatz der Schischule liegen, und der 
Standort, an dem sich das Schischulbüro und der Sammelplatz 
befinden, 

 d) bei Spartenschischulen der Berechtigungsumfang, die Geschäftszahl 
und das Datum der Bewilligung nach § 5 Abs. 1, 

 e) die allfällige Änderung des Namens der Schischule nach § 6 Abs. 4, 

 f) die allfällige Verlegung des Schischulbüros oder des Sammelplatzes 
nach § 6 Abs. 5, 

 g) der allfällige Entzug der Bewilligung, der allfällige Verzicht auf die 
Berechtigung und der Tod des Schischulinhabers. 

(3) Der Tiroler Schilehrerverband hat jedermann auf Verlangen darüber 
Auskunft zu geben, ob eine bestimmte Person die Schischulbewilligung 
besitzt. 

7. Abschnitt 

Datenverarbeitung 

§ 56a 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Das Amt der Tiroler Landesregierung ist Verantwortlicher nach Art. 4 
Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, 
S. 1, in den in die Zuständigkeit der Landesregierung fallenden 
Angelegenheiten. 

(2) Das Amt der Tiroler Landesregierung und die 
Bezirksverwaltungsbehörden sind gemeinsam Verantwortliche nach Art. 26 
der Datenschutz-Grundverordnung in den in die Zuständigkeit der 
Bezirksverwaltungsbehörde fallenden Angelegenheiten. 

(3) Der Tiroler Schilehrerverband ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der 
Datenschutz-Grundverordnung bei der Erfüllung der ihm nach diesem Gesetz 
übertragenen Aufgaben. 



80 

(4) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen von den Inhabern einer 
Schischulbewilligung sowie von Personen, die um die Erteilung einer 
Schischulbewilligung ansuchen, folgende personenbezogene Daten 
verarbeiten, sofern diese Daten für die Erteilung und den Entzug der 
Schischulbewilligung und zur Durchführung von Anerkennungs-, Nachsichts- 
und Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind: 

 a) Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Staatsangehörigkeit, 

 b) Daten über Verurteilungen wegen strafbarer Handlungen in Bezug auf 
die Beurteilung der Verlässlichkeit, 

 c) Gesundheitsdaten in Bezug auf die Beurteilung der körperlichen und 
geistigen Eignung, 

 d) ausbildungs- und prüfungsbezogene Daten und die Ausübung einer 
beruflichen Tätigkeit betreffende Daten in Bezug auf die Beurteilung 
der fachlichen Befähigung, 

 e) fortbildungsbezogene Daten, 

 f) versicherungsbezogene Daten in Bezug auf die Beurteilung des 
Vorliegens einer ausreichenden Haftpflichtversicherung, 

 g) Daten über die Erteilung und das Erlöschen von 
Schischulbewilligungen, 

 h) Daten über Disziplinarstrafen und die Bestrafung wegen 
Verwaltungsübertretungen nach diesem Gesetz. 

(5) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen von Lehrkräften die Daten 
nach Abs. 4 lit. a, d, e und h sowie von Kinderbetreuungspersonen die Daten 
nach Abs. 4 lit. a und h verarbeiten, sofern dies zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich ist. 

(6) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen von Inhabern einer 
Schischule oder von Schilehrern aus einem anderen Land oder einem anderen 
Staat, die eine Tätigkeit im Rahmen des Ausflugsverkehrs ausüben, die Daten 
nach Abs. 4 lit. a, d, e und f verarbeiten, sofern dies zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich ist. 

(7) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen von Personen, die um die 
Anerkennung einer Ausbildung oder Prüfung nach § 37 angesucht haben, die 
Daten nach Abs. 4 lit. a, d und e verarbeiten, sofern diese Daten zur 
Beurteilung des Vorliegens der Anerkennungsvoraussetzungen erforderlich 
sind. 

(8) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen Daten nach Abs. 4 lit. a, d, e 
und h verarbeiten, die im Zuge von Kontrollen nach § 51 erhoben werden. 

(9) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen weiters 

 a) von Inhabern von Schischulbewilligungen die Daten nach Abs. 4 lit. a 
im Rahmen der Mitteilungspflichten nach § 6 Abs. 4 und 5 an den 
Tiroler Schilehrerverband übermitteln, 

 b) von Inhabern von Schischulbewilligungen die Daten nach Abs. 4 lit. a 
und g im Rahmen der Verständigungspflicht nach § 11 Abs. 5 an die 
in dieser Bestimmung genannten Stellen übermitteln, 

 c) von Inhabern von Schischulbewilligungen die Daten nach Abs. 4 lit. a 
und g an das zuständige Finanzamt und die Sozialversicherungsanstalt 
der Selbstständigen übermitteln, sofern dies zur Wahrnehmung der 
ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bildet. 

(10) Der nach Abs. 3 Verantwortliche darf 

 a) von Personen, die eine Meldung nach § 4a Abs. 4 oder § 4b Abs. 1 
erstattet haben, die Daten nach Abs. 4 lit. a, d, e und f verarbeiten und 
diese an die Bezirksverwaltungsbehörde übermitteln, 

 b) von Schilehrern, die im Rahmen des Ausflugsverkehrs eingesetzt 
werden sollen, die Daten nach Abs. 4 lit. a und b verarbeiten und diese 
an die Bezirksverwaltungsbehörde übermitteln, 

 c) von Inhabern von Schischulbewilligungen die im Rahmen der 
Mitteilungspflichten nach § 6 Abs. 4 und 5 übermittelten Daten nach 
Abs. 4 lit. a verarbeiten, 

 d) von Inhabern von Schischulbewilligungen die im Rahmen der 
Verständigungspflicht nach § 11 Abs. 5 übermittelten Daten nach 
Abs. 4 lit. a und g verarbeiten, 

 e) von Inhabern von Schischulbewilligungen, die eine Meldung nach 
§ 11a Abs. 2 oder 3 erstattet haben, die Daten nach Abs. 4 lit. a sowie 
über das Ruhen und die Wiederaufnahme des Betriebes verarbeiten 
und an das zuständige Finanzamt und die Sozialversicherungsanstalt 
der Selbstständigen übermitteln, sofern dies zur Wahrnehmung der 
ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bildet, 
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 f) von Inhabern von Schischulbewilligungen die Daten nach Abs. 4 lit. a, 
g und h verarbeiten, sofern dies zur Führung des Verzeichnisses der 
Schischulinhaber erforderlich ist, 

 g) zum Zweck der Erteilung von Auskünften nach § 56 Abs. 3 den 
Namen des betreffenden Schischulinhabers dem Auskunftswerber 
übermitteln, 

 h) g) über Mitglieder des Tiroler Schilehrerverbandes nach § 50 Abs. 7 
übermittelte Daten nach Abs. 4 lit. a und h verarbeiten, 

 i) h) im Zuge von Kontrollen nach § 51 Abs. 6 erhobene Daten nach Abs. 4 
lit. a, d, e und h verarbeiten, 

 j) i) über Lehrkräfte und Kinderbetreuungspersonen nach § 9 Abs. 4 und 
§ 10 Abs. 2 übermittelte Daten nach Abs. 4 lit. a und d verarbeiten, 

 k) j) von Personen, die als weitere Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Prüfungskommissionen nach § 34 bestellt werden, die Daten nach 
Abs. 4 lit. a und d an das Amt der Landesregierung übermitteln, sofern 
dies zur Beurteilung der fachlichen Befähigung der betroffenen 
Personen erforderlich ist, 

 l) k) von Personen, die als Aufsichtsorgane nach § 52 bestellt werden, die 
Daten nach Abs. 4 lit. a, b, c, d und g, sofern dies zur Beurteilung des 
Vorliegens der Voraussetzungen nach § 52 Abs. 1 lit. a bis d 
erforderlich ist, an das Amt der Landesregierung übermitteln, 

 m) l) im Rahmen der Verständigungspflicht nach § 55 Abs. 7 Daten nach 
Abs. 4 lit. a an das Amt der Landesregierung übermitteln, 

 n) m) die vom Amt der Landesregierung nach Abs. 9 lit. a übermittelten 
Daten zu den dort angeführten Zwecken verarbeiten. 

(11) Der nach Abs. 1 Verantwortliche darf 

 a) von Mitgliedern des Tiroler Schilehrerverbandes Daten nach Abs. 4 
lit. a, b, d, e, g und h verarbeiten, sofern diese zur Durchführung von 
Disziplinarverfahren benötigt werden, und die Daten nach Abs. 4 lit. a 
und h an die Bezirksverwaltungsbehörden und den Tiroler 
Schilehrerverband übermitteln, 

 b) von Personen, die als weitere Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Prüfungskommissionen nach § 34 bestellt werden, die Daten nach 
Abs. 4 lit. a und d verarbeiten, sofern dies zur Beurteilung der 
fachlichen Befähigung der zu bestellenden Personen erforderlich ist, 

 c) von Personen, die zur Unterstützung der Organe der 
Bezirksverwaltungsbehörden nach § 51 Abs. 1a oder die als 
Aufsichtsorgane nach § 52 bestellt werden, die Daten nach Abs. 4 
lit. a, b, c, d und g verarbeiten, sofern dies zur Beurteilung des 
Vorliegens der Voraussetzungen nach § 52 Abs. 1 lit. a bis d 
erforderlich ist, 

 d) im Rahmen der Verständigungspflicht nach § 55 Abs. 7 übermittelte 
Daten nach Abs. 4 lit. a verarbeiten, 

 e) dem Tiroler Schilehrerverband von Personen, die eine Prüfung nach 
diesem Gesetz abgelegt haben, die Daten nach Abs. 4 lit. a und d zum 
Zweck der Unterstützung der Prüfungskommissionen bei der 
Organisation und Durchführung der Prüfungen, der Organisation der 
Fortbildungsveranstaltungen und der Führung der Mitgliederevidenz 
übermitteln. 

(12) Die Gemeinden und die Tourismusverbände dürfen von Inhabern von 
Schischulbewilligungen die im Rahmen der Verständigungspflicht nach § 11 
Abs. 5 übermittelten Daten nach Abs. 4 lit. a und g verarbeiten. 

(13) Die nach Abs. 2 Verantwortlichen dürfen bei ihnen vorhandene 
personenbezogene Daten nach den Abs. 4 bis 9 an die Behörden der anderen 
Länder übermitteln, sofern diese Daten für die Erfüllung der diesen Behörden 
obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind. 

(14) Die nach den Abs. 1, 2 und 3 Verantwortlichen haben 
personenbezogene Daten zu löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihnen 
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(15) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(16) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
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insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

 

Artikel 50 

Änderung des Tiroler Bergsportführergesetzes 

§ 6 

Berg- und Schiführerverzeichnis, Berg- und Schiführerbuch 

(1) Der Tiroler Bergsportführerverband hat ein Berg- und 
Schiführerverzeichnis zu führen. In dieses Verzeichnis sind jene Personen 
einzutragen, denen die Befugnis als Berg- und Schiführer verliehen wurde. In 
das Berg- und Schiführerverzeichnis sind einzutragen: 

 a) der Name, das Geburtsdatum und die Adresse des Berg- und 
Schiführers, 

 b) die Bezeichnung der Behörde, die die Befugnis verliehen hat, sowie 
die Geschäftszahl und das Datum der Entscheidung über die 
Verleihung der Befugnis, 

 c) die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen sowie 

 d) der allfällige Entzug der Befugnis und der allfällige Verzicht auf die 
Befugnis. 

(2) Der Tiroler Bergsportführerverband hat jeder Person, der die Befugnis 
als Berg- und Schiführer verliehen wurde, das Berg- und Schiführerbuch zu 
übergeben. Das Berg- und Schiführerbuch hat jedenfalls zu enthalten: 

 a) den Familiennamen und den Vornamen, das Geburtsdatum und ein 
Lichtbild des Berg- und Schiführers,  

 b) die Geschäftszahl und das Datum der Entscheidung über die 
Verleihung der Befugnis und die Bezeichnung der Behörde, die die 
Befugnis verliehen hat, sowie 

 c) die erforderliche Anzahl von fortlaufend nummerierten Blättern für 
Bestätigungen nach § 13 Abs. 2 dritter Satz über die Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen. 

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über den Inhalt und die Form des Berg- und Schiführerbuches zu erlassen. 

(4) Verliert ein Berg- und Schiführer sein Berg- und Schiführerbuch, ist es 
vollgeschrieben oder sind die Eintragungen darin nicht mehr lesbar, so hat ihm 
der Tiroler Bergsportführerverband auf sein Verlangen ein neues Berg- und 
Schiführerbuch auszufolgen. 

(5) Der Tiroler Bergsportführerverband hat auf Verlangen jedermann 
darüber Auskunft zu geben, ob eine bestimmte Person die Befugnis als Berg- 
und Schiführer besitzt. 

(6) (5) Der Tiroler Bergsportführerverband ist berechtigt, die Daten von 
befugten Berg- und Schiführern nach Abs. 1 lit. a mit deren Zustimmung auf 
der Internetseite des Tiroler Bergsportführerverbandes zu veröffentlichen. 

(7) (6) Der Tiroler Bergsportführerverband hat einen befugten Berg- und 
Schiführer auf dessen Antrag auch in das Bergwanderführerverzeichnis nach 
§ 17 einzutragen. 

§ 25d 

Sportkletterlehreranwärter 

(1) Sportkletterlehreranwärter sind zur Ausübung der Tätigkeiten nach 
§ 25a Abs. 1 erster Satz unter unmittelbarer Leitung und Aufsicht eines Berg- 
und Schiführers oder Sportkletterlehrers berechtigte Personen, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, im Hinblick auf die Ausübung ihrer Tätigkeit 
entscheidungsfähig und körperlich sowie fachlich geeignet sind. 

(2) Die fachliche Eignung ist durch das Zeugnis über die erfolgreiche 
Ablegung der Sportkletterlehreranwärterprüfung sowie die Bestätigungen über 
die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen (§ 25j Abs. 2) nachzuweisen. 

(3) Der Tiroler Bergsportführerverband kann ein 
Sportkletterlehreranwärterverzeichnis führen. Für die Führung eines 
Sportkletterlehreranwärterverzeichnisses gilt § 6 mit Ausnahme der Abs. 2, 3, 
4 und 6 Abs. 2 bis 5 sinngemäß. 

(4) Für die Pflichten als Sportkletterlehreranwärter gilt § 8 Abs. 2 
sinngemäß. 

§ 36b 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Das Amt der Tiroler Landesregierung und die 
Bezirksverwaltungsbehörden sind gemeinsam Verantwortliche nach Art. 26 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 
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zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, in den in die 
Zuständigkeit der Landesregierung oder der Bezirksverwaltungsbehörde 
fallenden Angelegenheiten. 

(2) Der Tiroler Bergsportführerverband ist Verantwortlicher nach Art. 4 
Z 7 der Datenschutz-Grundverordnung in den in seine Zuständigkeit nach 
diesem Gesetz fallenden Angelegenheiten. 

(3) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen von Berg- und Schiführern, 
Bergwanderführern, Schluchtenführern, Sportkletterlehreranwärtern und 
Sportkletterlehrern und von Personen, die um die Verleihung einer 
entsprechenden Befugnis angesucht haben, sowie von Berg- und 
Schiführeranwärtern folgende personenbezogene Daten verarbeiten, sofern 
diese Daten für die Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben jeweils erforderlich sind: 

 a) Identifikationsdaten samt Lichtbild, Erreichbarkeitsdaten, 

 b) Staatsangehörigkeit, 

 c) Daten über Verurteilungen wegen strafbarer Handlungen in Bezug auf 
die Beurteilung der Verlässlichkeit, 

 d) Gesundheitsdaten in Bezug auf die Beurteilung der körperlichen und 
geistigen Eignung, 

 e) ausbildungs- und prüfungsbezogene Daten und die Ausübung einer 
beruflichen Tätigkeit betreffende Daten in Bezug auf die Beurteilung 
der fachlichen Eignung, 

 f) fortbildungsbezogene Daten, 

 g) versicherungsbezogene Daten in Bezug auf die Beurteilung des 
Vorliegens einer ausreichenden Haftpflichtversicherung, 

 h) Daten über die Verleihung und das Erlöschen von Befugnissen nach 
diesem Gesetz, 

 i) Daten über Disziplinarstrafen und die Bestrafung wegen 
Verwaltungsübertretungen nach diesem Gesetz. 

(3a) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen weiters 

 a) von Berg- und Schiführern, Bergwanderführern, Schluchtenführern, 
Sportkletterlehrern oder Inhabern einer Bergsteigerschule aus einem 
anderen Land oder einem anderen Staat, die eine Tätigkeit im Rahmen 

des Ausflugsverkehrs ausüben, Daten nach Abs. 3 lit. a, b, e, f, g und i 
verarbeiten, sofern dies zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich ist, 

 b) von Berg- und Schiführern, Bergwanderführern, Schluchtenführern, 
Sportkletterlehrern oder Inhabern einer Bergsteigerschule aus einem 
anderen Land oder einem anderen Staat, die eine Tätigkeit im Rahmen 
des Ausflugsverkehrs ausüben, Daten nach Abs. 3 lit. a, b, e und f 
verarbeiten, die im Zuge von Kontrollen nach § 25k erhoben werden, 

 c) von Personen, die zu Aufsichtsorganen nach § 25l bestellt werden, die 
Daten nach Abs. 3 lit. a, b, c, d, e und h verarbeiten, sofern dies zur 
Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen nach § 25l Abs. 1 
lit. a bis c erforderlich ist. 

(4) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen von Personen, die um die 
Anerkennung einer Ausbildung nach § 10 Abs. 8, gegebenenfalls in 
Verbindung mit § 18 Abs. 5, § 23 Abs. 8, § 25e Abs. 7 oder § 25g Abs. 4, bzw. 
einer Prüfung nach § 11 Abs. 7, gegebenenfalls in Verbindung mit § 19 Abs. 5, 
§ 24 Abs. 6, § 25f Abs. 6 oder § 25h Abs. 6 angesucht haben, die Daten nach 
Abs. 3 lit. a, b, e, und f verarbeiten, sofern diese Daten für die Erfüllung der 
ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind. 

(5) Der nach Abs. 2 Verantwortliche darf von seinen Mitgliedern die 
Daten nach Abs. 3 lit. a, b, e, f, g, h und i hinsichtlich Disziplinarstrafen 
verarbeiten, sofern diese Daten für die Erfüllung der ihm nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind. Die nach Abs. 1 
Verantwortlichen dürfen diese Daten dem nach Abs. 2 Verantwortlichen 
übermitteln. 

(5a) Der nach Abs. 2 Verantwortliche darf weiters 

 a) von Berg- und Schiführern, Bergwanderführern, Schluchtenführern, 
Sportkletterlehreranwärtern und Sportkletterlehrern die Daten nach 
Abs. 3 lit. a, b, h und i verarbeiten, sofern dies zur Führung des 
Verzeichnisses der Berg- und Schiführer, Bergwanderführer, 
Schluchtenführer, Sportkletterlehreranwärter und Sportkletterlehrer 
erforderlich ist, 

 b) von Berg- und Schiführern die Daten nach Abs. 3 lit. a und f 
verarbeiten, sofern dies zur Ausstellung des Berg- und 
Schiführerbuches erforderlich ist, 
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 c) zum Zweck der Erteilung von Auskünften nach § 6 Abs. 5 in 
Verbindung mit § 17, § 22, § 25c oder § 25d Abs. 3 den Namen des 
betreffenden Berg- und Schiführers, Bergwanderführers, 
Schluchtenführers, Sportkletterlehreranwärters oder 
Sportkletterlehrers dem Auskunftswerber übermitteln, 

 d) c) von Berg- und Schiführern, Bergwanderführern, Schluchtenführern, 
Sportkletterlehreranwärtern und Sportkletterlehrern die Daten nach 
Abs. 3 lit. a verarbeiten, sofern dies für die Veröffentlichung auf der 
verbandseigenen Internetseite erforderlich ist. 

 e) d) von Personen, die als Aufsichtsorgane nach § 25l bestellt werden, die 
Daten nach Abs. 3 lit. a, b, c, d, e und h, sofern dies zur Beurteilung 
des Vorliegens der Voraussetzungen nach § 25l Abs. 1 lit. a bis c 
erforderlich ist, an das Amt der Landesregierung übermitteln. 

(6) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen dem nach Abs. 2 
Verantwortlichen Daten von Personen, die eine Prüfung nach diesem Gesetz 
abgelegt haben, die Daten nach Abs. 3 lit. a sowie ausbildungs- und 
prüfungsbezogene Daten zum Zweck der Unterstützung der 
Prüfungskommissionen bei der Organisation und Durchführung der Prüfungen, 
der Organisation der Fortbildungsveranstaltungen und der Führung der 
Mitgliederevidenz übermitteln. Der nach Abs. 2 Verantwortliche darf die ihm 
übermittelten Daten zu diesen Zwecken verarbeiten. 

(7) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen bei ihnen vorhandene Daten 
nach den Abs. 3 an die Behörden der anderen Länder übermitteln, sofern diese 
Daten für die Erfüllung der diesen Behörden obliegenden Aufgaben jeweils 
erforderlich sind. 

(8) Die nach den Abs. 1 und 2 Verantwortlichen haben personenbezogene 
Daten zu löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(9) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(10) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

 

Artikel 51 

Änderung des Tiroler EU-Berufsangelegenheiten-Gesetz 

6. Abschnitt 

Verhältnismäßigkeitsprüfung vor der 
Erlassung neuer Berufsreglementierungen 

§ 24 

Gegenstand 

(1) Gesetzesvorschläge und Entwürfe von Verordnungen, die einen 
landesgesetzlich zu regelnden Beruf zum Gegenstand haben, sind einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung zu unterziehen, sofern diese 

 a) Regelungen vorsehen, welche die Aufnahme oder die Ausübung des 
betreffenden Berufes oder einer bestimmten Art seiner Ausübung 
einschließlich des Führens einer Berufsbezeichnung und der im 
Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaubten beruflichen Tätigkeiten 
beschränken, 

 b) im Zusammenhang mit der vorübergehenden und gelegentlichen 
Ausübung des betreffenden Berufes spezifische Anforderungen im 
Sinn von Titel II der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen vorsehen oder 

 c) bestehende Regelungen nach lit. a oder b ändern. 

(2) Gesetzesvorschlägen und Entwürfen von Verordnungen, die einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung zu unterziehen sind, müssen Erläuterungen 
beigegeben werden, welche die für die beabsichtigte Berufsreglementierung 
maßgebenden Gründe so ausführlich darlegen, dass auf ihrer Grundlage die 
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Verhältnismäßigkeitsprüfung durchgeführt werden kann. Diesem Erfordernis 
kann durch einen Hinweis auf eine dem jeweiligen Entwurf angeschlossene 
Verhältnismäßigkeitsprüfung entsprochen werden. 

(3) Eine Verhältnismäßigkeitsprüfung kann unterbleiben, wenn ein 
Gesetzesvorschlag oder Entwurf einer Verordnung 

 a) der Durchführung eines Rechtsaktes im Rahmen der Europäischen 
Union dient, der spezifische Anforderungen an einen bestimmten 
Beruf derart festlegt, dass hinsichtlich der Art und Weise ihrer 
Umsetzung kein Spielraum verbleibt, oder 

 b) weder Beschränkungen nach Abs. 2 lit. a Abs. 1 lit. a noch spezifische 
Anforderungen nach Abs. 2 lit b Abs. 1 lit. b vorsieht, einschließlich 
redaktioneller Änderungen oder technischer Anpassungen des Inhalts 
von Ausbildungsgängen oder der Aktualisierung von 
Ausbildungsvorschriften. 

(4) Die Landesregierung hat Entwicklungen im Bereich der 
landesgesetzlich geregelten Berufe, für die Reglementierungen im Sinn des 
Abs. 1 lit. a oder b bestehen, zu verfolgen und auf dieser Grundlage deren 
Verhältnismäßigkeit regelmäßig zu evaluieren. 

 

Artikel 52 

Änderung des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 

§ 12 

Errichtungsbewilligung 

(1) Die Behörde hat über ein Ansuchen um die Erteilung einer 
Errichtungsbewilligung mit schriftlichem Bescheid zu entscheiden. 

(2) Die Errichtungsbewilligung ist zu erteilen, wenn das Vorhaben den 
Erfordernissen nach § 5 entspricht. Abweichend von § 5 Abs. 1 lit. c ist die 
Bewilligung auch dann zu erteilen, wenn das an der Erteilung der Bewilligung 
bestehende öffentliche Interesse, die Versorgung mit elektrischer Energie oder 
die Netz- und Versorgungssicherheit sicherzustellen, das Interesse an der 
Vermeidung einer wesentlichen Beeinträchtigung der Natur, des 
Landschaftsbildes und des Ortsbildes überwiegt. Vorhaben, die auch einer 
naturschutzrechtlichen Bewilligung bedürfen, sind abweichend von § 5 Abs. 1 

lit. c nicht daraufhin zu prüfen, ob durch deren Errichtung die Natur und das 
Landschaftsbild wesentlich beeinträchtigt werden. 

(3) Die Errichtungsbewilligung ist befristet, mit Auflagen oder unter 
Bedingungen zu erteilen, soweit dies erforderlich ist, um diesen Erfordernissen 
zu entsprechen. Auflagen haben erforderlichenfalls auch Maßnahmen für den 
Fall der Unterbrechung des Betriebes, der Auflassung der Anlage sowie 
gegebenenfalls im Hinblick auf die Hintanhaltung von nachteiligen 
Auswirkungen auf den Betrieb des Verteilernetzes zu enthalten. Die 
Emissionen sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen. Auflagen sind auf 
Antrag mit Bescheid aufzuheben oder abzuändern, wenn und soweit die 
Voraussetzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen. 

(4) Dem Antragsteller ist die Errichtungsbewilligung unter Anschluss der 
mit dem Genehmigungsvermerk versehenen Unterlagen nach § 8 Abs. 2 und 
gegebenenfalls auch nach § 8 Abs. 3 zuzustellen. Der Genehmigungsvermerk 
hat das Datum und die Geschäftszahl der Errichtungsbewilligung zu enthalten. 

(5) Die Errichtungsbewilligung ist zu versagen, wenn eine Voraussetzung 
für ihre Erteilung nicht vorliegt. 

(6) In der Errichtungsbewilligung ist eine angemessene Frist von 
längstens drei Jahren für die Ausführung des Vorhabens festzusetzen. Diese 
Frist ist auf Antrag des Bewilligungsinhabers um längstens zwei Jahre zu 
verlängern, wenn sich in der Zwischenzeit die elektrizitätsrechtlichen 
Vorschriften nicht derart geändert haben, dass die Bewilligung nicht mehr 
erteilt werden dürfte. Dabei ist die Rechtslage im Zeitpunkt der Einbringung 
des Ansuchens maßgebend. Um die Erstreckung der Frist ist vor ihrem Ablauf 
bei der Behörde schriftlich anzusuchen. Durch die rechtzeitige Einbringung 
des Ansuchens wird der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung darüber 
gehemmt. 

(7) Den Nachbarn kommt zur Frage des Vorliegens der Voraussetzung 
nach Abs. 6 zweiter Satz Parteistellung im Umfang des § 11 Abs. 1 zu. 

(8) Wird eine Errichtungsbewilligung befristet, unter Bedingungen oder 
mit Auflagen erteilt, so kann dem Bewilligungsinhaber eine Sicherheitsleistung 
in der Höhe der voraussichtlichen Kosten jener Maßnahmen, die er nach dem 
Ablauf der Frist oder dem Eintritt der Bedingungen oder zur Einhaltung der 
Auflagen zu treffen hat, vorgeschrieben werden, sofern dies voraussichtlich 
erforderlich ist, um die rechtzeitige und vollständige Durchführung dieser 
Maßnahmen sicherzustellen. 
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(9) Die Sicherheitsleistung ist zur Deckung der Kosten einer allfälligen 
Ersatzvornahme nach § 4 VVG zu verwenden. Erweist sich die 
Ersatzvornahme aus einem vom Bewilligungsinhaber zu vertretenden Grund 
als unmöglich, so ist die Sicherheitsleistung zugunsten des Rechtsträgers jener 
Behörde, die die Errichtungsbewilligung erteilt hat, für verfallen zu erklären. 
Die Sicherheitsleistung wird frei, sobald die Maßnahmen, deren Durchführung 
sie sicherstellen sollte, abgeschlossen sind. 

(10) Die Behörde kann in der Errichtungsbewilligung die Bestellung einer 
Bauaufsicht anordnen, wenn dies im Hinblick auf die Art oder den Umfang des 
Vorhabens zur Wahrung der im § 5 genannten Interessen erforderlich ist. Die 
Bauaufsicht hat die fachgerechte und vorschriftsgemäße Ausführung der 
Anlage und die Einhaltung der Bedingungen und Auflagen des 
Bewilligungsbescheides zu überwachen. Die Bauaufsichtsorgane sind 
berechtigt, jederzeit Untersuchungen, Vermessungen und Prüfungen an der 
Baustelle vorzunehmen, Einsicht in Behelfe, Unterlagen und dergleichen zu 
verlangen und erforderlichenfalls Baustoffe, Bauteile und bautechnische 
Maßnahmen zu beanstanden. Die Bauaufsichtsorgane sind zur Wahrung der 
ihnen zur Kenntnis gelangenden Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
verpflichtet. Die Kosten der Bauaufsicht hat der Bewilligungsinhaber zu 
tragen. Die Bauaufsichtsorgane sind zur Verschwiegenheit über die ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit 
dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter 
Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist. 

(11) Im Zug des Verfahrens getroffene Übereinkommen sind auf Antrag 
der Beteiligten von der Behörde im Bescheid zu beurkunden. 

 

8. Abschnitt 

Raumordnung, Stadt- und Ortsbildschutz 

Artikel 53 

Änderung des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 

§ 3 

Informationspflicht 

(1) Die Organe des Landes und der Gemeinden sowie der sonstigen 
Körperschaften öffentlichen Rechts sind verpflichtet, der Landesregierung 
möglichst früh die von ihnen beabsichtigten, für die Raumordnung des Landes 
wesentlichen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mitzuteilen sowie 
Auskunft über die sonstigen hierfür wesentlichen Umstände zu erteilen, soweit 
dem eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht nicht entgegensteht. Sonstige öffentliche und private 
Planungsträger sind zur Auskunft über die für die Raumordnung des Landes 
wesentlichen Umstände verpflichtet, soweit dem eine gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder Verschwiegenheitspflicht 
nicht entgegensteht und sofern dadurch nicht Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse verletzt werden. In gleicher Weise sind die Inhaber von 
Seveso-Betrieben und die Projektwerber bezüglich solcher Betriebe 
verpflichtet, ausreichende Informationen zu den vom Betrieb ausgehenden 
Risiken in elektronischer Form zur Verfügung zu stellen. Bei Betrieben der 
unteren Klasse im Sinn des Art. 3 Z 2 der Richtlinie 2012/18/EU müssen diese 
Informationen nur auf Verlangen der Behörde zur Verfügung gestellt werden. 

(2) Die Landesregierung ist verpflichtet, den betroffenen Gemeinden 
möglichst früh die für die örtliche Raumordnung wesentlichen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des Landes mitzuteilen sowie 
Auskunft über die sonstigen hierfür wesentlichen Umstände zu erteilen, soweit 
dem eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflicht nicht entgegensteht. 

(3) Planungen und Maßnahmen sind raumbedeutsam, wenn sie darauf 
gerichtet sind, 

 a) im größeren Umfang Boden in Anspruch zu nehmen oder mögliche 
Bodennutzungen einzuschränken oder zu verändern oder 
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 b) die räumliche Entwicklung eines Gebietes im Sinn einer angestrebten 
räumlichen Ordnung zu beeinflussen. 

(4) Die gegenseitige Informationspflicht nach den Abs. 1 und 2 besteht 
jedenfalls in dem zur Erreichung der Ziele nach § 1 Abs. 2 lit. e und f 
erforderlichen Ausmaß. 

des Gemeindegebietes. 

§ 37 

Bauland 

(1) Als Bauland dürfen nur Grundflächen gewidmet werden, die sich im 
Hinblick auf die Nutzungssicherheit sowie in gesundheitlicher, technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht für eine der jeweiligen Widmung (Abs. 2) 
entsprechende Bebauung eignen. Von der Widmung als Bauland sind 
insbesondere ausgeschlossen: 

 a) Grundflächen, soweit sie unter Bedachtnahme auf 
Gefahrenzonenpläne wegen einer Gefährdung durch Lawinen, 
Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere 
gravitative Naturgefahren für eine widmungsgemäße Bebauung nicht 
geeignet sind, 

 b) Grundflächen, soweit sie aufgrund von Bodenbelastungen oder 
Immissionsbelastungen für eine widmungsgemäße Bebauung nicht 
geeignet sind, 

 c) Grundflächen, soweit deren verkehrsmäßige Erschließung oder 
Erschließung mit Einrichtungen zur Wasser-, Löschwasser- und 
Energieversorgung und zur Abwasserentsorgung unvertretbar hohe 
Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln erfordern würde. 

(2) Die Grundflächen im Bauland sind als Wohngebiet, Gewerbe- und 
Industriegebiet oder Mischgebiet zu widmen. Bei der Abgrenzung der Gebiete 
ist darauf Bedacht zu nehmen, dass gegenseitige Beeinträchtigungen, 
insbesondere durch Lärm, Luftverunreinigungen, Geruch oder 
Erschütterungen, so weit wie möglich vermieden werden. Weiters ist auf die 
Erfordernisse nach § 12a Abs. 8 zweiter und dritter Satz Bedacht zu nehmen. 

(3) Grundflächen, deren Eignung als Bauland wegen einer Gefährdung 
durch Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere 
gravitative Naturgefahren nur unter der Voraussetzung einer bestimmten 
Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebäuden oder sonstiger 

baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder bestimmter organisatorischer 
Vorkehrungen, wie insbesondere eines Sicherheitskonzeptes, gegeben ist, 
dürfen nur dann als Bauland gewidmet werden, wenn 

 a) diese innerhalb eines bebauten Bereiches oder unmittelbar im 
Anschluss daran gelegen sind, 

 b) das Bauland dadurch nicht in Bereiche mit erheblich höheren 
Gefährdungspotentialen erweitert wird und 

 c) im Fall einer Gefährdung durch Hochwasser wesentliche 
Hochwasserabflussbereiche oder -rückhalteräume nicht beeinträchtigt 
werden. 

Kann die Eignung als Bauland nur durch entsprechende Maßnahmen 
gewährleistet werden, so sind diese ergänzend zur Widmung als Bauland 
textlich festzulegen. Dabei kann ausnahmsweise auch vorgesehen werden, dass 
die Benutzung bestimmter Arten von Anlagen mit Ausnahme von Gebäuden 
auf bestimmte Zeiträume zu beschränken ist, wenn dies mit dem 
Verwendungszweck der betreffenden Anlagen vereinbar und zur 
Gewährleistung ihrer Nutzungssicherheit unbedingt erforderlich ist; in diesem 
Fall ist die Baubewilligung unter Auflagen zu erteilen, die die Benützung der 
betreffenden Anlagen außerhalb dieser Zeiträume ausschließen. Zur Frage der 
Eignung der betreffenden Grundflächen als Bauland, der Notwendigkeit 
entsprechender Maßnahmen und des Vorliegens der Voraussetzungen nach 
lit. b und c sind facheinschlägige Gutachten einzuholen, soweit der Gemeinde 
nicht schon entsprechende fachliche Grundlagen zur Verfügung stehen. 
Aktuelle Gefahrenzonenpläne sind in die Beurteilung miteinzubeziehen. 

(4) Die Eignung von Grundflächen als Bauland ist in Bezug auf 
Beeinträchtigungen durch Lärm jedenfalls gegeben, wenn der nach dem Stand 
der Technik ermittelte Beurteilungspegel an den jeweiligen 
Grundstücksgrenzen in den Zeitabschnitten Tag, Abend und Nacht abhängig 
von der Widmung folgende dB-Werte nicht übersteigt: 
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 Tag Abend Nacht 
 6:00 bis 19:00 Uhr 19:00 bis 22:00 Uhr 22:00 bis 6:00 Uhr 

Wohngebiet 50 dB 45 dB 40 dB 

gemischtes Wohngebiet oder 
Tourismusgebiet 

55 dB 50 dB 45 dB 

Kerngebiet oder 
landwirtschaftliches Mischgebiet 

60 dB 55 dB 50 dB 

allgemeines Mischgebiet 65 dB 60 dB 55 dB 
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Grundflächen, hinsichtlich deren die Einhaltung der maßgebenden dB-Werte 
nicht gewährleistet werden kann, deren Eignung als Bauland aber unter der 
Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit 
von Gebäuden oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder 
bestimmter organisatorischer Vorkehrungen gegeben ist, dürfen als Bauland 
gewidmet werden, wenn die erforderlichen Maßnahmen ergänzend zur 
Widmung als Bauland textlich festgelegt werden. 

(5) Grundflächen, deren Eignung als Bauland wegen einer 
Beeinträchtigung durch Erschütterungen nur unter der Voraussetzung einer 
bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebäuden oder 
sonstiger baulicher Vorkehrungen in diesem Bereich gegeben ist, dürfen als 
Bauland gewidmet werden, wenn die erforderlichen Maßnahmen ergänzend 
zur Widmung als Bauland textlich festgelegt werden. 

(6) Bei der Widmung von Grundflächen als Bauland mit Ausnahme von 
Gewerbe- und Industriegebiet ist darauf Bedacht zu nehmen, dass diese einen 
angemessenen Schutzabstand zu Bergbaugebieten für den obertägigen Abbau 
grundeigener mineralischer Rohstoffe aufweisen. Weiters ist auf sonstige 
Bergbaugebiete Bedacht zu nehmen. 

§ 43 

Sonderflächen 

(1) Als Sonderflächen können außer in den in diesem Gesetz besonders 
geregelten Fällen Grundflächen gewidmet werden, auf denen 

 a) Gebäude und sonstige Anlagen errichtet werden sollen, die aufgrund 
ihres Verwendungszweckes an einen bestimmten Standort gebunden 
sind oder für die ein bestimmter Standort besonders geeignet ist; 
jedenfalls einer Widmung als Sonderfläche bedürfen außerhalb des 
Baulandes Ausflugsgasthäuser, Schutzhütten, Campingplätze, der 
Wildhege und der Jagdausübung dienende Gebäude, Reitställe, sofern 
sie nicht Teil eines landwirtschaftlichen Betriebes sind, Gärtnereien, 
Dauerkleingärten, Bienenhäuser mit mehr als 20 m² Nutzfläche oder in 
Massivbauweise und dergleichen, 

 b) aus besonderen raumordnungsfachlichen Gründen, insbesondere zur 
Vermeidung von Nutzungskonflikten oder wechselseitigen 
Beeinträchtigungen, nur Gebäude oder sonstige bauliche Anlagen mit 
einem bestimmten Verwendungszweck errichtet werden dürfen; unter 
denselben Voraussetzungen können auch Grundflächen, die von 

baulichen Anlagen aller Art freizuhalten sind, als Sonderflächen 
gewidmet werden, wie Sonderflächen für Grünzüge, Windschutzgürtel 
und dergleichen. 

(2) Bei der Widmung von Sonderflächen ist der jeweilige 
Verwendungszweck genau festzulegen. Auf Sonderflächen dürfen unbeschadet 
des Abs. 1 lit. b zweiter Halbsatz nur Gebäude und sonstige Anlagen, die dem 
festgelegten Verwendungszweck entsprechen, samt den dazugehörenden 
Nebengebäuden und Nebenanlagen errichtet werden. Jedenfalls zulässig ist die 
Anbringung von Photovoltaikanlagen im Umfang des § 6 Abs. 3 lit. c der 
Tiroler Bauordnung 2022. Auf Sonderflächen für Dauerkleingärten und 
Sonderflächen für Kleingebäude, wie Bienenhäuser, Jagd- und Fischereihütten 
und dergleichen, dürfen überdies nur solche Gebäude und sonstige Anlagen 
errichtet werden, die zur Verwirklichung des jeweiligen Verwendungszweckes 
nach Größe, Ausstattung und sonstiger Beschaffenheit unbedingt erforderlich 
sind. 

(3) Als Sonderflächen dürfen nur Grundflächen gewidmet werden, die 
sich aufgrund ihrer Lage und Beschaffenheit im Hinblick auf die 
Nutzungssicherheit sowie in gesundheitlicher, technischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht für eine dem festgelegten Verwendungszweck entsprechende 
Bebauung eignen. § 37 Abs. 1 lit. b und c und, sofern im Rahmen der 
betreffenden Sonderfläche auch Wohnnutzungen zulässig sind, weiters § 37 
Abs. 3 lit. b und Abs. 4 gelten sinngemäß, § 37 Abs. 4 jedoch mit der 
Maßgabe, dass die dB-Werte für jene Art der Widmung als Bauland 
heranzuziehen sind, welcher eine dem festgelegten Verwendungszweck 
entsprechende Bebauung am nächsten kommt. 

(4) Grundflächen, die durch Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, 
Steinschlag, Erdrutsch oder andere gravitative Naturgefahren gefährdet sind, 
dürfen weiters nur dann als Sonderflächen gewidmet werden, wenn 

 a) eine dem festgelegten Verwendungszweck entsprechende Bebauung, 
erforderlichenfalls unter der Voraussetzung einer bestimmten 
Anordnung oder baulichen Beschaffenheit der Gebäude oder sonstigen 
Anlagen oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder 
bestimmter organisatorischer Vorkehrungen, wie insbesondere eines 
Sicherheitskonzeptes, möglich ist und 

 b) im Fall einer Gefährdung durch Hochwasser wesentliche 
Hochwasserabflussbereiche oder -rückhalteräume nicht beeinträchtigt 
werden. 
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Zur Frage der Eignung der betreffenden Grundflächen als Sonderflächen für 
den jeweiligen Verwendungszweck und des Vorliegens der Voraussetzungen 
nach lit. a und b sind facheinschlägige Gutachten einzuholen, soweit der 
Gemeinde nicht schon entsprechende fachliche Grundlagen zur Verfügung 
stehen. Aktuelle Gefahrenzonenpläne sind in die Beurteilung 
miteinzubeziehen. Sofern dies zur Gewährleistung der Nutzungssicherheit von 
Gebäuden oder sonstigen Anlagen erforderlich ist, ist der Verwendungszweck 
auf die Benützung der betreffenden Gebäude oder sonstigen Anlagen innerhalb 
bestimmter Zeiträume zu beschränken. In diesem Fall ist die Baubewilligung 
erforderlichenfalls unter Auflagen, die die Benützung der Gebäude oder 
sonstigen Anlagen außerhalb dieser Zeiträume ausschließen, zu erteilen. 

(5) Bei der Abgrenzung der Sonderflächen und der Festlegung des 
Verwendungszweckes ist darauf Bedacht zu nehmen, dass gegenseitige 
Beeinträchtigungen angrenzender Gebiete, insbesondere durch Lärm, 
Luftverunreinigungen, Geruch oder Erschütterungen, so weit wie möglich 
vermieden werden. § 37 Abs. 2 dritter und vierter Satz und 6 gilt sinngemäß. 

(6) Die Widmung als Sonderfläche nach Abs. 1 lit. a tritt außer Kraft, 
wenn die Baubewilligung für ein dem festgelegten Verwendungszweck 
entsprechendes Bauvorhaben nicht innerhalb von fünf Jahren nach dem 
Inkrafttreten der Widmung erteilt wird, wenn eine solche Baubewilligung 
erlischt oder wenn mit der Ausführung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens 
nicht innerhalb von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Widmung 
begonnen wird. In diese Fristen sind die Zeiten des Bauverfahrens bzw. bei 
anzeigepflichtigen Bauvorhaben des Fristenlaufes nach § 30 Abs. 3 zweiter 
und fünfter Satz der Tiroler Bauordnung 2022 in der jeweils geltenden 
Fassung, eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht, dem 
Verwaltungsgerichtshof oder dem Verfassungsgerichtshof und einer Bausperre 
im Sinn des § 75 nicht einzurechnen. In der elektronischen Kundmachung des 
Flächenwidmungsplanes ist das Außerkrafttreten der Widmung als 
Sonderfläche ersichtlich zu machen; gleichzeitig ist die vor dem Inkrafttreten 
der Widmung als Sonderfläche bestandene Widmung wieder darzustellen. 

(7) Die Abs. 2 bis 6 gelten auch für die in diesem Gesetz besonders 
geregelten Sonderflächen, soweit für sie nichts anderes bestimmt ist. 

§ 74 

Änderungsvorschlag, Planungsgespräch 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken sind berechtigt, der Gemeinde die 
Änderung des Flächenwidmungsplanes hinsichtlich der in ihrem Eigentum 
stehenden Grundstücke vorzuschlagen. Solche Vorschläge haben die 
gewünschte Änderung des Flächenwidmungsplanes genau zu bezeichnen und 
eine Begründung hierfür zu enthalten. Dem Vorschlag ist weiters eine 
Aufstellung über alle weiteren im Eigentum derselben Person oder desselben 
Rechtsträgers stehenden Grundstücke in der jeweiligen Gemeinde und den 
Nachbargemeinden anzuschließen. 

(2) Der Bürgermeister hat Änderungsvorschläge, welche die 
Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, innerhalb von drei Monaten nach ihrem 
Einlangen mit dem betroffenen Eigentümer mündlich zu erörtern 
(Planungsgespräch). Mit der Durchführung des Planungsgesprächs kann auch 
ein Mitglied des Gemeinderates oder eines seiner Ausschüsse oder ein 
fachkundiger Bediensteter oder Beauftragter der Gemeinde oder des jeweiligen 
Planungsverbandes betraut werden. Über das Planungsgespräch ist ein 
Aktenvermerk anzufertigen, der dem betroffenen Eigentümer zu übermitteln 
ist. Die Verpflichtung zur Durchführung eines Planungsgespräches entfällt, 
wenn der Gemeinderat innerhalb der im ersten Satz festgelegten Frist mit dem 
Änderungsvorschlag befasst wird. 

(3) Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Einlangen des 
Änderungsvorschlages kein Verfahren zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes im Sinn dieses Vorschlages eingeleitet (§ 68), so hat 
der Bürgermeister dem betroffenen Eigentümer innerhalb derselben Frist die 
Gründe hierfür schriftlich mitzuteilen, sofern dies nicht bereits im Zuge der 
Übermittlung des Aktenvermerks nach Abs. 2 erfolgt ist. 

(4) Der betroffene Grundeigentümer kann innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Vorliegen dieser Mitteilung bzw., wenn eine entsprechende 
Mitteilung nicht fristgerecht erfolgt ist, innerhalb von zwei Monaten nach 
Fristablauf verlangen, dass der Gemeinderat mit dem Änderungsvorschlag zu 
befassen ist. In diesem Fall hat der Gemeinderat innerhalb von sechs Monaten 
entweder ein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes im Sinn 
des Änderungsvorschlages einzuleiten oder zu beschließen, dass der 
Flächenwidmungsplan nicht geändert werden soll. Ein solcher Beschluss ist 
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dem Grundeigentümer einschließlich der hierfür maßgebenden Gründe 
unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Stellt der Gemeinderat ein Verfahren, mit dem der 
Flächenwidmungsplan im Sinn des Änderungsvorschlages geändert werden 
soll, in weiterer Folge ein, so gilt Abs. 4 dritter Satz sinngemäß. 

(6) Ergibt sich im Lauf des Verfahrens, dass der Flächenwidmungsplan 
abweichend vom Änderungsvorschlag geändert werden soll, so ist ein 
neuerliches Planungsgespräch nicht erforderlich. Dies gilt auch, wenn über 
einen inhaltlich gleichen oder vergleichbaren Vorschlag innerhalb des letzten 
Jahres bereits ein Planungsgespräch stattgefunden hat und sich die 
maßgebenden Planungsgrundlagen zwischenzeitlich nicht wesentlich geändert 
haben. 

(7) Die Gemeinde hat dem betroffenen Grundeigentümer Einsicht in die 
seinen Änderungsvorschlag betreffenden Akten oder Aktenteile zu gewähren, 
soweit dem nicht Gründe der Amtsverschwiegenheit oder des Datenschutzes 
entgegenstehen. 

(7) Die Gemeinde hat dem betroffenen Grundeigentümer Einsicht in die 
seinen Änderungsvorschlag betreffenden Akten oder Aktenteile zu gewähren, 
soweit dem nicht eine Geheimhaltungs- oder Verschwiegenheitspflicht oder 
Gründe des Datenschutzes entgegenstehen. 

§ 105 

Organe des Tiroler Bodenfonds, Bedienstete 

(1) Die Organe des Tiroler Bodenfonds sind das Kuratorium und der 
Geschäftsführer. 

(2) Landesbedienstete können mit ihrer Zustimmung unter Wahrung ihrer 
Rechte und Pflichten als Landesbedienstete nach Anhören des 
Geschäftsführers (§ 109) jederzeit dem Tiroler Bodenfonds zur Dienstleistung 
zugewiesen werden. 

(3) Der Geschäftsführer ist Dienststellenleiter im Sinn der 
dienstrechtlichen Vorschriften und als solcher Vorgesetzter aller 
Landesbediensteten, die beim Tiroler Bodenfonds ihren Dienst versehen. 

(4) Folgende Angelegenheiten werden vom Geschäftsführer gegenüber 
den nach Abs. 2 dem Tiroler Bodenfonds zugewiesenen Bediensteten 
selbstständig wahrgenommen: 

 a) Ausübung der Befugnis zur Erteilung von fachlichen Weisungen zur 
Gestaltung und Abwicklung der laufenden Geschäfte des Tiroler 
Bodenfonds, 

 b) Fachaufsicht über die Bediensteten bei der Besorgung der laufenden 
Geschäfte des Tiroler Bodenfonds. 

(5) Die Organe des Tiroler Bodenfonds haben sich zur Besorgung ihrer 
Aufgaben der Bediensteten des Tiroler Bodenfonds bzw. der nach Abs. 2 
zugewiesenen Landesbediensteten zu bedienen. Der Geschäftsführer kann 
jedoch einzelne administrative Angelegenheiten, wie die Buchhaltung, die 
elektronische Datenverarbeitung und dergleichen, an Dritte übertragen. 

(6) Der Tiroler Bodenfonds hat seine Personal- und Sachaufwendungen 
selbst zu tragen. Sind dem Tiroler Bodenfonds Landesbedienstete zur 
Dienstleistung zugewiesen worden, so hat dieser die hierdurch entstandenen 
Aufwendungen dem Land Tirol zu ersetzen. Dies gilt nicht im Hinblick auf die 
Besorgung von Aufgaben nach § 103 Abs. 4 lit. c und d. 

(7) Für die Mitglieder des Kuratoriums nach § 106 Abs. 1 lit. c bis g und 
den Geschäftsführer gelten die Bestimmungen über die Geheimhaltungspflicht 
für Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die 
Entscheidung über die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der 
Landesregierung. 

 

§ 117 

Anhängige Verfahren zur Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes 

§ 117 

Anhängige Verfahren zur Fortschreibung oder Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes 

(1) Ist am 31. August 2023 das Verfahren zur Fortschreibung des 
örtlichen Raumordnungskonzeptes anhängig und ist zu diesem Zeitpunkt die 
Befassung der öffentlichen Umweltstellen nach § 5 Abs. 4 des Tiroler 
Umweltprüfungsgesetzes bereits eingeleitet, so kann die Fortschreibung 
desselben statt mit den Inhalten nach § 31a Abs. 1 auch mit den Inhalten nach 
§ 31a Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 62/2022 erfolgen. In 
diesem Fall genügt es, wenn die Bestandsaufnahme statt die Inhalte nach § 28 
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Abs. 5 jedenfalls die Inhalte nach § 28 Abs. 5 in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 62/2022 umfasst. 

(2) Ist am 30. Juni 2025 das Verfahren zur Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes anhängig und ist zu diesem Zeitpunkt die Befassung 
der öffentlichen Umweltstellen nach § 5 Abs. 4 des Tiroler 
Umweltprüfungsgesetzes bereits eingeleitet, so sind im Hinblick auf die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung und die Kundmachung der Fortschreibung 
oder Änderung § 65 Abs. 1 und 4, § 66 Abs. 1 und 4 und § 67 Abs. 5 in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 73/2024 anzuwenden. 

(2) Ist am 30. Juni 2025 das Verfahren zur Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes anhängig und ist zu diesem Zeitpunkt die Befassung 
der öffentlichen Umweltstellen nach § 5 Abs. 4 des Tiroler 
Umweltprüfungsgesetzes bereits eingeleitet, so sind im Hinblick auf die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung und die Kundmachung der Fortschreibung 
§ 65 Abs. 1 und 4 und § 66 Abs. 1, 4 und 5 jeweils in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 73/2024 anzuwenden. 

(3) Ist am 30. Juni 2025 das Verfahren zur Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes anhängig, so sind im Hinblick auf die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung und die Kundmachung der Änderung § 67 
Abs. 4 in Verbindung mit § 65 Abs. 1 und 4 und § 67 Abs. 5 in Verbindung 
mit § 66 Abs. 1, 4 und 5 jeweils in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 73/2024 anzuwenden. 

 

Artikel 54 

Änderung des Stadt- und Ortsbildschutzgesetzes 2021 

§ 13 

Verfahren betreffend Schutzzonen und Ensembleschutzzonen 

(1) Der Entwurf einer Verordnung über eine Schutzzone oder 
Ensembleschutzzone ist aufgrund eines Beschlusses des Gemeinderates im 
Gemeindeamt, in der Stadt Innsbruck beim Stadtmagistrat, zur allgemeinen 
Einsichtnahme während vier Wochen aufzulegen. Die Auflegung ist während 
der gesamten Auflegungsfrist an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen 
und weiters auf der Internetseite der Gemeinde bekannt zu machen. Die 

Kundmachung hat die Auflegungsfrist und den Hinweis zu enthalten, dass 
Personen, die in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtsträgern, 
die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, das Recht 
zusteht, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine 
schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben. 

(2) Im Verfahren zur Erlassung einer Verordnung über eine Schutzzone 
oder Ensembleschutzzone sind die Eigentümer der vom Entwurf umfassten 
Grundstücke von der Auflegung nach Abs. 1 schriftlich zu verständigen. Die 
Verständigung von Grundeigentümern, deren Aufenthalt nicht oder nur schwer 
feststellbar ist, kann jedoch unterbleiben. Bei Wohnanlagen, für die ein 
gemeinsamer Verwalter bestellt ist, kann die Verständigung an diesen erfolgen. 
In der Verständigung ist auf die Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
hinzuweisen. Mängel bei der Verständigung der Grundeigentümer berühren die 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens nicht. 

(3) Wird der Entwurf nach seiner Auflegung geändert, so ist dieser 
jedenfalls im Umfang der betreffenden Änderungen neuerlich entsprechend 
dem Abs. 1 aufzulegen. Dabei kann die Auflegungsfrist auf zwei Wochen 
herabgesetzt werden. 

(4) Vor der Erlassung einer Verordnung über eine Schutzzone oder 
Ensembleschutzzone ist ein Gutachten des Sachverständigenbeirates 
einzuholen. 

(5) Der Bürgermeister hat nach dem Abschluss des Verfahrens nach den 
Abs. 1 bis 4 den Entwurf zusammen mit den eingelangten Stellungnahmen und 
den maßgebenden Entscheidungsgrundlagen dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 

(6) Die Schutzzone oder Ensembleschutzzone ist nach der 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat in zweifacher Ausfertigung der 
Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen. Weiters 
sind die maßgebenden Entscheidungsgrundlagen, die im Verfahren 
eingelangten Stellungnahmen, die Auszüge aus den Niederschriften über die 
Sitzungen des Gemeinderates und die Auflegungsnachweise in einfacher 
Ausfertigung anzuschließen. Erfolgt die Vorlage nicht vollständig, so hat die 
Landesregierung die Gemeinde unter Setzung einer angemessenen Nachfrist 
aufzufordern, die fehlenden Unterlagen nachzureichen. 

(7) Der betreffenden Verordnung ist die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung zu versagen, wenn sie ungeachtet dessen, dass aufgrund der 
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örtlichen Gegebenheiten die Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1 oder § 11 
Abs. 1 nicht vorliegen, erlassen worden ist. 

(8) Die Entscheidung der Landesregierung über die Erteilung oder 
Versagung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung hat mit schriftlichem 
Bescheid zu erfolgen. Die Landesregierung hat vor der Entscheidung 
erforderlichenfalls ein Gutachten des Sachverständigenbeirates einzuholen. 
Der Bescheid, mit dem die aufsichtsbehördliche Genehmigung erteilt wird, ist 
der Gemeinde unter Anschluss einer mit dem Genehmigungsvermerk 
versehenen Ausfertigung der betreffenden Verordnung zuzustellen. 

(9) Der Beschluss des Gemeinderates über die Erlassung einer 
Verordnung über eine Schutzzone oder Ensembleschutzzone ist unverzüglich, 
längstens jedoch jeweils innerhalb einer Woche, nach Vorliegen der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung an der Amtstafel der Gemeinde während 
zweier Wochen kundzumachen. In der Kundmachung sind das Datum und die 
Geschäftszahl des Genehmigungsbescheides anzuführen. Die Kundmachung 
hat weiters einen Hinweis auf die Auflegung der Verordnung zur allgemeinen 
Einsicht (Abs. 10) zu enthalten. Die Verordnung über die Schutzzone oder 
Ensembleschutzzone tritt mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. Der 
Beschluss des Gemeinderates ist auf der Internetseite der Gemeinde bekannt zu 
machen. Diese Bekanntmachung bildet keine Voraussetzung für das 
Inkrafttreten der Verordnung. 

(6) Die Schutzzone oder Ensembleschutzzone ist nach der 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat der Landesregierung zur 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat in Form 
amtssignierter elektronischer Dokumente zu erfolgen; die Landesregierung 
kann bei Bedarf die zusätzliche Übermittlung in Papierform verlangen. Weiters 
sind die maßgebenden Entscheidungsgrundlagen, die im Verfahren 
eingelangten Stellungnahmen, die Auszüge aus den Niederschriften über die 
Sitzungen des Gemeinderates und die Auflegungsnachweise soweit möglich in 
elektronischer Form zu übermitteln. Erfolgt die Vorlage nicht vollständig, so 
hat die Landesregierung die Gemeinde unter Setzung einer angemessenen 
Nachfrist zur Verbesserung aufzufordern. 

(7) Der betreffenden Verordnung ist die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung zu versagen, wenn sie ungeachtet dessen, dass aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten die Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1 oder § 11 
Abs. 1 nicht vorliegen, erlassen worden ist. 

(8) Die Entscheidung der Landesregierung über die Erteilung oder 
Versagung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung hat mit schriftlichem 
Bescheid zu erfolgen, wobei die Landesregierung vor der Entscheidung 
erforderlichenfalls ein Gutachten des Sachverständigenbeirates einzuholen hat. 
Gleichzeitig mit ihrer Entscheidung hat die Landesregierung die elektronischen 
Dokumente der Gemeinde zu übermitteln. Im Fall der Erteilung der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung hat sie die Verordnung mit einer 
Amtssignatur zu versehen, aus der das Datum und die Geschäftszahl des 
Genehmigungsbescheides ersichtlich sind (elektronischer 
Genehmigungsvermerk). Die Gemeinde hat die elektronischen Dokumente 
dauerhaft zu verwahren. 

(9) Der mit dem elektronischen Genehmigungsvermerk versehene 
Beschluss des Gemeinderates über die Erlassung der Verordnung über eine 
Schutzzone oder Ensembleschutzzone ist unverzüglich nach Erteilung der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung kundzumachen. Die Kundmachung hat 
weiters einen Hinweis auf die Auflegung der Verordnung zur allgemeinen 
Einsicht (Abs. 10) zu enthalten. Eine allfällige nicht mit dem elektronischen 
Genehmigungsvermerk versehene Kundmachung bewirkt nicht das 
Inkrafttreten der Verordnung über eine Schutzzone oder Ensembleschutzzone. 

(10) Verordnungen über Schutzzonen und Ensembleschutzzonen sind für 
die Dauer ihrer Geltung im Gemeindeamt, in der Stadt Innsbruck beim 
Stadtmagistrat, zur allgemeinen Einsichtnahme während der für den 
Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen. 

(11) Schutzzonen und Ensembleschutzzonen sind in den örtlichen 
Raumordnungskonzepten, den Flächenwidmungsplänen und Bebauungsplänen 
ersichtlich zu machen. 

§ 15 

Änderung und Aufhebung von Schutzzonen, 
Ensembleschutzzonen und Sichtzonen 

(1) Verordnungen über Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und 
Sichtzonen sind zu ändern, wenn dies durch eine Änderung der der jeweiligen 
Verordnung zugrundeliegenden Gegebenheiten erforderlich ist. Solche 
Verordnungen sind aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre Erlassung 
nicht mehr vorliegen. 

(2) Verordnungen über Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und 
Sichtzonen dürfen geändert oder aufgehoben werden, wenn ein wichtiger, im 
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öffentlichen Interesse gelegener Grund hiefür vorliegt, der die mit der 
jeweiligen Verordnung verfolgten Schutzinteressen überwiegt. 

(3) Auf das Verfahren zur Änderung oder Aufhebung von Verordnungen 
über Schutzzonen und Ensembleschutzzonen ist § 13, im Fall der Aufhebung 
mit Ausnahme des § 13 Abs. 10, anzuwenden. Abweichend vom § 13 Abs. 7 
ist die aufsichtsbehördliche Genehmigung zu versagen, wenn die 
Voraussetzungen nach Abs. 1 oder 2 für die Änderung bzw. Aufhebung der 
jeweiligen Verordnung über die Schutzzone oder Ensembleschutzzonen nicht 
gegeben sind. Auf das Verfahren zur Änderung oder Aufhebung von 
Verordnungen über Sichtzonen ist § 14 sinngemäß anzuwenden. Jeder 
Änderungsplan ist mit einer laufenden Nummer zu versehen. Im aufliegenden 
geänderten Plan ist die Änderung dadurch kenntlich zu machen, dass der 
Änderungsbereich mit einer roten Linie umrandet und die laufende Nummer 
dort angemerkt wird. Jede Änderung ist mit einer laufenden Nummer, die im 
Titel der Verordnung anzuführen ist, zu versehen. 

(4) Im Fall der Aufhebung der Verordnung über eine Schutzzone oder 
Ensembleschutzzone oder der Verordnung einer Gemeinde über eine Sichtzone 
ist diese weiterhin im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht während der für 
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen. Die Aufhebung ist 
unter Anführung des Datums der Beschlussfassung des Gemeinderates und des 
Zeitpunktes ihres Inkrafttretens ersichtlich zu machen. 

(5) Unbeschadet des Abs. 1 sind Verordnungen über Schutzzonen, 
Ensembleschutzzonen und Sichtzonen jedenfalls alle zehn Jahre daraufhin zu 
prüfen, ob sie den gesetzlichen Voraussetzungen noch entsprechen. 

§ 16 

Form der Darstellung geschützter Zonen, Datenübermittlung 

(1) Die Pläne von Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und Sichtzonen 
sind in digitaler Form auf der Grundlage der digitalen Katastralmappe (DKM) 
der Vermessungsämter im Landesvermessungssystem zu erstellen; die 
ergänzende Verwendung von vermessungstechnischen Naturstandsaufnahmen 
ist zulässig. Die Plangrundlagen müssen zumindest auf dem jeweils aktuell 
verfügbaren Stand im Zeitpunkt des Planungsbeginns beruhen. 

(2) Die digitalen Daten müssen ein Format aufweisen, das die 
Aufwärtskompatibilität gewährleistet, und müssen in einem zuverlässigen 
Prozess erzeugt werden. 

(3) Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und Sichtzonen sind im Maßstab 
1:2000 oder größer darzustellen. Die Abgrenzung hat durch eine feinlinige 
dunkelfarbige Umrandung zu erfolgen. Schutzzonen sind in roter Farbe, 
Ensembleschutzzonen in grüner Farbe, charakteristische Gebäude in 
dunkelgrauer Farbe darzustellen. Sichtzonen sind in gelber Farbe darzustellen. 

(4) Die Pläne sind der Landesregierung gefaltet im Format DIN A 4 mit 
Heftrand vorzulegen. 

(5) Die Planinhalte der Pläne sind der Landesregierung gleichzeitig mit 
der Vorlage der analogen Pläne nach § 13 Abs. 6 in digitaler Form im ESRI-
Shapefile-Format zu übersenden. Für die Übermittlung dieser Daten als Web-
Upload ist die dazu vorgesehene Geodatenschnittstelle auf der Internetseite des 
Landes Tirol zu verwenden. 

§ 16 

Form der Darstellung geschützter Zonen, Beschaffenheit von Unterlagen 
und elektronischen Dokumenten, Datenübermittlung 

(1) Die Pläne von Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und Sichtzonen 
sind in digitaler Form auf der Grundlage der digitalen Katastralmappe (DKM) 
der Vermessungsämter im Landesvermessungssystem zu erstellen; die 
ergänzende Verwendung von vermessungstechnischen Naturstandsaufnahmen 
ist zulässig. Die Plangrundlagen müssen zumindest auf dem jeweils aktuell 
verfügbaren Stand im Zeitpunkt des Planungsbeginns beruhen. 

(2) Die digitalen Daten müssen ein Format aufweisen, das die 
Aufwärtskompatibilität gewährleistet, und müssen in einem zuverlässigen 
Prozess erzeugt werden. 

(3) Schutzzonen, Ensembleschutzzonen und Sichtzonen sind im Maßstab 
1:2000 oder größer darzustellen. Die Abgrenzung hat durch eine feinlinige 
dunkelfarbige Umrandung zu erfolgen. Schutzzonen sind in roter Farbe, 
Ensembleschutzzonen in grüner Farbe, charakteristische Gebäude in 
dunkelgrauer Farbe darzustellen. Sichtzonen sind in gelber Farbe darzustellen. 

(4) Im Übrigen gelten im Hinblick auf 

 a) die Beschaffenheit der erforderlichen Unterlagen bzw. elektronischen 
Dokumente, insbesondere auch das Erfordernis und die Ausgestaltung 
des Plankopfes, das Format der Unterlagen und elektronischen 
Dokumente sowie die maximale Dateigröße der elektronischen 
Dokumente, 
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 b) die Übermittlungsvorgänge zwischen Gemeinde und Landesregierung 
einschließlich des Zuganges und der Schnittstellen sowie 

 c) die Mindestanforderungen an die Datensicherheit 

die das örtliche Raumordnungskonzept betreffenden Bestimmungen der nach 
§ 29 Abs. 4 lit. a und c des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 erlassenen 
Verordnung sinngemäß. 

§ 46 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die Gemeinden und der Stadtmagistrat Innsbruck sind 
Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), 
ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, in den nach § 38 in die Zuständigkeit des 
Bürgermeisters oder des Stadtmagistrats fallenden Angelegenheiten. Das Amt 
der Tiroler Landesregierung ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der 
Datenschutz-Grundverordnung in den nach § 38 in die Zuständigkeit der 
Landesregierung fallenden Angelegenheiten. Das Amt der Tiroler 
Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind gemeinsam 
Verantwortliche nach Art. 26 der Datenschutz-Grundverordnung in den nach 
§ 38 in die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde fallenden 
Angelegenheiten. 

(1) Die Gemeinden und der Stadtmagistrat Innsbruck sind 
Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), 
ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, in den nach § 39 in die Zuständigkeit des 
Bürgermeisters oder des Stadtmagistrats fallenden Angelegenheiten. Das Amt 
der Tiroler Landesregierung ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der 
Datenschutz-Grundverordnung in den nach § 39 in die Zuständigkeit der 
Landesregierung fallenden Angelegenheiten. Das Amt der Tiroler 
Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind gemeinsam 
Verantwortliche nach Art. 26 der Datenschutz-Grundverordnung in den nach 
§ 39 in die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde fallenden 
Angelegenheiten. 

(2) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen grundstücks- und 
anlagebezogene Daten sowie sonstige verfahrensrelevante Daten zum Zweck 
der Durchführung des Verfahrens zur Erlassung, Änderung oder Aufhebung 
von Verordnungen über geschützte Zonen verarbeiten und, soweit dies in 
diesem Gesetz vorgesehen ist, veröffentlichen. Sofern dies für diese Zwecke 
erforderlich ist, dürfen von Gemeindebewohnern, Eigentümern von 
Grundstücken und Betriebsinhabern weiters Identifikationsdaten und 
Erreichbarkeitsdaten verarbeitet werden. 

(3) Die nach Abs. 1 erster Satz Verantwortlichen dürfen grundstücks- und 
anlagebezogene sowie sonstige verfahrensrelevante Daten im Sinn des § 13 
Abs. 6 zum Zweck der aufsichtsbehördlichen Genehmigung einer Verordnung 
nach den §§ 10, 11 oder 12 dem nach Abs. 1 zweiter Satz Verantwortlichen 
übermitteln. Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen die Daten zu diesem 
Zweck verarbeiten und, soweit in diesem Gesetz vorgesehen, veröffentlichen. 

(2) (4) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen folgende Daten 
verarbeiten, sofern diese für die Durchführung der Bewilligungsverfahren nach 
diesem Gesetz erforderlich sind: 

 a) von den Parteien und Beteiligten, von Grundeigentümern und diesen 
gleichzuhaltenden Personen: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten 
über Rechtstitel, 

 b) von Sachverständigen und Projektanten: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Daten über Befähigungen und berufsrechtliche 
Befugnisse. 

(3) (5) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen folgende Daten 
verarbeiten, sofern diese für die Durchführung der Förderverfahren nach 
diesem Gesetz erforderlich sind: 

 a) von den Parteien und Beteiligten, von Grundeigentümern und diesen 
gleichzuhaltenden Personen: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten 
über Rechtstitel, 

 b) von Sachverständigen und Projektanten: Identifikationsdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Daten über Befähigungen und berufsrechtliche 
Befugnisse. 
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(4) (6) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen haben die Daten zu löschen, 
sobald diese für die Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden. 

(5) (7) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen dürfen personenbezogene Daten 
nach Abs. 2 und 3 Abs. 4 und 5 an die Mitglieder des Sachverständigenbeirates 
und die Gemeinden zum Zweck der Information und der Verarbeitung der 
Daten welche nach diesem Gesetz vorgesehen sind, übermitteln. 

(6) (8) Als Identifikationsdaten gelten: 

 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das 
Geschlecht, das Geburtsdatum, allfällige akademische Grade, 
Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, 
satzungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der 
vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die 
Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer und die Ordnungsnummer im 
Ergänzungsregister. 

(7) (9) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige 
Adressdaten, die Telefonnummer, elektronische Kontaktdaten, wie 
insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten. 

 

9. Abschnitt 

Sozial- und Gesundheitsrecht 

Artikel 55 

Änderung des Tiroler Teilhabegesetzes 

§ 36 

Schlichtungsstelle 

(1) Beim Amt der Tiroler Landesregierung wird eine Schlichtungsstelle 
für bestimmte Leistungen nach diesem Gesetz, die im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung gewährt werden, eingerichtet. 

(2) Der Schlichtungsstelle gehören als Mitglieder an: 

 a) eine rechtskundige Person als Vorsitzende, 

 b) eine fachlich mit Angelegenheiten der Behindertenhilfe befasste 
Person und 

 c) ein Mitglied der Nutzerinnenvertretung. 

(3) Die Mitglieder nach Abs. 2 lit. a und b sind von der Landesregierung 
nach Anhörung des Teilhabebeirates auf die Dauer von vier Jahren zu 
bestellen. In gleicher Weise ist für jedes dieser Mitglieder für den 
Verhinderungsfall ein Ersatzmitglied zu bestellen. Wiederbestellungen sind 
zulässig. Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf der Bestellungsdauer, dem 
Verzicht oder dem Widerruf der Bestellung. Die Mitglieder und 
Ersatzmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf der Bestellungsdauer bis zur 
Bestellung der neuen Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder im Amt. Endet die 
Mitgliedschaft vor dem Ablauf der Bestellungsdauer, so hat die 
Landesregierung für den Rest der Bestellungsdauer ein neues Mitglied bzw. 
Ersatzmitglied zu bestellen. 

(4) Das Mitglied nach Abs. 2 lit. c ist für das jeweilige 
Schlichtungsverfahren von der Nutzerinnenvertretung zu entsenden. In 
gleicher Weise ist für den Verhinderungsfall ein Ersatzmitglied zu entsenden. 

(5) Das Anhörungsverfahren findet nur in Anwesenheit sämtlicher 
Mitglieder der Schlichtungsstelle (Abs. 2) statt. Die Schlichtungsstelle ist 
beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend sind. Sie fasst ihre Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 
Verfahrensleitende Beschlüsse können unter Einbeziehung sämtlicher 
Mitglieder auch im Umlaufweg herbeigeführt werden (Umlaufbeschluss). Den 
Sitzungen, zu denen die Vorsitzende nach Bedarf einzuladen hat, können 
weitere Personen mit beratender Stimme beigezogen werden. 

(6) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle sind in Ausübung ihrer Funktion 
an keine Weisungen gebunden. 

(7) Die Kanzleigeschäfte der Schlichtungsstelle sind von der nach der 
Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung für die 
Angelegenheiten der Behindertenhilfe zuständigen Organisationseinheit zu 
besorgen. 

(8) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle haben über alle ihnen in 
Ausübung ihrer Funktion bekannt gewordenen Tatsachen, insbesondere über 
personenbezogene Daten, Verschwiegenheit zu bewahren. Die Mitglieder der 
Schlichtungsstelle haben über alle ihnen in Ausübung ihrer Funktion bekannt 
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gewordenen Tatsachen, insbesondere über personenbezogene Daten, 
Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen 
Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG erforderlich ist. Diese 
Verpflichtung besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit. 

(9) Der Schlichtungsstelle sind alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen und auf Verlangen Berichte über 
bestimmte Angelegenheiten zu erstatten. 

(10) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten 
des Aufgabenbereiches der Schlichtungsstelle zu informieren. 

(11) Die Tätigkeit für die Schlichtungsstelle ist ein Ehrenamt. Die 
Mitglieder der Schlichtungsstelle haben jedoch gegenüber dem Land Tirol 
Anspruch auf Ersatz der notwendigen Fahrtkosten in Höhe des 
kostengünstigsten öffentlichen Verkehrsmittels. Ist die Benützung eines 
öffentlichen Verkehrsmittels aufgrund der Behinderungen des Mitglieds 
unzumutbar, so gebührt der Ersatz der notwendigen Fahrtkosten. Die 
Mitglieder der Schlichtungsstelle haben ferner Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung für ihre Mühewaltung, sofern diese außerhalb ihrer Dienstzeit 
erfolgt. Die Höhe dieser Vergütung ist von der Landesregierung durch 
Verordnung entsprechend dem Zeitaufwand festzusetzen. Menschen mit 
Behinderungen können die Kosten für die notwendige Assistenz unter 
Anlehnung der für die jeweilige Begleitungsleistung festgesetzten Tarife 
(§ 46), sowie deren Fahrtkosten geltend machen, sofern diese nicht bereits 
durch eine laufende Leistungsgewährung abgedeckt wird. 

 

Artikel 56 

Änderung des Tiroler Heim- und Pflegeleistungsgesetzes 

4. Abschnitt 

Besondere Einrichtungen zur Wahrung der Rechte der 
Heimbewohner 

§ 8 

Heimanwalt, Informationsstelle 

(1) Zur Wahrung und Sicherung der Rechte und Interessen der 
Heimbewohner nach diesem Hauptstück hat die Landesregierung eine fachlich 
geeignete Person auf die Dauer von fünf Jahren zum Heimanwalt zu bestellen. 
Er hat auch nach dem Ablauf seiner Amtsdauer die Geschäfte bis zur 
Bestellung des neuen Heimanwaltes weiterzuführen. Die Wiederbestellung ist 
zulässig. 

(2) Der Heimanwalt hat seinen Sitz in Innsbruck. Er kann außerhalb der 
Landeshauptstadt Sprechtage abhalten, soweit dies zur Besorgung seiner 
Aufgaben zweckmäßig ist. 

(3) Die Landesregierung hat dem Heimanwalt die für die Besorgung 
seiner Aufgaben erforderlichen Sach- und Geldmittel sowie die sich aus dem 
Stellenplan ergebende Anzahl von Landesbediensteten zur Verfügung zu 
stellen. Die Landesregierung hat den Heimanwalt bei der Auswahl dieser 
Landesbediensteten zu hören. 

(4) Das Amt des Heimanwaltes endet vorzeitig durch Amtsverzicht oder 
Widerruf der Bestellung. Der Amtsverzicht ist gegenüber der Landesregierung 
schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der Verzichtserklärung 
unwiderruflich und, sofern in der Verzichtserklärung nicht ein späterer 
Zeitpunkt für das Wirksamwerden angegeben ist, wirksam. Die 
Landesregierung hat die Bestellung zum Heimanwalt zu widerrufen, wenn in 
der Person des Heimanwaltes Umstände eintreten, die ihn für dieses Amt nicht 
mehr geeignet scheinen lassen, oder wenn der Heimanwalt seine Aufgaben 
gröblich vernachlässigt. Endet das Amt des Heimanwaltes vorzeitig, so hat die 
Landesregierung unverzüglich einen neuen Heimanwalt zu bestellen. 

(5) Der Heimanwalt und die bei ihm verwendeten Bediensteten sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
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gewordenen Tatsachen verpflichtet, an deren Geheimhaltung ein 
schutzwürdiges Interesse einer Person besteht. 

(5) Der Heimanwalt und die bei ihm verwendeten Bediensteten sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen 
Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG erforderlich und gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. 

(6) Die Inanspruchnahme der Dienste des Heimanwaltes ist kostenlos. Sie 
können auch anonym in Anspruch genommen werden. 

(7) Alle mit den Angelegenheiten der Sozialhilfe, des Pflegegeldes oder 
der Pflegeheime betrauten Organe, mit Ausnahme jener des Bundes, sowie die 
Heimträger haben den Heimanwalt bei der Besorgung seiner Aufgaben zu 
unterstützen, ihm auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
Berichte oder Stellungnahmen zu übermitteln und Akteneinsicht zu gewähren. 
Andere Personen oder Einrichtungen können vom Heimanwalt eingeladen 
werden, zu konkreten Vorbringen Stellung zu nehmen. 

(8) Der Heimanwalt hat folgende Aufgaben: 

 a) Entgegennahme und Bearbeitung von Vorbringen oder Beschwerden 
von Heimbewohnern oder von deren Angehörigen, Vertretern oder 
Vertrauenspersonen insbesondere über Mängel oder Missstände im 
Bereich der Unterbringung, Versorgung, Betreuung und Pflege in 
einem Heim; 

 b) Aufklärung von Mängeln oder Missständen in Heimen und Hinwirken 
auf deren Beseitigung; 

 c) Beratung und Erteilung von Auskünften im Zusammenhang mit den 
Rechten und Pflichten von Heimbewohnern; 

 d) Prüfung von Anregungen und Abgabe von Empfehlungen zur 
Verbesserung der Stellung der Heimbewohner; 

 e) Hilfe bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über 
Fragen der Unterbringung, Versorgung, Betreuung und Pflege 
zwischen dem Heimträger oder dem im Heim tätigen Personal 
einerseits und den Heimbewohnern oder deren Angehörigen, 
Vertretern oder Vertrauenspersonen andererseits; 

 f) Vermittlung bei Streitfällen sowie Versuch der außergerichtlichen 
Schlichtung in solchen Fällen; 

 g) Begutachtung von Entwürfen zu Rechtsvorschriften, die die Interessen 
der Heimbewohner oder sonstige Aspekte der Führung von Heimen 
berühren können; 

 h) alle zwei Jahre die Vorlage eines Tätigkeitsberichtes an die 
Landesregierung, der an den Landtag weiterzuleiten ist. 

(9) Der Heimanwalt hat für den Fall seiner Verhinderung einen bei ihm 
verwendeten Bediensteten mit seiner Vertretung zu betrauen. 

(10) Beim Heimanwalt ist eine Informationsstelle einzurichten, die in 
allen den Betrieb von Heimen betreffenden und allen pflegebezogenen 
Angelegenheiten Auskunft zu erteilen hat. Diese Stelle ist zudem mit einer 
kostenlosen Telefonauskunft auszustatten. 

(11) Der Heimanwalt ist bei der Besorgung seiner Aufgaben nach Abs. 8 
an keine Weisungen gebunden. Gegenüber den beim Heimanwalt verwendeten 
Bediensteten ist hinsichtlich der Besorgung der Aufgaben nach Abs. 8 
ausschließlich der Heimanwalt weisungsberechtigt. 

(12) Die Landesregierung hat das Recht, sich über alle Gegenstände der 
Geschäftsführung des Heimanwaltes zu unterrichten. Der Heimanwalt hat der 
Landesregierung auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Personenbezogene Daten nach Abs. 5 sind nicht Gegenstand der 
Auskunftsverpflichtung. 

§ 10 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Alle bei Heimträgern oder in Heimen tätigen Personen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen verpflichtet, an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse 
einer Person besteht, sofern ihnen nicht schon nach anderen Vorschriften eine 
strengere Verschwiegenheitspflicht auferlegt ist. Alle bei Heimträgern oder in 
Heimen tätigen Personen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus dieser 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund 
eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt oder nach anderen 
Vorschriften eine strengere Verschwiegenheitspflicht auferlegt ist. Die 
Verschwiegenheitspflicht umfasst insbesondere alle gesundheitlichen 
Umstände der Heimbewohner und deren persönliche und wirtschaftliche 
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Verhältnisse. Diese Verschwiegenheitspflicht gilt auch über die Dauer ihrer 
Anstellung hinaus. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

 a) ausdrücklich in dienst- oder berufsrechtlichen Vorschriften oder sonst 
gesetzlich etwas anderes bestimmt ist, 

 b) die Erteilung der Auskunft nach Art und Inhalt zum Schutz 
höherwertiger Interessen der öffentlichen Gesundheitspflege, der 
Rechtspflege oder der Entscheidung über Pflegegeld oder 
Sozialhilfeleistungen gerechtfertigt ist oder 

 c) der Heimanwalt die Auskunft zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgaben benötigt. 

(3) Die bei einem Heimträger oder in einem Heim tätigen Personen 
können gegenüber Dritten im Einzelfall Auskunft darüber erteilen, ob eine 
Person Heimbewohner ist und wo sie angetroffen werden kann, sofern der 
Heimbewohner die Erteilung einer solchen Auskunft nicht untersagt hat. 

 

Artikel 57 

Änderung des Tiroler Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

§ 11 

Kinder- und Jugendanwältin 

(1) Die Landesregierung hat nach Durchführung einer öffentlichen 
Ausschreibung und nach Anhören des Kinder- und Jugendhilfebeirats eine 
Person, die über die hierfür erforderliche persönliche Eignung und über 
besondere Kenntnisse und praktische Erfahrungen auf dem Gebiet der Kinder- 
und Jugendhilfe oder der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen verfügt, für die 
Dauer von fünf Jahren zur Kinder- und Jugendanwältin zu bestellen. Die 
Kinder- und Jugendanwältin darf während ihrer Amtsdauer keine andere 
Tätigkeit in der öffentlichen oder privaten Kinder- und Jugendhilfe ausüben. 
Sie hat auch nach dem Ablauf der Amtsdauer die Geschäfte bis zur Bestellung 
der neuen Kinder- und Jugendanwältin weiterzuführen. Eine Wiederbestellung 
ist zulässig. 

(2) Die Kinder- und Jugendanwältin hat ihren Sitz in der 
Landeshauptstadt Innsbruck. Sie kann außerhalb der Landeshauptstadt 

Innsbruck Sprechtage abhalten, soweit dies zur Besorgung ihrer Aufgaben 
zweckmäßig ist. 

(3) Die Landesregierung hat die für die Besorgung der Aufgaben der 
Kinder- und Jugendanwältin erforderlichen Sach- und Geldmittel sowie die 
sich aus dem Stellenplan ergebende Anzahl von Landesbediensteten zur 
Verfügung zu stellen. Die Landesregierung hat die Kinder- und 
Jugendanwältin bei der Auswahl dieser Landesbediensteten anzuhören. 

(4) Das Amt der Kinder- und Jugendanwältin endet vorzeitig durch Tod, 
Verzicht oder Widerruf der Bestellung. Der Verzicht ist gegenüber der 
Landesregierung schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der 
Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der Verzichtserklärung nicht 
ein späterer Zeitpunkt für das Wirksamwerden angegeben ist, wirksam. Die 
Landesregierung hat die Bestellung nach Anhören des Kinder- und 
Jugendhilfebeirates zu widerrufen, wenn in der Person der Kinder- und 
Jugendanwältin Umstände eintreten, die sie für dieses Amt nicht mehr geeignet 
erscheinen lassen, oder wenn sie ihre Aufgaben gröblich vernachlässigt. Endet 
das Amt der Kinder- und Jugendanwältin vorzeitig, so hat die Landesregierung 
unverzüglich eine Neubestellung vorzunehmen. 

(5) Die Kinder- und Jugendanwältin und die bei ihr verwendeten 
Bediensteten sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus 
dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, an deren 
Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Person besteht. 

(5) Die Kinder- und Jugendanwältin und die bei ihr verwendeten 
Bediensteten sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus 
dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-
VG erforderlich und gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(6) Die Inanspruchnahme der Dienste der Kinder- und Jugendanwältin ist 
unentgeltlich. Sie können auch anonym in Anspruch genommen werden. 

(7) Die Behörden und Dienststellen des Landes und alle mit den 
Angelegenheiten der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe betrauten Organe, 
mit Ausnahme jener des Bundes, und deren Bedienstete haben die Kinder- und 
Jugendanwältin bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen und ihr, 
soweit dies zur Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlich ist, auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen und Einsicht in schriftliche Unterlagen über die von 
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ihnen betreuten Minderjährigen zu gewähren. Diese Verpflichtungen gelten 
auch für private Kinder und Jugendhilfeeinrichtungen nach § 12. 

(8) In der Funktion als Ombudsstelle für Kinder und Jugendliche ist der 
Kinder- und Jugendanwältin und ihren Mitarbeiterinnen Zugang zu allen 
Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen sowie persönlicher und vertraulicher 
Kontakt zu den dort betreuten Kindern und Jugendlichen zu gewähren. 

(9) Mit der Kinder- und Jugendanwältin ist, sofern sie im Zeitpunkt ihrer 
Bestellung nicht bereits in einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zum Land Tirol steht, ein auf die Amtsdauer befristetes 
privatrechtliches Dienstverhältnis nach den für Vertragsbedienstete des Landes 
geltenden Vorschriften abzuschließen. 

(10) Wird eine Bedienstete, die in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zum Land Tirol steht, zur Kinder- und Jugendanwältin 
bestellt, so 

 a) darf das Dienstverhältnis während der Funktionsdauer nur im Fall des 
Widerrufes der Bestellung gekündigt werden und 

 b) wird bei einem befristeten Dienstverhältnis der Lauf dieser Frist für 
die Dauer der Ausübung der Funktion gehemmt. Im Übrigen wird das 
Dienstverhältnis einer Bediensteten, die bereits in einem öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Land Tirol 
steht, durch ihre Bestellung zur Kinder- und Jugendanwältin nicht 
berührt. 

(11) Die Kinder- und Jugendanwältin hat die Rechte und Interessen von 
Minderjährigen wirksam zu fördern, zu schützen und in der Öffentlichkeit zu 
vertreten. Insbesondere hat die Kinder- und Jugendanwältin folgende 
Aufgaben: 

 a) die Beratung von Minderjährigen sowie von Personen ihres familiären 
und sozialen Umfeldes in allen Angelegenheiten, die die Rechte von 
Kindern im Sinn des Bundesverfassungsgesetzes über die Rechte von 
Kindern oder sonstige Interessen von Minderjährigen betreffen, 

 b) die Vermittlung bei Konflikten und Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Minderjährigen bzw. Personen ihres familiären und sozialen 
Umfeldes einerseits und Behörden und Einrichtungen zur Betreuung, 
Beratung oder zum Unterricht von Minderjährigen andererseits, 

 c) die Unterstützung von Minderjährigen, die von Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafverfahren oder gerichtlichen Verfahren betroffen 
sind, 

 d) die Unterstützung von Minderjährigen und Erwachsenen, denen als 
Minderjährige Erziehungshilfen gewährt wurden, in ihrem rechtlichen 
Interesse auf Akteneinsicht nach § 14 Abs. 3, 

 e) die Beratung von jungen Erwachsenen bei der Bewältigung ihrer 
Probleme in der persönlichen und sozialen Entfaltung. 

In den Fällen der lit. b und c sind die betroffenen Minderjährigen an 
der Tätigkeit der Kinder- und Jugendanwältin altersadäquat zu 
beteiligen. 

(12) Die Kinder- und Jugendanwältin hat weiters folgende Aufgaben: 

 a) die Information der Öffentlichkeit über Kinderrechte, über die 
Aufgaben der Kinder- und Jugendanwältin und über Angelegenheiten, 
die für Minderjährige von besonderer Bedeutung sind, 

 b) die Anregung von Hilfen zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
von Minderjährigen und das Hinweisen auf diesbezügliche 
Missstände, 

 c) die Mitbegutachtung von Gesetzen und Verordnungen, die die 
Interessen von Minderjährigen berühren können, 

 d) die Mitwirkung im Kinder- und Jugendhilfebeirat, 

 e) die Zusammenarbeit mit und die Unterstützung von nationalen und 
internationalen Netzwerken, 

 f) die Vorlage eines alle zwei Jahre zu erstellenden Tätigkeitsberichtes 
an die Landesregierung; die Landesregierung hat diesen Bericht 
unverzüglich an den Landtag weiterzuleiten. 

(13) (Landesverfassungsbestimmung) Die Kinder- und Jugendanwältin ist 
bei der Besorgung ihrer Aufgaben nach den Abs. 11 und 12 an keine 
Weisungen gebunden. Gegenüber den bei der Kinder- und Jugendanwältin 
verwendeten Bediensteten ist hinsichtlich der Besorgung der Aufgaben nach 
den Abs. 11 und 12 ausschließlich die Kinder- und Jugendanwältin 
weisungsberechtigt. 

(14) Die Landesregierung hat das Recht, sich über alle Gegenstände der 
Geschäftsführung der Kinder- und Jugendanwältin zu unterrichten. Die 
Kinder- und Jugendanwältin hat der Landesregierung auf Verlangen die 
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erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Personenbezogene Daten nach Abs. 5 
sind nicht Gegenstand der Auskunftsverpflichtung. 

(15) Die Kinder- und Jugendanwältin hat für den Verhinderungsfall eine 
bei ihr verwendete Bedienstete mit der Vertretung zu betrauen. 

§ 13 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die beim Träger der Kinder- und Jugendhilfe und die für ihn tätigen 
Personen sind, soweit in den Abs. 3 und 4 nichts anderes bestimmt ist, zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen des Privat- und Familienlebens verpflichtet, die 
werdende Eltern, Familien, Minderjährige oder junge Erwachsene betreffen 
und an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Person 
besteht. Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit in 
der Kinder- und Jugendhilfe weiter. 

(1) Die beim Träger der Kinder- und Jugendhilfe und die für ihn tätigen 
Personen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen des Privat- und Familienlebens 
verpflichtet, die werdende Eltern, Familien, Minderjährige oder junge 
Erwachsene betreffen soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen Interesses 
einer Person erforderlich und gesetzlich, insbesondere in den Abs. 3 und 4, 
nichts anderes bestimmt ist. Diese Verpflichtung besteht auch nach 
Beendigung der Tätigkeit in der Kinder- und Jugendhilfe weiter. 

(2) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch gegenüber 
Gerichten, Staatsanwaltschaften und den Sicherheitsbehörden. Davon 
ausgenommen sind Auskunftsersuchen 

 a) der Staatsanwaltschaften und von Gerichten in Strafverfahren, die sich 
auf den konkreten Verdacht beziehen, dass Minderjährige misshandelt, 
gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden sind; die 
Bestimmungen der §§ 51 Abs. 2 erster Satz und 112 der 
Strafprozessordnung 1975 sind sinngemäß anzuwenden, 

 b) von Gerichten in Verfahren zu Obsorge- und Kontaktrechten im 
Außerstreitverfahren, sofern dies im überwiegenden berechtigten 
Interesse der Minderjährigen unbedingt erforderlich ist, und 

 c) der Sicherheitsbehörden im Rahmen des § 22 Abs. 2 zweiter Satz des 
Sicherheitspolizeigesetzes (Sicherheitspolizeiliche Fallkonferenz), 

sofern dies im überwiegenden berechtigten Interesse der 
Minderjährigen unbedingt erforderlich ist. 

(3) Die Verschwiegenheitspflicht nach Abs. 1 besteht nicht gegenüber 
sonstigen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe tätigen Personen, 
Lehrkräften und Kindergartenpädagoginnen, Angehörigen von 
Gesundheitsberufen und Verwaltungsbehörden, soweit im Rahmen einer 
Gefährdungsabklärung, der Erstellung und Durchführung von Hilfeplänen oder 
der Hilfen zur Erziehung das überwiegende berechtigte Interesse der 
Minderjährigen an der Preisgabe der Tatsache das Interesse an deren 
Geheimhaltung überwiegt. 

(4) Bei der Interessensabwägung ist das überwiegende berechtigte 
Interesse der Minderjährigen an einer Geheimhaltung von Tatsachen des 
Privatlebens in Schule und Kindergarten in besonderem Maße zu 
berücksichtigen. 

(5) Dem Bewohnervertreter ist im Rahmen seiner Tätigkeit nach § 9 
Abs. 1 des Heimaufenthaltsgesetztes die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
erforderliche Einsicht in die Dokumentation (§ 17) zu gewähren. 

§ 14 

Amtshilfe, Auskunftsersuchen, Akteneinsicht 

(1) Amtshilfeersuchen ist ehest möglich zu entsprechen, sofern keine 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach § 13 entgegensteht; 
entgegenstehende Hindernisse sind unverzüglich bekannt zu geben. 

(2) Eltern, Pflegepersonen und mit der Obsorge in den Bereichen Pflege 
und Erziehung betraute Personen haben das Recht, Auskünfte über alle dem 
Kinder- und Jugendhilfeträger und den beauftragten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen bekannten Tatsachen ihres Privat- und 
Familienlebens bzw. der Herkunftsfamilie zu erhalten, soweit durch die 
Auskunft nicht schutzwürdige Interessen der betreuten Minderjährigen oder 
anderer Personen gefährdet werden. Dieses Recht steht auch Personen zu, 
denen Pflege und Erziehung aufgrund einer Erziehungshilfe nicht mehr 
zukommt, und weiters Pflegepersonen, und zwar bereits im Zug der 
Begründung eines Pflegeverhältnisses. Für das Verfahren der 
Auskunftserteilung gelten die Bestimmungen des Informationsfreiheitsgesetzes 
sinngemäß. Wird eine Auskunft von einer beauftragten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtung nicht erteilt und ist die Erlassung eines Bescheides 
hierüber schriftlich beantragt, hat die Kinder- und Jugendhilfeeinrichtung einen 
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solchen Antrag ohne unnötigen Aufschub an den Kinder- und 
Jugendhilfeträger weiterzuleiten. Von der Erteilung einer Auskunft in 
schriftlicher Form kann im Einzelfall abgesehen werden, wenn dies zum 
Schutz der Minderjährigen und des Kindeswohles unbedingt erforderlich ist. 
Im selben Ausmaß werden auch Auskünfte nach Art. 15 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1, erteilt. 

(3) Minderjährigen und Erwachsenen, denen als Minderjährige oder junge 
Erwachsene Erziehungshilfen gewährt wurden, ist hinsichtlich aller dem 
Kinder- und Jugendhilfeträger und den beauftragten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen bekannten Tatsachen ihres Privat- und 
Familienlebens Akteneinsicht zu gewähren. Von der Akteneinsicht sind 
Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme eine 
Gefährdung der Aufgaben der Behörde herbeiführen, den Zweck des 
Verfahrens oder berechtigte Interessen Dritter beeinträchtigen würde. 

(4) Die Ausübung des Rechts nach Abs. 3 steht Minderjährigen zu, sobald 
sie über die notwendige Entscheidungsfähigkeit verfügen. Das Vorliegen von 
Entscheidungsfähigkeit ist ab der Vollendung des 14. Lebensjahres zu 
vermuten. 

4. Abschnitt 

Adoption 

§ 35 

Mitwirkung an der Adoption 

(1) Die Mitwirkung an der Adoption umfasst die Beratung, Ausbildung 
und Eignungsbeurteilung einschließlich der Adoptivplatzerhebung von 
Adoptivwerberinnen, die Adoptionsvermittlung und die Zusammenarbeit mit 
den für Adoptionsverfahren zuständigen Gerichten und Behörden im Ausland. 

(2) Die Mitwirkung an grenzüberschreitenden Adoptionen hat nach den 
Bestimmungen internationaler Verträge und unter Berücksichtigung sonstiger 
völkerrechtlicher Verpflichtungen, insbesondere des Übereinkommens über 
den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
internationalen Adoption, BGBl. III Nr. 145/1999, zu erfolgen. 

(3) Für die Eignungsbeurteilung und die Auskunft darüber, die 
Adoptivplatzerhebung und die Ausbildung von Adoptivwerberinnen gelten die 
§§ 27, 28 und 29 sinngemäß. Für die Adoptionsvermittlung gilt § 30 Abs. 1, 2 
und 3 sinngemäß. 

(4) Die Eignungsbeurteilung, die Adoptivplatzerhebung und 
Adoptionsvermittlung sind dem Kinder- und Jugendhilfeträger vorbehalten. 
Die Adoptionsvermittlung hat unentgeltlich zu erfolgen. 

(5) Informationen über Eltern und Minderjährige sind zu dokumentieren 
und mindestens 50 Jahre ab der rechtskräftigen Bewilligung der Adoption 
aufzubewahren. Adoptiveltern können aus besonders wichtigen Gründen 
darüber Auskunft verlangen. Nach Vollendung des 14. Lebensjahres steht 
dieses Recht dem Adoptivkind selbst zu. Für das Verfahren der 
Auskunftserteilung gelten die Bestimmungen des Informationsfreiheitsgesetzes 
sinngemäß. 

 

Artikel 58 

Änderung des Tiroler Grundversorgungsgesetzes 

§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Grundversorgung wird auf Antrag oder von Amts wegen gewährt. 

(2) Die Grundversorgung erfolgt in Form von Geld- oder Sachleistungen. 
Sie wird nach der Erfassung der Schutzbedürftigkeit des Fremden bei der 
Aufnahme oder im Rahmen der Versorgung unter Berücksichtigung seiner 
speziellen Bedürfnisse gewährt; bei Minderjährigen ist dabei insbesondere 
auch auf das Kindeswohl Bedacht zu nehmen. Ein Anspruch auf die 
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. 

(3) Die Grundversorgung wird Fremden gewährt, die sich in Tirol 
aufhalten, soweit im Abs. 9 nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Bei der Beurteilung der Notlage sind Hilfeleistungen, die nach 
anderen landesrechtlichen oder bundesrechtlichen Vorschriften in Anspruch 
genommen werden können, zu berücksichtigen. 
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(5) Auf die Gewährung von Leistungen der Grundversorgung besteht kein 
Rechtsanspruch, soweit im Abs. 6 nichts anderes bestimmt ist. 

(6) Auf Leistungen der Grundversorgung nach § 5 Abs. 1 lit. a, b, c, d und 
l sowie nach § 7 Abs. 1 und 3 besteht für Fremde nach § 4 lit. c ein 
Rechtsanspruch. Über die Gewährung dieser Leistungen und deren 
Einschränkung und Einstellung sowie über den Ausschluss von diesen ist im 
Verwaltungsweg zu entscheiden. 

(7) Die Gewährung von Leistungen der Grundversorgung, auf die kein 
Rechtsanspruch besteht, deren Einschränkung und Einstellung sowie der 
Ausschluss von diesen haben im Rahmen der unter Bedachtnahme auf die 
Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG, LGBl. Nr. 59/2004, in der 
Fassung der Kundmachung LGBl. Nr. 65/2016 LGBl. Nr. 3/2025, von der 
Landesregierung zu erlassenden Richtlinien im Weg der 
Privatwirtschaftsverwaltung zu erfolgen. 

(8) Die Grundversorgung für Fremde, die angehalten werden, ruht für die 
Dauer der Anhaltung. 

(9) Die Grundversorgung endet jedenfalls mit dem nicht nur kurzfristigen 
Verlassen des Landesgebietes, es sei denn, das Verlassen des Landesgebietes 
ist zur Durchführung der Grundversorgung erforderlich oder es sprechen 
besonders berücksichtigungswürdige Umstände gegen die Einstellung der 
Grundversorgung oder Österreich ist durch internationale Normen zur 
Rückübernahme verpflichtet. 

§ 3 

Heranziehung von Einrichtungen zur Mitarbeit 

Bei der Versorgung der in die Betreuung aufgenommenen Fremden und 
bei der Schaffung und der Erhaltung der nötigen Infrastruktur kann das Land 
Tirol humanitäre, kirchliche oder private Einrichtungen oder Einrichtungen der 
freien Wohlfahrtspflege oder eine zu diesem Zweck gegründete Rechtsträgerin 
durch schriftliche Vereinbarung zur Mitarbeit heranziehen. In dieser 
Vereinbarung ist vorzusehen, dass die genannten Einrichtungen die zur 
Aufgabenerfüllung eingesetzten Bediensteten vertraglich zur Verschwiegenheit 
verpflichten. In dieser Vereinbarung ist vorzusehen, dass die genannten 
Einrichtungen die zur Aufgabenerfüllung eingesetzten Bediensteten vertraglich 
zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen verpflichten, soweit dies aufgrund eines 

schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist. 

§ 5 

Umfang der Grundversorgung 

(1) Die Grundversorgung umfasst folgende Leistungen: 

 a) die Unterbringung in geeigneten Unterkünften unter Berücksichtigung 
der Menschenwürde, der Familieneinheit sowie geschlechts- und 
altersspezifischer Aspekte; dabei ist darauf zu achten, dass 

 1. Opfer von Folter, Vergewaltigung und anderen schweren 
Gewalttaten von entsprechend ausgebildetem Betreuungspersonal 
betreut werden, wobei die Betreuungspersonen zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, 

 1. Opfer von Folter, Vergewaltigung und anderen schweren 
Gewalttaten von entsprechend ausgebildetem Betreuungspersonal 
betreut werden, wobei die Betreuungspersonen zur 
Verschwiegenheit über alle Tatsachen verpflichtet sind, soweit dies 
aufgrund eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 
zweiter Satz B-VG erforderlich ist, 

 2. Fremde die Möglichkeit haben, in organisierten Unterkünften mit 
Verwandten, ihrem Rechtsbeistand oder ihren Beratern, mit 
Personen, die den UNHCR vertreten und anderen einschlägig 
tätigen nationalen und internationalen Organisationen sowie 
anerkannten Nichtregierungsorganisationen in Verbindung zu 
treten, 

 3. die in Z 2 genannten Personen Zugang zu organisierten 
Unterkünften erhalten, um Fremden zu helfen; der Zugang darf nur 
aus Gründen der Sicherheit der betreffenden Räumlichkeiten oder 
der Fremden beschränkt werden, 

 4. organisierte Unterkünfte, in denen Minderjährige untergebracht 
sind, über eine altersgerechte Ausstattung, insbesondere 
entsprechende Spiel- und Erholungsmöglichkeiten verfügen und 
zumindest im Nahebereich dieser Unterkünfte entsprechende Spiel- 
und Erholungsmöglichkeiten im Freien zur Verfügung stehen, 

 b) die Versorgung mit angemessener Verpflegung, 
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 c) die Gewährung eines monatlichen Taschengeldes für Fremde in 
organisierten Unterkünften und für unbegleitete Minderjährige, 
ausgenommen bei individueller Unterbringung, 

 d) die Sicherung der Krankenversorgung und der Behandlung von 
schweren psychischen Störungen durch Leistung der 
Krankenversicherungsbeiträge nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 23/2019, 

 e) die Gewährung allenfalls darüber hinausgehender notwendiger, durch 
die Krankenversicherung nicht abgedeckter medizinischer Leistungen 
nach Prüfung im Einzelfall, 

 f) die Gewährung einer allenfalls darüber hinausgehenden notwendigen, 
durch die Krankenversicherung nicht abgedeckten psychologischen 
Betreuung für schutzbedürftige Fremde und die Gewährung allenfalls 
darüber hinausgehender notwendiger, durch die Krankenversicherung 
nicht abgedeckter Rehabilitationsmaßnahmen und qualifizierter 
Beratungsleistungen für traumatisierte Minderjährige nach Prüfung im 
Einzelfall, 

 g) Maßnahmen für pflegebedürftige Personen, 

 h) die Information, Beratung und soziale Betreuung der Fremden durch 
geeignetes Personal unter Einbeziehung von Dolmetschern zu deren 
Orientierung in Österreich und zur freiwilligen Rückkehr, 

 i) die Übernahme von Transportkosten bei Überstellungen und 
behördlichen Ladungen, 

 j) die Übernahme der für den Schulbesuch erforderlichen Fahrtkosten 
und die Bereitstellung des Schulbedarfs für Schüler, 

 k) Maßnahmen zur Strukturierung des Tagesablaufes im Bedarfsfall, 

 l) die Gewährung der notwendigen Bekleidung, 

 m) die Übernahme der Kosten eines ortsüblichen Begräbnisses oder eines 
Rückführungsbetrages in derselben Höhe, 

 n) die Gewährung von Rückkehrberatung, von Reisekosten sowie einer 
einmaligen Überbrückungshilfe bei freiwilliger Rückkehr in das 
Herkunftsland in besonderen Fällen. 

(2) Die Grundversorgung kann, wenn damit die Bedürfnisse des Fremden 
ausreichend befriedigt werden, auch eingeschränkt oder in Teilleistungen 
gewährt werden. 

(3) Die Grundversorgung kann eingeschränkt oder eingestellt werden, 
wenn der Fremde 

 a) die Aufrechterhaltung der Ordnung in einer Unterkunft durch sein 
Verhalten fortgesetzt und nachhaltig gefährdet, 

 b) sich grob gewalttätig verhält, 

 c) nach § 38a des Sicherheitspolizeigesetzes, BGBl. Nr. 566/1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2018, weggewiesen 
wird oder 

 d) wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung verurteilt worden ist, die 
einen Ausschlussgrund nach § 6 des Asylgesetzes 2005 darstellen 
kann. 

(4) Durch die Einschränkung oder Einstellung der Grundversorgung darf 
die medizinische Notversorgung des Fremden nicht gefährdet werden. 

 

Artikel 59 

Änderung des Gemeindesanitätsdienstgesetzes 

§ 5 

(1) In jedem Sanitätssprengel hat die Gemeinde bzw. der 
Gemeindeverband, sofern kein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis mit 
einem Sprengelarzt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in der Fassung 
vor der Novelle LGBl. Nr. 39/2011 besteht, sicherzustellen, dass zumindest ein 
geeigneter Sprengelarzt zur Verfügung steht. Mittels schriftlicher 
Vereinbarung können die sprengelärztlichen Aufgaben an Ärzte, die zur 
selbstständigen Berufsausübung berechtigt und aufgrund ihrer fachlichen 
Qualifikation sowie der Lage ihres Wohnsitzes, Berufssitzes oder Dienstortes 
dazu geeignet sind, oder an entsprechende Einrichtungen, in denen zur 
selbstständigen Berufsausübung berechtigte und fachlich qualifizierte Ärzte 
tätig sind, übertragen werden. 

(2) Die Übertragung sprengelärztlicher Aufgaben kann, sofern dies zur 
sprengelärztlichen Versorgung erforderlich ist, auch an Rechtsträger 
öffentlicher Krankenanstalten erfolgen. 
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(3) Die Neubegründung eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 
mit einem Sprengelarzt nach den Bestimmungen des 4. Abschnittes des ersten 
Hauptstücks ist nicht zulässig. 

(4) Der beabsichtigte Abschluss einer Vereinbarung nach den Abs. 1 und 
2 ist von der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband des Sanitätssprengels 
auszuschreiben. Die Ausschreibung hat durch Bekanntmachung an der 
Amtstafel der Gemeinde, im Fall der Ausschreibung durch den 
Gemeindeverband des Sanitätssprengels durch Bekanntmachung an der 
Amtstafel des Gemeindeverbandes zu erfolgen. Von der Ausschreibung ist die 
Ärztekammer für Tirol zu informieren. 

(5) Die Ausschreibung hat zu enthalten: 

 a) die Anzahl der Einwohner des Sanitätssprengels, 

 b) die der Bewerbung anzuschließenden Unterlagen (insbesondere 
Qualifikationsnachweise), 

 c) den Hinweis, dass Bewerbungen binnen drei Wochen, vom Tag der 
Bekanntmachung an der Amtstafel der Gemeinde bzw. des 
Gemeindeverbandes an gerechnet, bei der Gemeinde bzw. beim 
Gemeindeverband des Sanitätssprengels einzubringen sind. 

(6) Nach dem Ablauf der Frist nach Abs. 5 lit. c sind die Bewerbungen 
samt Qualifikationsnachweisen der Landesregierung vorzulegen und von 
dieser an den Landessanitätsrat zur fachlichen Beurteilung der Bewerber weiter 
zu leiten. Die Landesregierung hat die Bewerbungen mit dem Gutachten des 
Landessanitätsrates der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband des 
Sanitätssprengels zu übersenden. 

(7) Schriftliche Vereinbarungen nach den Abs. 1 und 2 haben, 
unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften, jedenfalls zu enthalten: 

 a) die vom Sprengelarzt für die Gemeinde bzw. den Gemeindeverband 
zu erbringenden Leistungen, 

 b) den Hinweis auf die vom Sprengelarzt aufgrund seiner Stellung nach 
§ 4 zweiter Satz für einen anderen Rechtsträger zu erbringenden 
Leistungen, 

 c) das für die Leistungen nach lit. a gebührende Entgelt, es sei denn, dass 
dieses in einer Verordnung nach Abs. 7a festgesetzt ist. 

 d) die Dauer der Vereinbarung, 

 e) die Auflösungsgründe und -fristen, 

 f) die Verpflichtung zur Beachtung der Amtsverschwiegenheit, 

 f) die Verpflichtung zur Beachtung der Geheimhaltungspflicht für 
Gemeindebedienstete (§ 14 Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz), 

 g) eine Vertretungsregelung für den Fall der vorübergehenden 
Verhinderung, 

 h) die Verpflichtung zur Mitteilung des Eintrittes des Vertretungsfalles 
an den Vertragspartner, 

 i) die Verpflichtung zur Teilnahme an Veranstaltungen zur Ausbildung 
und Fortbildung von Sprengelärzten. 

(7a) Die Landesregierung kann nach Anhören der Ärztekammer für Tirol 
und des Tiroler Gemeindeverbandes durch Verordnung das Entgelt für 
einzelne nach Abs. 1 und 2 vereinbarte Leistungen festsetzen. In dieser 
Verordnung können unter Bedachtnahme auf die örtlichen Erfordernisse, die 
Größe der Sprengel (Einwohnerzahl bzw. Fläche) und die statistischen 
Einsatzzahlen nähere Bestimmungen getroffen werden über: 

 a) das für die konkrete Leistung gebührende Entgelt, 

 b) die Abgeltung der Zeit für die An- und Abfahrt zur Durchführung der 
Leistung und 

 c) die Abgeltung für die Bereitschaft, 

wobei auch eine Festsetzung in Pauschalbeträgen erfolgen kann. 

(8) Der Abschluss einer Vereinbarung nach den Abs. 1 und 2 ist für vier 
Wochen an der Amtstafel der Gemeinde bzw. des Gemeindeverbandes des 
Sanitätssprengels kundzumachen. Die Ärztekammer für Tirol ist über den 
Abschluss der Vereinbarung zu informieren. 

(9) Die Gemeinden bzw. Gemeindeverbände der Sanitätssprengel sowie 
die Stadt Innsbruck haben gemeinsam eine Datenverarbeitung zum Zweck der 
Bereitstellung der Identifikations- und konkreten Erreichbarkeitsdaten des 
zuständigen Sprengelarztes bzw. des Stadtphysikus, der jeweiligen Vertreter 
bzw. des Totenbeschauers nach § 29 Abs. 2 zu errichten und zu betreiben. Die 
Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen: 

 a) nähere Bestimmungen über die Datenarten und die technischen 
Parameter der Bereitstellung der Daten, 

 b) den Zeitpunkt, bis zu dem die Datenverarbeitung errichtet sein muss, 

 c) den Zeitpunkt, ab dem der zuständige Sprengelarzt bzw. der 
Stadtphysikus, deren Vertreter sowie der Totenbeschauer nach § 29 
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Abs. 2 ihre Identifikations- und konkreten aktuellen 
Erreichbarkeitsdaten in diese Datenverarbeitung einzutragen und 
aktuell zu halten haben, 

 d) den Zeitpunkt, bis zu dem die Datenverarbeitung in Betrieb zu nehmen 
ist und dem Land Tirol, den Tiroler Bezirksverwaltungsbehörden, den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, den gewerberechtlich 
befugten Bestattungsunternehmen, der Leitstelle Tirol GmbH sowie 
der Ärztekammer für Tirol kostenloser Zugang zu gewähren ist, 

 e) ob weitere Personen oder Einrichtungen Zugang zur 
Datenverarbeitung erhalten sollen. 

(10) Die Gemeinden bzw. die Gemeindeverbände eines Sanitätssprengels 
sowie die Stadt Innsbruck haben Zugriff zu den ihren Sanitätssprengel 
betreffenden Daten zu erhalten. Sie haben jeder bzw. jedem Interessierten 
Auskünfte über die jeweils für deren Gebiet zuständigen Ärzte zu erteilen. 

 

Artikel 60 

Änderung des Tiroler Rettungsdienstgesetzes 2009 

§ 16 

Verschwiegenheitspflicht 

Alle bei einer Rettungseinrichtung im Sinn des § 2 Abs. 3 oder in der 
zentralen Landesleitstelle tätigen Personen sind, sofern sie nicht einer 
sonstigen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet, an deren Geheimhaltung ein 
schutzwürdiges Interesse einer Person besteht. 

§ 16 

Verschwiegenheitspflicht 

Alle bei einer Rettungseinrichtung im Sinn des § 2 Abs. 3 oder in der 
zentralen Landesleitstelle tätigen Personen sind, sofern sie nicht einer 
sonstigen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen 

Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG, insbesondere zur Wahrung 
überwiegender berechtigter Interessen einer Person, erforderlich ist. 

 

Artikel 61 

Änderung des Tiroler Krankenanstaltengesetzes 

§ 14 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Alle in einer Krankenanstalt tätigen Personen sowie jene, die zu 
Ausbildungszwecken Zutritt in die Anstalt haben, sind zur Verschwiegenheit 
über alle den Gesundheitszustand von Patienten betreffenden Umstände und 
über deren persönlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Verhältnisse 
verpflichtet, die ihnen in Ausübung ihres Berufes oder anlässlich ihrer 
Ausbildung bekannt geworden sind, sofern ihnen nicht schon nach anderen 
gesetzlichen oder dienstrechtlichen Vorschriften eine solche 
Verschwiegenheitspflicht auferlegt ist. Bei Eingriffen, die der Entnahme von 
Organen oder Organteilen Verstorbener zum Zweck der Transplantation 
dienen, ist auch über die Person des Spenders und des Empfängers 
Verschwiegenheit zu bewahren. 

(1) Alle in einer Krankenanstalt tätigen Personen sowie jene, die zu 
Ausbildungszwecken Zutritt in die Anstalt haben, sind zur Verschwiegenheit 
über alle den Gesundheitszustand von Patienten betreffenden Umstände und 
über deren persönliche, wirtschaftliche und sonstige Verhältnisse, die ihnen in 
Ausübung ihres Berufes oder anlässlich ihrer Ausbildung bekannt geworden 
sind, verpflichtet, soweit deren Geheimhaltung im überwiegenden Interesse der 
Patienten erforderlich ist. Sonstige Geheimhaltungs- oder 
Verschwiegenheitspflichten aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen 
werden dadurch nicht berührt. Bei Eingriffen, die der Entnahme von Organen 
oder Organteilen Verstorbener zum Zweck der Transplantation dienen, ist über 
die Person des Spenders und des Empfängers Verschwiegenheit zu bewahren. 

(2) Durchbrechungen der Verschwiegenheitspflicht bestimmen sich nach 
den dienst- oder berufsrechtlichen Vorschriften. Im Übrigen besteht die 
Verschwiegenheitspflicht nicht, wenn die Offenbarung des Geheimnisses nach 
Art und Inhalt durch ein öffentliches Interesse, insbesondere durch Interessen 
der öffentlichen Gesundheitspflege oder der Rechtspflege, gerechtfertigt ist. 



107 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten auch für alle bei den Anstaltsträgern 
beschäftigten Personen sowie für alle für die Ethikkommission tätigen 
Personen und für die Mitglieder der Ausbildungskommission (§ 12 Abs. 5). 

(4) Die in einer Krankenanstalt tätigen Personen können gegenüber 
Dritten im Einzelfall Auskunft darüber erteilen, ob ein Patient in die 
Krankenanstalt aufgenommen ist und wo er angetroffen werden kann, sofern 
der Patient eine solche Auskunftserteilung nicht untersagt hat. 

 

Artikel 62 

Änderung des Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetzes 

§ 12 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Organe des Fonds sind verpflichtet, alle ihnen ausschließlich bei der 
Ausübung ihrer Funktion bekannt gewordenen Tatsachen Dritten gegenüber 
geheim zu halten. 

§ 12 

Geheimhaltungspflicht 

Für die Mitglieder der Organe des Fonds gelten die Bestimmungen über 
die Geheimhaltungspflicht für Landesbedienstete (§ 13 
Landesbedienstetengesetz) sinngemäß, soweit sie nicht ohnehin der 
dienstrechtlichen Geheimhaltungspflicht unterliegen. Die Entscheidung über 
die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der Landesregierung. 

 

Artikel 63 

Änderung des Gesetzes über die Tiroler Patientenvertretung 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Die Tiroler Patientenvertretung hat für die im § 1 Abs. 1 genannten 
Personen folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 a) Entgegennahme und Behandlung von Beschwerden sowie Information 
über das Ergebnis der Prüfung, 

 b) Aufzeigen von Mängeln oder Missständen und Hinwirken auf deren 
Beseitigung, 

 c) Erteilung von Auskünften im Zusammenhang mit den Rechten und 
Pflichten der Personen nach § 1 Abs. 1, 

 d) Prüfung von Anregungen und Abgabe von Empfehlungen zur 
Verbesserung der Stellung der Personen nach § 1 Abs. 1, 

 e) Wahrnehmung der Aufgaben des Entschädigungsbeauftragten nach 
dem Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz, LBGl. 
Nr. 71/2001, in der jeweils geltenden Fassung, 

 f) Abgabe von Stellungnahmen in grundlegenden allgemeinen 
patientenrelevanten Fragen. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Tiroler Patientenvertretung für 
die Personen nach § 1 Abs. 1 im erforderlichen Ausmaß außerhalb der 
Landeshauptstadt Sprechstunden bzw. Sprechtage abzuhalten. 

(3) Der Tiroler Patientenvertretung ist bei der Durchführung von 
Begutachtungsverfahren zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen des Landes, 
bei grundlegenden Planungsvorhaben des Landes und vor der Errichtung neuer 
stationärer und ambulanter Versorgungsstrukturen, für die öffentliche Mittel 
eingesetzt werden, Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme nach Abs. 1 
lit. f zu geben. 

(4) Der Patientenvertreter und seine Mitarbeiter sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen, an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse 
einer Person besteht, verpflichtet. 

(4) Der Patientenvertreter und seine Mitarbeiter sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit dies aufgrund eines schutzwürdigen 
Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG erforderlich ist. 

(5) Die Inanspruchnahme der Tiroler Patientenvertretung erfolgt 
unentgeltlich. 

 



108 

Artikel 64 

Änderung des Tiroler Gesundheitsfondsgesetzes 

§ 9 

Organe des Fonds 

(1) Die Organe des Fonds sind: 

 a) die Gesundheitsplattform, 

 b) der Vorsitzende, 

 c) das Präsidium, 

 d) die Landes-Zielsteuerungskommission. 

(2) Auf einen Regressanspruch des Fonds gegen Personen, die eine 
Organfunktion nach Abs. 1 ausüben, ist das Bundesgesetz über die 
Beschränkung der Schadenersatzpflicht der Dienstnehmer 
(Dienstnehmerhaftpflichtgesetz), BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 61/2021 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Für die Mitglieder der Organe des Fonds nach Abs. 1 lit. a, c und d 
gelten die Bestimmungen über die Geheimhaltungspflicht für 
Landesbedienstete (§ 13 Landesbedienstetengesetz) sinngemäß. Die 
Entscheidung über die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht obliegt der 
Landesregierung. 

 

Artikel 65 

Änderung des Tiroler Heilvorkommen- und Kurortegesetzes 2004 

§ 21 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Alle in einer Kuranstalt beschäftigten Personen sind zur 
Verschwiegenheit über alle Umstände, die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit 
oder mit Beziehung auf ihre Tätigkeit über die Krankheit von Kurgästen und 
über deren persönliche, wirtschaftliche und sonstige Verhältnisse bekannt 
geworden sind, verpflichtet. Die Verschwiegenheitspflicht ist zeitlich 
unbegrenzt und endet daher auch nicht mit dem Ende der Beschäftigung oder 
der Tätigkeit in der Kuranstalt. Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, 

soweit eine gesetzliche Auskunftspflicht oder ein öffentliches Interesse an der 
Auskunftserteilung gesetzliche Informationspflicht oder ein öffentliches 
Interesse an der Informationserteilung, insbesondere ein solches der 
öffentlichen Gesundheitspflege oder der Rechtspflege, besteht, das die privaten 
Interessen an der Geheimhaltung überwiegt. In jenen Fällen, in denen kein 
gesetzliches Gebot besteht, ist die Ermächtigung zur Auskunftserteilung bei 
der Bezirksverwaltungsbehörde einzuholen.  

(2) Für Personen, für die nach anderen gesetzlichen Vorschriften eine 
weitergehende Verschwiegenheitspflicht besteht, bleiben die diesbezüglichen 
Vorschriften unberührt. 


